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1. Einleitung

Mit Vertrag vom 4. Mai 1999 hat das Ministerium der Finanzen des Landes
Brandenburg einen Gutachterauftrag erteilt, der sich insbesondere auf die
Begutachtung des Teilprojekts ,Mischfinanzierungen, Gemeinschaftsaufgaben” in
Rahmen des von der Ministerprasidentenkonferenz beschlossenen Projektes

,Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung* erstreckt.

Der Gutachterauftrag umfal3t im einzelnen die Beschreibung des Ist-Zustandes bei
den Mischfinanzierungstatbestédnden, wobei besonderes Gewicht auf die Verteilung
der Finanzierungsanteile des Bundes auf die Bundeslander gelegt wird. Dabei ist
auch die Streuwirkung der Mischfinanzierung im Zeitablauf zu analysieren.
Verbunden mit der Bestandsaufnahme ist die Identifikation der Problemlagen bei den
Mischfinanzierungstatbestanden im allgemeinen sowie bei den einzelnen
Mischfinanzierungsarten (Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a und 91b GG sowie
der Finanzhilfen nach Art. 104a Abs.4 GG) im besonderen. Um etwaige
Kompensationen Uber die Geldleistungsgesetze nach Art. 104a Abs. 3 GG in ihren
finanzwirtschaftlichen Auswirkungen bertcksichtigen zu kénnen, werden auch diese
in der Darstellung und Analyse beriicksichtigt," zumal ihre Stellung im GG sie

eindeutig als Mischfinanzierungstatbestand charakterisiert.

An die Bestandsaufnahme schlief3t sich die Erarbeitung von Lésungsmodellen an,
die vom Status quo ausgehend eine teilweise oder ganzliche Abschaffung der
Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen mit sich bringen. Dabei werden diese
Mischfinanzierungstatbestdnde im Zusammenhang mit dem horizontalen und
horizontal-vertikalen Finanzausgleich gesehen, um auch in diesem Kontext
AusgleichsmalRnahmen untersuchen zu koénnen. Als solche stehen eine
Kompensation Uber den Umsatzsteueranteil der Lander bzw. eine Modifikation der
Umsatzsteuerlosung um Bedarfselemente zur Verfigung. Alternative Losungs-
modelle sollen soweit wie moglich von rationalen und konsistenten Verteilungs-
schlusseln ausgehen, um die Auseinandersetzungen zwischen den Bundeslandern —

seien sie finanzstark oder finanzschwach, Flachen- oder Stadtstaat, (flachen- bzw.

! Eine derartige Kompensation der durch den Bund an die Lander gewahrten Finanzhilfen fiir

Investitionen in Krankenhauser Uber einen Abbau von Mischfinanzierungstatbestanden in Geld-
leistungsgesetzen erfolgte durch das Gesetz zur Neuordnung der Krankenhausfinanzierung; vgl.
hierzu Bundesrat, Drucksache 391/84.
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einwohnerzahimaRig) klein oder grof3, den alten oder neuen Bundeslandern
zugehdrig etc. — um die Mittelverteilung auf ein unausweichliches Mindestmal3 zu
begrenzen. Zu beachten ist dabei die wichtige Nebenbedingung, dal3 die neuen
Bundeslander einschlie3lich Berlin die gegenwartige Verteilungsposition soweit wie
maoglich gesichert erhalten, da die teilungsbedingten Sonderlasten auf nicht

absehbare Zeit eine strukturelle Finanzschwache verursachen.

DarUber hinaus spielt auch fur die hier begutachtete Thematik die Grundsatzfrage,
namlich ob eine bundesstaatliche Ordnung mehr kooperativ oder kompetitiv ausge-
staltet sein sollte, eine bedeutsame Rolle.? In einer kooperativen Rahmenordnung
werden nattrlicherweise Bund und L&ndern wie auch den Landern untereinander
mehr gemeinsame Aufgaben zugeordnet, als das in einem kompetitiven
Rahmenwerk der Fall sein dirfte. Kooperation und Wettbewerb spielen vor allem
dann eine sehr unterschiedliche Rolle, wenn die Lebensverhdaltnisse in den
Bundeslandern stark auseinander klaffen. Je deutlicher die Unterschiede ausgepragt

sind, um so fragwurdiger wird ein kompetitiver Landerfinanzausgleich.

Auch in diesem Lichte ist also die Infragestellung der Mischfinanzierungstatbestéande
zu beleuchten. So hat zumindest fir die alten Bundeslander der horizontale Finanz-
ausgleich und die Mischfinanzierung in den Bereichen der Gemeinschaftsaufgaben
und Finanzhilfen zu einer starken Angleichung der Lebensverhéltnisse beigetragen.
Eine entsprechende Angleichung fir die neuen Bundesléander steht noch aus, sollte
allerdings unter der stichhaltigen Bezugnahme auf die teilungsbedingten Sonder-
lasten im gesamten Bund-Lander-Zusammenhang eingefordert werden. Auch wenn
der Weg in Richtung auf eine effizienzorientierte Neuordnung der bundesstaatlichen
Ordnung mittels einer Verstarkung des Wettbewerbs zwischen den Landern
beschritten werden sollte, bleibt dennoch in einem solchen kompetitiven System

durchaus Raum fir die unbestreitbaren Sonderbedarfe der neuen Bundeslander.

2. Mischfinanzierungstatbestande

Auftragsgemal erfolgt im 2. Kapitel des Gutachtens eine Tatbestandsaufnahme zur
Mischfinanzierung. Unter dem Begriff Mischfinanzierung werden all diejenigen

Tatbestande subsummiert, in denen es zu einer gemeinsamen Finanzierung von

2 Siehe zu dieser Frage insbesondere den von der Bayrischen Staatsministerin fir Bundesange-

legenheiten herausgegebenen Sammelband; vgl. Mannle (1998).
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Bund und Landern kommt. Um eine konzise Darstellung zu gewahrleisten und
Wiederholungen zu vermeiden, erweist sich als zweckmallig, zunéchst eine
allgemeine Problemanalyse der Mischfinanzierung (Unterkapitel 2.1.) voraus-
zustellen. Anschlie3end erfolgt die Darstellung der Mischfinanzierungstatbestande
im einzelnen, wobei auf die volumenmalige Entwicklung im Zeitraum von 1990 bis
1999 eingegangen wird. Daruiber hinaus erfolgt eine trendmalige Fortschreibung der
Entwicklung gemall den Eckwerten der mittelfristigen Finanzplanung bis 2002.
Sofern es inhaltlich geboten ist, soll bereits auf Losungsmdoglichkeiten hingewiesen

werden, die im Kapitel 3 wieder aufgegriffen werden.

2.1. Allgemeine Probleme der Mischfinanzierung

Bei der Darstellung der allgemeinen Probleme der Mischfinanzierung erfolgt zu-
nachst eine Einordnung ihrer Stellung in den gesamten Finanzausgleich, ins-
besondere den Landerfinanzausgleich, da auch die Mischfinanzierung mit Streuwir-
kungen Uber die Lander verbunden ist. Im zweiten Teil dieses Unterkapitels wird
dann die generelle Kritik an der Mischfinanzierung strukturiert dargestellt. Diese Art
der Darstellung soll Wiederholungen an der Ebene der einzelnen Mischfinan-
zierungstatbestande vermeiden. Lediglich die gesonderten Einzelkritikpunkte werden
bei den Einzeltatbestanden zusatzlich vermerkt.

2.1.1. Zur Stellung von Mischfinanzierung und Finanzausgleich

Da die Mischfinanzierungstatbestdnde zum einen in den Bereich der zweckge-
bundenen Finanzzuweisungen fallen, die vom Bund an die Lander geleistet werden,
sie zum anderen aber unterschiedlich Uber die Lander streuen, somit auch
horizontale Ausgleichseffekte aufweisen, gehdren sie aus 0Okonomischer Sicht
zweifellos zu dem weiten Bereich des Finanzausgleichs. Aufgrund horizontaler
Streuwirkungen ergeben sich auch AnknUpfungspunkte zum horizontalen Lander-

finanzausgleich.

Die verfassungsrechtliche Regelung beispielsweise der Gemeinschaftsaufgaben in
den Art. 91 a und 91 b im Teil Vllla (Gemeinschaftsaufgaben) des GG auf3erhalb
des Finanzwesens (Teil X.) mag allerdings dazu beigetragen haben, dal3 diese in der
juristischen Beurteilung Uberwiegend nicht im Zusammenhang mit dem

Landerfinanzausgleich gesehen werden (vgl. z.B. Arndt 1997 und Heun 1999).
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Ahnliches gilt — wenn auch aus anderen Griinden — fiir die Finanzhilfen nach
Art. 104a Abs. 4 GG, die als Ausnahmen zu betrachten sind und den Finanz-
ausgleich nicht ersetzen sollen (vgl. Hade 1996, S. 72), sowie fur die Geldleistungs-
gesetze nach Art. 104a Abs. 3 GG. lhre horizontalen Streuwirkungen lassen es
allerdings geboten erscheinen, diese zumindest in ihren finanzwirtschaftlichen

Konsequenzen im Zusammenhang mit dem Landerfinanzausgleich zu untersuchen.?

Zum horizontalen Finanzausgleich im weiteren Sinne konnte alles gezahlt werden,
was im einzelnen im Finanzausgleichsgesetz (FAG) geregelt ist. Eine solche
Definition erweist sich allerdings hinsichtlich der Bundeserganzungszuweisungen als
problematisch. Ohne Zweifel stellt jedoch der Umsatzsteuervorwegausgleich gemarf
Art. 107 Abs. 1 S. 4, 2. Hs. GG i.V.m. 8§ 2 Abs. 2 FAG einen wesentlichen Bestand-
teil des horizontalen Finanzausgleichs dar, weil Uber die Ergdnzungsanteile die
finanzschwachen Lander bis auf 92 % des Pro-Kopf-Durchschnitts im Aufkommen
aus Einkommen- und Korperschaftsteuer, der Gewerbesteuer, des Anteils am
Zinsabschlag sowie der Landersteuern herauftransferiert werden. Auch die Vertei-
lung des Umsatzsteueraufkommens nach der Einwohnerzahl (gegeniber dem
ortlichen Aufkommen) hat bereits einen horizontal ausgleichenden Effekt, da ein

Einwohnerzahlschliissel die Unterschiede in der Wirtschaftskraft nivelliert.

Der horizontale Finanzausgleich des Art. 107 Abs. 2 S. 1 und 2 GG — oder auch der
Landerfinanzausgleich im engeren Sinne (vgl. Petersen 1988, S. 130) — sorgt dann
Uber die Ausgleichszuweisungen der ausgleichspflichtigen an die ausgleichs-
berechtigten Lander fur eine weitere Angleichung der Finanzkraft. Durch die
Ausgleichspflicht — geregelt im 8 10 FAG — werden die ausgleichsberechtigten
Lander prinzipiell auf mindestens 95 % der landerdurchschnittlichen Finanzkraft
angehoben, wobei hier die gesamten Landersteuern inklusive der bergrechtlichen
Forderabgabe sowie partiell die Gemeindesteuern abzlglich der Hafenlasten
angesetzt werden. Dabei darf die Finanzkraftreihenfolge der zahlungspflichtigen

Lander nicht tangiert werden.

Uber Umsatzsteuervorwegausgleich und Landerfinanzausgleich i.e.S. hinaus ge-

wahrt der Bund aus seinen eigenen Mitteln den finanzschwachen Landern Bundes

¥ So betont Heun (1999, S. 16), daR diese Instrumente durchaus zu beachten sind: ,Angesichts der

ansonsten durch den Finanzausgleich erzielten Ausgleichseffekte dirfen diese Wirkungen aber
nicht génzlich aus dem Auge verloren werden. Sie verstarken zumindest eine Tendenz des
gegenwartigen Finanzausgleichs und wirken ihr in keiner Weise entgegen.”
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erganzungszuweisungen (BEZ) zur zusatzlichen Deckung ihres Finanzbedarfs (§ 11
FAG). Die Fehlbetrags-BEZ flieRen gemald § 11 Abs. 2 FAG an finanzschwache alte
und neue Lander und haben die Aufgabe, die an 100 % fehlende Finanzkraft der
finanzschwachen Lander nach dem Landerfinanzausgleich i.e.S. (das sind 5 %) zu
90 v.H. auszugleichen, so dal3 deren Finanzkraft auf grundsatzlich 99,5 % der
Ausgleichsmel3zahl vor Zuweisung der BEZ angehoben wird. Sie beliefen sich im
Jahr 1998 auf 5,61 Mrd. DM. Obwohl Zuweisungen des Bundes prinzipiell in den
Bereich des vertikalen Finanzausgleichs fallen, haben die Fehlbetrags-BEZ von ihrer
Aufgabenstellung her einen eindeutig horizontalen Ausgleichseffekt, so dal3 diese
Uberwiegend dem L&nderfinanzausgleich im weiteren Sinne zugerechnet werden.*
Somit tragen die Fehlbetrags-BEZ zu einer weiteren Nivellierung der

Finanzkraftunterschiede bei.

Folgt man der Systematik des FAG, mul3 man zur Ermittlung der Finanzkraft-
reihenfolge die Finanzkraftmef3zahl eines Landes auf die Ausgleichsmefl3zahl
beziehen, die den unter Bertcksichtigung der Einwohnergewichtung sich er-
gebenden normierten Finanzbedarf eines Landes darstellt. ,Die Ausgleichsmel3zahl

soll die auf ein bestimmtes Land bezogene und durch Bedarfselemente
modifizierte bundesdurchschnittliche Finanzkraft (cum grano salis: Steuerkraft-
sollzahl) kennzeichnen* (Kolms 1976, S. 186). Bedarfselemente werden insofern
berticksichtigt, als dal3 bei den Steuereinnahmen der Gemeinden eine hohere
Gewichtung der Einwohner mit wachsender Einwohnerzahl bzw. nach der Wohn-
dichte bei GroRRgemeinden erfolgt, wahrend die Einwohnerzahlen der Stadtstaaten
mit 135 % gewertet werden (Einwohnerveredelung). Vergleicht man nun die Finanz-
kraftreihenfolge vor und nach dem Landerfinanzausgleich (Umsatzsteuervorweg-
ausgleich und horizontaler L&anderfinanzausgleich), dann ergeben sich hinsichtlich
der Reihenfolge keine einschneidenden Veranderungen. Die Tabelle 1 verdeutlicht
die Finanzkraftreinenfolge bezogen auf die Ausgleichsmel3zahl; lediglich aus
Grunden des Vergleichs werden die entsprechenden Werte bezogen auf den Pro-
Kopf-Landerdurchschnitt ausgewiesen.

* Kolms spricht bei den BEZ auch von einem Finanzausgleich mit ,vertikal-horizontalem Effekt*

(Kolms 1976, S. 190). Auch Arndt (1997, S. 42) vertritt die Ansicht, ,dal aufgrund der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts die Fehlbetrags-Bundesergdnzungszuweisungen in
den Finanzausgleich einzubeziehen sind.”
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Tabelle 1: Finanzkraftreihenfolge im Finanzausgleich unter den Bundeslandern fur

das Jahr @8”

FinanzkraftmeRzahl® in vH der

FinanzkraftmeRzah!® in vH des

Steuern in vH

2 AusgleichsmeRzahl Landerdurchschnitts des Bundes-
< durchschnitts
@ vor nach vor nach (Umsatz-
2 |Landerfinanz-|Landerfinanz-| nach Fehl- |Landerfinanz-|Landerfinanz-| nach Fehl- | steuer nach
@ ausgleich ausgleich | betrags-BEZ | ausgleich ausgleich | betrags-BEZ | Pro-Kopf-
i.e.S. i.e.S. i.e.S. i.e.S. Verte”ung)
NW| 106,40 (=5) 102,31 (=5) 102,31 (=5) | 104,71 (=5) 100,68 (=6) 99,10 (=6) | 109,76 (=5)
By | 109,11 (=4) 103,06 (=4) 103,06 (=4) | 106,40 (=4) 100,50 (=7) 98,93 (=7) | 111,46 (=4)
BW | 110,49 (=2) 103,36 (=2) 103,36 (=2) | 107,81 (=3) 100,85 (=5) 99,27 (=5) | 112,87 (=3)
NI | 93,32(=8) 9582(=9) 99,58(=9) | 91,22 (=9) 93,67 (=10) 95,82 (=9) | 96,27 (=9)
HE | 118,42 (=1) 104,40 (=1) 104,40 (=1) | 115,75 (=2) 102,04 (=4) 100,44 (=4) | 120,80 (=2)
SN | 84,20 (=11) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 82,12 (=13) 92,66 (=12) 95,53 (=12)| 59,12 (=13)
RP| 94,56 (=7) 96,60 (=7) 99,66 (=7) | 92,32(=8) 94,31(=9) 95,77 (=10)| 97,37 (=8)
ST| 84,15(=12) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 81,95 (=14) 92,51 (=13) 95,38 (=13)| 55,83 (=16)
SH | 100,28 (=6) 100,28 (=6) 100,28 (=6) | 97,63 (=6) 97,63 (=8) 96,10 (=8) | 102,68 (=6)
TH| 83,60 (=13) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 81,30 (=15) 92,38 (=15) 95,25 (=15)| 56,18 (=15)
BB| 85,29 (=10) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 82,90 (=12) 92,33 (=16) 95,19 (=16)| 61,30 (=12)
MV | 83,32 (=14) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 81,03 (=16) 92,40 (=14) 95,26 (=14)| 56,34 (=14)
SL| 89,82(=9) 9500(=10) 99,50 (=10)| 87,78 (=11) 92,84 (=11) 95,71 (=11)| 86,62 (=11)
BE| 69,24 (=16) 95,00 (=10) 99,50 (=10)| 90,00 (=10) 123,49 (=2) 127,32 (=2) | 95,06 (=10)
HH | 110,40 (=3) 103,32 (=3) 103,32 (=3) | 142,85 (=1) 133,68 (=1) 131,59 (=1) | 147,90 (=1)
HB| 74,16 (=15) 95,86 (=8) 99,59 (=8) | 95,04 (=7) 122,85(=3) 125,62 (=3) | 100,09 (=7)
Y Vorlaufige Abrechnung.
2 Gemeindesteuern halftig beriicksichtigt und durch einheitliche Hebesatze normiert.
Quelle: Bundesratsdrucksache 275/98, eigene Berechnungen.
Die Einbeziehung der Fehlbetrags-BEZ bringt keine Verdnderungen in der

Finanzkraftreihenfolge mit sich. Das ist nur dann der Fall, wenn man der Systematik

des FAG widersprechend die Finanzkraftmef3zahl nicht auf die Ausgleichsmef3zahl,

sondern auf den landerdurchschnittlichen Wert bei realer Einwohnerzahl bezieht. Im

Vergleich zur ersten Darstellung werden hiermit die Wirkungen der Einwohner-

veredelung verdeutlicht. Die Auswirkungen des Umsatzsteuervorwegausgleichs

veranschaulicht die letze Spalte der Tabelle 1. Hier ist die Finanzkraftreihenfolge

ausgewiesen, die aus den origindren Steuereinnahmen — nach Zerlegung der Lohn-

und Einkommensteuer, Kérperschaftsteuer sowie Zinsabschlag — und einer Vertei-

lung der Umsatzsteuer nach unveredelten Einwohnerzahlen resultiert.

Im Gegensatz zu Tabelle 1 berlcksichtigt Tabelle 2 in der Ausgleichsmef3zahl die

Sonderbedarfe, wie sie durch die Sonderbedarfs-BEZ definiert sind. Damit wird der



LS Finanzwissenschaft
Spalte 5-7 enthält Umverteilungselemente durch den Umsatzsteuervorwegausgleich.
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LFA einschlieRlich BEZ gemalR heute gultiger Regelungen berechnet, allerdings
erfolgt die Bezugnahme auf eine sachgerecht modifizierte AusgleichsmaRzahl.’

Tabelle 2: Finanzkraftreihenfolge unter Berlicksichtigung der Sonderbedarfe
im Finanzausgleich unter den Bundeslandern fiir das Jahr 1998%

g FinanzkraftmeRzahl” in vH der AusgleichsmeRzahl®
% inklusive Sonderbedarfs-BEZ
Q
g vor Landerfinanz- |nach Landerfinanz-| nach Fehlbetrags- nach Sonder-
m ausgleich i.e.S. ausgleich i.e.S. BEZ bedarfs-BEZ
NW 106,40 (=5) 102,31 (=5) 102,31 (=5) 102,31 (=5)
By 109,11 (=4) 103,06 (=4) 103,06 (=4) 103,06 (=4)
BW 110,49 (=2) 103,36 (=2) 103,36 (=2) 103,36 (=2)
NI 92,47 (=7) 94,95 (=7) 98,67 (=6) 99,59 (=13)
HE 118,42 (=1) 104,40 (=1) 104,40 (=1) 104,40 (=1)
SN 70,57 (=10) 79,63 (=10) 83,40 (=10) 99,58 (=15)
RP 91,89 (=8) 93,88 (=8) 96,85 (=8) 99,67 (=8)
ST 69,55 (=11) 78,52 (=13) 82,23 (=13) 99,59 (=11)
SH 97,74 (=6) 97,74 (=6) 97,74 (=7) 100,28 (=6)
TH 69,10 (=12) 78,53 (=12) 82,25 (=12) 99,59 (=12)
BB 71,12 (=9) 79,21 (=11) 82,96 (=11) 99,58 (=14)
MV 68,44 (=13) 78,03 (=14) 81,73 (=14) 99,59 (=10)
SL 64,30 (=14) 68,00 (=15) 71,22 (=15) 99,64 (=9)
BE 60,18 (=15) 82,57 (=9) 86,48 (=9) 99,57 (=16)
HH 110,40 (=3) 103,32 (=3) 103,32 (=3) 103,32 (=3)
HB 48,40 (=16) 62,57 (=16) 65,00 (=16) 99,73 (=7)
Ins-
gesamt 94,70 94,70 96,21 101,51

Y vorlaufige Abrechnung.

% Gemeindesteuern halftig beriicksichtigt und durch einheitliche Hebesatze normiert.

3 Ausgleichsmef3zahl zzgl. Sonderbedarfs-Bundeserganzungszuweisungen, ohne Fehlbetrags-BEZ.
Quelle: Bundesratsdrucksache 275/98; eigene Berechnungen.

Eine solche Darstellung fuhrt zu einer erheblich verdnderten Einschatzung der
Leistungsstarke der Lander, hat aber zum Vorteil, dal Bedarfe Berlcksichtigung
finden. Im Hinblick auf die Reihenfolgenproblematik finden auf der Ebene der
ausgleichspflichtigen Lander keine Verschiebungen statt, denn nach allen BEZ bleibt
die Reihenfolge gewahrt. Alle ausgleichsberechtigten Lander haben eine Finanzkraft
zwischen 99,57 und 99,73 % ihres Finanzbedarfs. Der Bundesdurchschnitt nach
Sonderbedarfs-BEZ betragt 101,51 %, was aus der Nichtbertcksichtigung der
Fehlbetrags-BEZ in der Ausgleichsmef3zahl folgt.

Ob die Einbeziehung der Sonderbedarfs-BEZ sachgerecht ist oder nicht, bleibt heftig
umstritten. Dennoch kann man sich auf den Standpunkt stellen, daf} die Definition

von Sondertatbestdnden adaquat ist und gerade darauf abzielt, nur jene zu férdern,

°> Der AusgleichsmeRzahl werden samtliche Sonderbedarfs-BEZ nicht aber die Fehlbetrags-BEZ



8

die einen oder mehrere dieser Tatbestande erfullen. Sonderbedarfs-BEZ werden von
Bund geleistet zum ersten fur ,uberdurchschnittliche Kosten der politischen Fihrung*
(1,54 Mrd. DM in 1998) an die ,kleineren* alten und neuen Bundeslander,® zum
zweiten fir teilungsbedingte Sonderlasten” (14,0 Mrd. DM in 1998) an die neuen
Bundeslander und Berlin sowie zum dritten fur ,Haushaltsnotlagen“ (3,2 Mrd. DM in
1998) an Bremen und das Saarland. AuBerdem werden Ubergangs-BEZ an
finanzschwache alte Lander gewéahrt wegen der Uberproportionalen Belastung durch
die Einbeziehung der neuen Lander in den Finanzausgleich (0,94 Mrd. DM in 1998).”
Die Sonderbedarfs-BEZ und die Ubergangs-BEZ sind im FAG bis 2004 geregelt, so
dal3 bei Glltigkeit unser eingangs erwédhnten Formel — ,Finanzausgleich ist, was im
FAG geregelt ist* — ihre Einbeziehung in die finanziellen Konsequenzen des

horizontalen Finanzausgleichs immerhin plausibel erschiene.®

Die Kritiker des gegenwartigen Finanzausgleichs fordern zwar nicht die unbe-
schrankte Einbeziehung der BEZ in den Landerfinanzausgleich, d.h. eine Gleich-
stellung der Sonderbedarfs-BEZ mit origindren Steuereinnahmen. In ihren Finanz-
kraftberechnungen werden aber die Sonderbedarfs- und Ubergangs-BEZ schritt-
weise auf ihren EinfluR auf die Finanzkraftreinenfolge untersucht.® Die Beriicksichti-
gung der BEZ lediglich in der Finanzkraftmef3zahl, nicht aber in der Ausgleichs-
mef3zahl fuhrt zu einschneidenden Verschiebungen, wie sie sich im folgenden Zitat
ausdriucken: ,Alle neuen Lander werden von ihrer urspringlichen Finanzkraft, die
knapp bei 60 % liegt, durch die Einbeziehung aller Bundesergéanzungszuweisungen
auf Uber 110 % der durchschnittichen Finanzkraft angehoben. Von den alten
Landern mit vormals unterdurchschnittlicher Finanzkraft werden das Saarland von
87,6 % auf 129,3 %, Berlin von 98,8 % auf 140,0 % angehoben, die vormals leicht
Uberdurchschnittliche Finanzkraft Bremens von 109,5 % steigt auf 189,6 % an. Die

Ubrigen alten Lander verlieren (Arndt 1997, S. 53). Diese Aussage steht diametral

(denen kein Sonderbedarf gegeniibersteht) hinzugerechnet.

Dazu zahlen die Lander Berlin, Bremen, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-
Pfalz, Saarland, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thiringen.

Ubergangs-BEZ erhalten die Lander Bremen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland und
Schleswig-Holstein.

Ahnlich ordnet auch Arndt (1997, S. 43) formal alles dem Landerfinanzausgleich zu, was im FAG
geregelt ist.

Siehe hierzu insbesondere die Ubersichten 1 ff. im Anhang des Gutachtens von Arndt (1997,
S. 93 ff.). Ahnliches gilt fur die Anhange bei Heun (1999, S. 85 ff.).
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den Ergebnissen der Tabelle 2 entgegen und wird von ihr nachhaltig in Frage

gestellt.’°

AulRerdem werden einzelne der Sonderbedarfs-BEZ in bezug auf ihre inhaltliche
Begrindung heftig kritisiert (vgl. beispielsweise Arndt 1997, S. 45 ff.). So werden die
Uberdurchschnittlichen Kosten der politischen Flhrung genauso in Zweifel gezogen
wie auch die Ubergangs-BEZ an finanzschwache alte Lander (vgl. ebenda, S. 54),
die nicht etwa Sonderbedarfe ausgleichen, sondern eine Schlechterstellung durch

die Wiedervereinigung.

Im FAG in der Fassung vom 23.6.1993 ist dartiber hinaus geregelt, wie die alten
Bundeslander zu den Zahlungen an den Fonds ,Deutsche Einheit* herangezogen
werden. Dabei wird der Betrag zur Annuitatentilgung auf die Lander zu 50 % nach
ihrer Einwohnerzahl und zu 50 % nach dem Verhdltnis ihrer Finanzkraft nach
Landerfinanzausgleich verteilt. Fur eine derartige Verortung der Zahlungen der alten
Lander an den Fonds ,Deutsche Einheit“ spricht dartber hinaus, dal3 dieser von
1991 bis 1994 die Einbeziehung der neuen Bundeslander (NBL) in den Finanzaus-
gleich ersetzt hat (vgl. Arndt 1997, S. 43). Im Sinne eines zusatzlichen Finanzaus-
gleichs zwischen den alten Bundeslandern (ABL) wird ferner die Regelung des § 1
Abs. 2 S. 2 FAG gesehen, gemal der bis zum Jahre 2005 den finanzschwachen
Altlandern Entlastungen gewahrt werden, die fir eine Ubergangszeit die Beitrags-

zahlungen an den Fond degressiv abschwachen.*

Mit der Einbeziehung der neuen Bundeslander in den Finanzausgleich im Jahr 1995
sind die Ausgleichsvolumen des Landerfinanzausgleichs i.e.S. deutlich angestiegen,
wahrend vor der deutschen Einheit, aber auch bis 1994 sich insgesamt gesehen
eine eher rucklaufige Tendenz gezeigt hat. Die Fehlbetrags-BEZ waren bis 1989
ebenfalls relativ konstant und weniger bedeutsam. So haben der Umsatzsteuervor-
wegausgleich und der horizontale Landerfinanzausgleich genau wie die Sonderbe-
darfs-BEZ seit 1995 einen deutlichen Anstieg zu verzeichnen, wobei insbesondere
die teilungsbedingten Sonderlasten und die Haushaltsnotlagen von Bremen und dem
Saarland zu Buche schlagen (siehe Tabelle 3).

1 Desgleichen verlieren die Argumente hinsichtlich der Kumulationswirkung der verschiedenen

Sonderbedarfe (vgl. Arndt 1997, S. 53), die im Zusammenwirken mit dem L&nderfinanzausgleich
sowohl das Nivellierungsverbot als auch das Verbot der Veranderung der Finanzkraftreihenfolge
verletzen wirden (vgl. Heun 1999, S. 23 und 31 ff.), an Bedeutung.

1 vgl. zu den ausfiihrlichen Begriindungen Arndt (1997, S. 43 f.) und Heun (1999, S. 15 f. und 73
ff.).
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Tabelle 3: Finanzvolumina des Landerfinanzausgleichs

Aus- Aus- Fehl- Sonder-  Sonder- Uber- Sonder-  Summe
gleichs- gleichs- betrags- bedarfs- bedarfs- gangs- bedarfs- Sonder-
volumen  volumen BEZ BEZ BEZ (tei- BEZ BEZ bedarfs-
im Um- im LFA (politi- lungs-  (Uberpro- (Haus- BEZ

satz- i.e.S. sche bedingte portionale  halts-

steuervor- Fihrung) Sonder- Bela- notlage)

wegaus- lasten) stungen

gleich ABL.)
in Mio. DM

1990 1.295,2 4.023,8 2.948,0 50,0
1991 376,7 3.918,0 3.482,0 50,0
1992 327,3 3.352,5 3.945,0 119,0
1993 3253 3.164,5 4.296,0 119,0
1994 148,1 2.906,0 7.247,0 . . .. 3.400,0 3.400,0
1995 | 11.967,5 11.1950 4.789,0 1.537,0 14.000,0 1.345,0 3.400,0 20.282,0
1996 | 13.656,3 12.229,0 5.003,0 1.537,0 14.000,0 1.210,5 3.400,0 20.147,5
1997 | 13.262,0 11.934,0 5.227,0 1537,0 14.000,0 1.076,0 3.400,0 20.013,0
1998 | 14.3456 13.520,7 5.612,2 1.537,0 14.000,0 9415 3.200,0 19.678,5
1999 | 14.772,1 14.041,1 6.076,9 1.537,0 14.000,0 807,0 3.000,0 19.344,0
2000 | 15.533,9 14.655,9 6.356,9 1.537,0 14.000,0 672,5 2.650,0 18.859,5
2001 | 15.414,7 14.930,1 6.601,9 1.537,0 14.000,0 538,0 2.300,0 18.375,0
2002 | 16.063,6 15.6934 6.718,9 1.537,0 14.000,0 4035 1.950,0 17.890,5

Quelle: ZDL, Steuerschatzung Mai 1999, eigene Berechnungen.

Das Ausgleichsvolumen im Umsatzsteuervorwegausgleich verzeichnet von 1994 auf

1995 einen Anstieg von ca. 11.8 Mrd. DM, der eindeutig durch die Einbeziehung der

neuen Bundeslander und Berlins in den Landerfinanzausgleich verursacht ist. Im

weiteren nimmt die volumenmalige Bedeutung des Vorwegausgleichs bestandig zu,

was auch fir die aufgrund der Steuerschatzung von Mai 1999 beruhende Fortschrei-

bung mit Ausnahme von 2001 bis 2002 gilt. Einen ebenfalls beachtlichen Anstieg

des Ausgleichsvolumens Iost die Einbeziehung der neuen Lander in den LFA i.e.S.
aus. Die Expansion von 1994 auf 1995 belduft sich auf ca. 8,3 Mrd. DM. Auch hier

steigt das Ausgleichvolumen bis 2002 bestandig an.
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Bei den BEZ stechen insbesondere die Sonderbedarfs-BEZ ,teilungsbedingte
Sonderlasten” hervor, die Uber das FAG bis 2002 allerdings konstant gehalten
werden. Aufgrund der degressiven Ausgestaltung der Ubergangs-BEZ nimmt die
Summe der Sonderbedarfs-BEZ bis 2002 leicht ab. Rechnet man den volumen-
mafigen Anstieg des Umsatzsteuervorwegausgleichs und des LFA i.e.S. gemein-
sam mit den Sonderbedarfs-BEZ den vereinigungsbedingten Sonderlasten? hinzu,
bleibt zu vermerken, dal3 dieses Volumen seit 1995 weiter expandiert.

Die Zahlungen fir die Gemeinschaftsaufgaben (GA) nach Art. 91 a und 91 b GG, die
Finanzhilfen (FH) nach Art. 104a Abs.4 GG sowie Zahlungen des Bundes im
Rahmen des Art. 104a Abs. 3 GG sind in der Tabelle 4 wiedergegeben. Auch bei
diesen Zahlungen zeigt sich bereits von 1990 auf 1991 ein deutlicher Anstieg, so
dal teilungsbedingte Sonderlasten nunmehr in allen Bereichen des
Finanzausgleichs angesiedelt sind. Dabei ist vor allem zu vermerken, daf3 die GA
nach 91a GG, insbesondere die GA Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur
den FH oft recht &hnlich sind. Gegentiber den Sonderbedarfs-BEZ ,teilungsbedingte
Sonderlasten” weisen sowohl die GA als auch die FH als gravierenden Nachteil fur
die finanzschwachen, aber insbesondere die neuen Bundeslander das
Kofinanzierungserfordernis auf. In prekaren Haushaltssituationen werden daher die
neuen Lander groRBe Schwierigkeiten haben, ihre Kofinanzierungsanteile

bereitzustellen.

2 Grundbedarf ist der Bedarf, der fiir alle Lander anhand allgemeiner Kriterien festgestellt wird. Der

erweiterungsbedingte Bedarf ist derjeniger Teil des Grundbedarfs, der auf die NBL entfallt,
wahrend der teilungsbedingte Sonderbedarf nur bei den NBL anféllt und aufgrund anderer
Kriterien ermittelt wird.
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Tabelle 4: Finanzvolumina der Mischfinanzierungstatbesténde

GA GA, Agrar- Art. 9.1b GG Geldleistungs- Finanzhilfen
Wirtschafts- strulztur und GA ,Hoch- GA ,Bildungs- gesetze nach nach Art.
K struktur® Kiistenschutz® schulbau“ planung und Art. 104a 104a Abs. 4
Forschung" Abs. 3 GG GG
in Mio. DM
1990 488,0 1.724,5 1.125,0 223,8 . 25.903,0
1991 2.821,2 2.428,7 1.652,8 261,4 7.292,6 41.039,9
1992 3.621,8 3.011,0 1.600,0 471,9 8.356,5 34.179,2
1993 4.552,5 3.079,5 1.680,0 555,0 8.356,6 29.087,6
1994 4.334,8 2.809,2 1.680,0 434,3 7.697,2 22.082,3
1995 3.870,0 2.622,5 1.800,0 546,4 7.592,7 26.859,5
1996 4.252,0 2.479,8 1.800,0 400,0 5.985,2 29.534,8
1997 4.142,5 1.938,1 1.800,0 352,9 6.011,8 25.409,2
1998 3.706,2 1.714,4 1.800,0 382,1 6.198,4 25.081,5
1999 3.671,0 1.709,0 2.000,0 1.059,8 6.598,0 24.526,7
2000 3.473,0 1.800,0 1.800,0 959,4 6.598,5 23.729,6
2001 3.285,0 1.800,0 1.800,0 859,3 6.481,0 23.318,6
2002 2.965,0 1.800,0 1.800,0 821,6 6.483,0 23.162,7

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen.

Besonders deutlich fallt der Anstieg der Finanzvolumina der GA ,Wirtschaftsstruktur®
um 2,3 Mrd. DM und der FH um rund 15,1 Mrd. DM von 1990 auf 1991 ins Auge.
Schwécher ausgepragt, aber durchaus vorhanden sind die Anstiege bei der GA
SAgrarstruktur® und GA ,Hochschulbau“. Die Verlagerung der teilungsbedingten
Sonderlasten in den Landerfinanzausgleich schlagt sich nieder in einer entspannten
Entwicklung im Bereich der Finanzhilfen, die seit 1996 bis 2002 rticklaufig gewesen
sind bzw. sein werden. Eine ahnliche Entwicklung vollzieht sich bei den GA, die
leicht rucklaufig bzw. konstant im Untersuchungszeitraum bis 2002 sein werden.

Vergleicht man die Tabellen 3 und 4, werden die Gesamtvolumina von Finanzaus-
gleich und Mischfinanzierung transparent. Wahrend im Jahr 1998 sich das Volumen
des Landerfinanzausgleichs i.w.S. einschlie3lich der Sonderbedarfs-BEZ auf rund
56,65 Mrd. DM belauft, erreichen die Mischfinanzierungstatbestdande immerhin einen
Betrag von 38,9 Mrd. DM (32,7 Mrd. DM ohne Geldleistungsgesetze) und machen
damit 68,7 % des Volumens des LFA inclusive BEZ aus. Gegenuber den FH haben
die GA eine wesentlich geringere quantitative Bedeutung. Immerhin sind die mit
einer Kofinanzierung der Lander verbundenen GA und FH betragsmafiig deutlich
hoher als die frei verwendbaren Sonderbedarfs-BEZ (ohne die flr
Haushaltsnotlagen) mit ca. 16,5 Mrd. DM in 1998. Der BundeseinfluR auf die
Haushaltsgestaltung der La&nder ist quantitativ wie qualitativ Uberaus beachtlich,
wobei lediglich die Expansion der Volumina im LFA i.e.S. eine gewisse

Kompensation mit sich bringt.
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Die Uberblicksartige Darstellung hat den Zweck verfolgt, inhaltlich verwandte
Komponenten im Bereich des Landerfinanzausgleichs im weitesten Sinne zu
identifizieren. Aus den volumenmaRigen Anderungen der Jahre 1990 und 1991 bei
der Mischfinanzierung sowie der Jahre 1994 und 1995 im LFA Iaf3t sich ansatzweise
auf die Konsequenzen der Einbeziehung der neuen Bundeslander in den
Finanzausgleich rickschlielen. Zum einen ist es mdglich, eine Kategorie
JLeilungsbedingte Sonderlasten” inhaltlich und volumenmafig zu definieren und den
verschiedenen Komponenten des Landerfinanzausgleichs zuzuordnen. Zum zweiten
ist es mdglich, die Mischfinanzierungstatbestande (GA und FH) géanzlich oder teil-
weise abzuschaffen und ebenfalls in andere Komponenten des Finanzausgleichs
einzustellen.®® Zum dritten besteht die Méglichkeit, eine neue Aufgabenkategorie zu
schaffen, die die GA und FH integriert, aber die Kofinanzierungsnotwendigkeit be-
seitigt. Fur eine gerechte und akzeptable Ausgestaltung eines derart neu gefal3ten
Finanzausgleichs im weitesten Sinne ist ferner entscheidend, dal3 rationale Ver-
teilungskriterien definiert werden kdnnen, die die Verteilungsauseinandersetzungen
zwischen den Landern auf eine Minimum begrenzen und zugleich eine automatische
Anpassung der Verteilungsergebnisse an die Veranderungen der Finanzkraft der
einzelnen Lander bindet. Damit erhalten der Bund aber auch die finanzstarken
Lander die Garantie, dall ihre Nettozahlerposition sich im Aufholprozel3 der

schwacheren Lander verringern wird.

2.1.2. Pro und Kontra Mischfinanzierung

Obwohl die Mischfinanzierungstatbestande haufig auf Skepsis bis Ablehnung
besonders bei den Vertretern der Bundeslander treffen, die sich eher ungebundene
Transfers des Bundes in entsprechende Héhe wiinschen wiirden,** sprechen einige

gewichtige Argumente flr die Zweckbindung von Bundeshilfen und -zuschissen.

Die erste Gruppe der Argumente bezieht sich auf die Zielsetzung der Bundes-
transfers. Der Bund ist dazu verpflichtet, die fur die gesamte Republik bedeutsame

Vorhaben — insbesondere im Infrastrukturbereich, aber auch in der Forschung —

3 Die Abschaffung einzelner Komponenten der GA konnte auch durch Modifikationen bei be-

stimmten Geldleistungsgesetzen kompensiert werden, sofern diese ganz ahnliche Streuwirkungen
aufzeigen. Vgl. hierzu auch Fuf3note 1 im Text. Im dbrigen haben derartige Kompensations-
I6sungen einen doppelten Effekt in bezug auf einen Abbau der Mischfinanzierungstatbestande.
Das wird besonders hervorgehoben in der Begriindung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung
zur Neuordnung der Krankenhausfinanzierung, und zwar im Artikel 2 ,Ablésung der Mischfinanzie-
rung“; vgl. Bundesratsdrucksache 391/84, S. 30.

14
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mitzufinanzieren. Er kann damit einen gezielten EinfluR auf den Ausgleich in der
Versorgung mit Infrastruktureinrichtungen (grofRere Investitionsvorhaben, Hoch-
schulen, Verkehrswege, Deiche etc.) ausuiben. Gleichzeitig ist der Bund in der Lage,
konjunktur- und strukturpolitische Impulse zu geben, insbesondere wenn auch von
der Kofinanzierung durch die Bundeslander wirksame Einflisse auf die volks-
wirtschaftliche Gesamtnachfrage ausgehen. Der Bund kann damit eigene Prioritaten
in wichtigen Bereichen der Wirtschaft verfolgen. Das sieht auch der Sachver-
standigenrat als ein positives Element (vgl. Sachverstéandigenrat, Gutachten 97/98,
S. 198). Die Bedeutung der geférderten Investitionen rechtfertigt i.d.R. ihre Einbe-
ziehung in zentrale gesamtwirtschaftliche Rangordnungsentscheidungen.

Die zweite Gruppe von Argumenten, die mit der ersten eng verbunden ist, zielt auch
auf die Uberregionale Bedeutung der in die Mischfinanzierung einbezogenen
Malnahmen. Sind die in Frage kommenden Programme und MafRnahmen und die
dahinter stehenden Aufgaben Uberregional bedingt und gesamtstaatlich wirksam,
wére es unangemessen, sie allein der regionalen Verantwortung, aber auch der
Alleinfinanzierung der Lander zu Uberlassen (vgl. Laufer/Minch 1997, S. 197). Die
Uberregionale Wirksamkeit deutet auf das Vorhandensein von spill-over Effekten, die
— solange sie nicht auf ,zwischenlandlicher* Ebene internalisiert werden — sehr wohl
eine Mitfinanzierung durch den (Uberregionalen Verband, hier den Bund,
rechtfertigen. Sind die Wirkungen entsprechender MalRnahmen tatséchlich
gesamtstaatlich (z.B. bei GroRforschungseinrichtungen), ist eine Beteiligung des

Bundes an der Finanzierung um so mehr geboten.
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Die dritte Gruppe von Argumenten bezieht sich auf die Treffsicherheit der Bundes-
transfers. Hat der Bund ganz konkrete Vorstellung tber seine Prioritaten und die
Bereiche, die er als besonders bedeutsam einschétzt, ist die Zweckbindung naturlich
der effektivste Weg fur ihre Realisierung. Durch die Zweckbindung verhindert der
Bund, dal3 seine Zuschisse und -hilfen, aber auch die durch die Mitfinanzierung
gebundenen Landesmittel in andere, durch ihn als weniger bedeutsam eingestufte
Bereiche flieRen. Dieses Argument zugunsten der Zweckbindung, die
gewissermalden einen ,goldenen Zugel* fur die Lander darstellt, kann vordergriindig
als ein Pro-Argument fur die Mischfinanzierung aus der Sicht des Bundes gesehen
werden. Auf lAngere Sicht kdnnte es aber auch fur die Lander positive Wirkungen
haben. Eine Zweckbindung ist insbesondere dann begruf3enswert, sofern eventuelle
Fehlentscheidungen eines Empfangerlandes problemlos auf andere Lander
Uberwalzt werden kénnen (vgl. Peffekoven 1994, S. 301). Der Bundeseinflul3 wirde
dann ein Trittbrettfahrer- oder moralisches Risikoverhalten der Lander zumindest
begrenzen.” Da die Mischfinanzierung besonders stark im Bereich der 6ffentlichen
Investitionen greift, werden die Lander dazu gebracht, auch eigene Mittel flr
Investitionszwecke auszugeben. In diesem Sinne spricht sich auch der
Wissenschatftliche Beirat beim Bundesministerium fur Finanzen fur die Beibehaltung
der Mischfinanzierung aus (vgl. Wissenschaftlicher Beirat 1993, S.13). Sonst
bestiinde eine Unsicherheit, ob die Mittel tatsachlich zur Starkung der Wirtschafts-
kraft und der Infrastruktur dienen. Allgemeine Zuweisungen des Bundes wirden z.B.
sicherlich den Druck auf den Uberfélligen Abbau des Personals in den 6ffentlichen
Verwaltungen der NBL reduzieren (vgl. Homburg 1994, S. 325), da mehr finanzielle

Mittel far allgemeine Zwecke zur Verfigung stehen wirden.

Die vierte Gruppe der Argumente bezieht sich auf das Verfassungsziel der
Einheitlichkeit bzw. Gleichwertigkeit der Lebensverhaltnisse (Art. 72 Abs.2 und
Art. 106 Abs. 3 GG). Durch gezielte Transfers kann der Bund grof3en Disparitaten im
offentlichen Leistungsangebot entgegenwirken. Wirden umfassende Binnenwande-
rungen maoglicherweise als gemeinwohlschadlich gelten (vgl. Selmer 1994, S. 340) —

diese konnen durch extrem hohe Unterschiede in dem 6ffentlichen Leistungsange

> Zur naheren Erlauterung solcher Verhaltensweisen und deren Konsequenzen vgl. Petersen/Miiller
(1999, S. 63 ff.)
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bot hervorgerufen werden —, dann ist der Ausgleich der Lebensverhaltnisse positiv
zu bewerten. Sieht man dies jedoch aus der Sicht des konkurrierenden
Foderalismus, so ist eine Vereinheitlichung des offentlichen Leistungsangebots
keinesfalls positiv, da eine solche den unterschiedlichen Praferenzen der Burger fur
offentliche Guter zuwiderlauft. Es kann zwar immer argumentiert werden, dal3 die
Erwartungen der Birger stark einheitlichkeitsorientiert sind und mit differenzierten
Praferenzen fur ein differenziertes Angebot an oOffentlichen Leistungen bestenfalls
mittelfristig zu rechnen ist (vgl. Selmer 1994, S. 340). Allerdings scheint dieses
Argument nur solange zu tragen, wie die Disparitaten in der 6ffentlichen Infrastruktur
tatsachlich sehr extrem sind. Eine solche Situation haben wir in dem Verhaltnis neue
— alte Bundeslander. Die Strukturschwache und im Ubrigen auch die Finanz-
schwache der NBL ist offenkundig. Die Strukturschwéche kann nach Auffassung des
Sachverstandigenrates (vgl. Sachverstandigenrat, Gutachten 90/91, RZ 450 und
92/93, RZ 374) durch zweckgebundene und eine Eigenbeteiligung der L&nder
erfordernde Hilfen besser bekampft werden als durch nicht gebundene
Bundesergédnzungszuweisungen, die die Finanzschwéache der Lander reduzieren.
Der Sachverstandigenrat pladiert deshalb fur die Integration der Sonderbedarfe der
NBL in die GA und FH (vgl. auch Lenk 1999, S. 166 FN 13). Nicht gebundene
Sonderbedarfs-BEZ bezeichnet ebenfalls Peffekoven (1994, S. 209 ff.) als allokativ
falsch konstruiert, um so mehr, weil die teilungsbedingte Sonderlasten und die
kommunale Finanzschwache nicht gleichmafdig auf das gesamte Gebiet der NBL
verteilt sind. Angesichts der inzwischen erreichten Eigenstaatlichkeit der NBL miif3te
allerdings die Argumentation mit der Notwendigkeit eines ,goldenen Zigels*

relativiert werden.

Eine flinfte Gruppe von Argumenten bezieht sich auf die Sondersituation in den NBL.
Die Mischfinanzierungstatbestande wurden besonders intensiv als Instrument fir
den Aufbau Ost genutzt. Sie halfen als zusétzliche Instrumente den NBL, ihre
Staatlichkeit aufzubauen. Durch eine Uberfiihrung der Bundesmittel, die bisher im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben und der Finanzhilfen an die NBL gegangen
sind, z.B. Uber die Beteiligung an erh6hten Umsatzsteueranteilen, wirden die bisher
profitierenden finanzschwachen Lander (NBL und Berlin) verlieren, da die Streuung
der Mittel in GA und FH diese eindeutig beginstigt. Auch fur die Investoren sind die
Investitionszulagen in Rahmen der GA (vorausgesetzt, die Lander kénnen mit-

finanzieren) positiver zu bewerten als andere Investitionshilfen (vgl. Stérmann/
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Ziegler 1997, S.515). Der oft beklagte Kompetenzverlust der Lander ist offen-
sichtlich im Vergleich zu den von Bund erhaltenen Mitteln nicht von so entscheiden-
dem Gewicht.

Eine sechste Gruppe der Argumente fir die Beibehaltung der Mischfinanzierung
konnte als technische Grinde bezeichnet werden. Immerhin stellt die Misch-
finanzierung ein verfassungrechtlich geregeltes Verfahren dar, das die relative
Beliebigkeit des Dotationssystems beendet hat. lhre Abschaffung kénnte zu
Konsequenzen fihren, die den Verhaltnissen von vor 1969 entsprachen (vgl.
Renzsch 1999, S. 163). Die verschiedenen institutionelle Strukturen und Instrumente
haben sich inzwischen eingespielt (vgl. ebenda). Eine notwendige Verfassungs-
anderung durfte unter Umstanden schwierig sein. Insgesamt sind die Erfahrungen
mit der Mischfinanzierung insbesondere vor dem Hintergrund der Angleichung der

Infrastrukturverhaltnisse in den alten Bundeslandern positiv.

Im Ubrigen verbleibt noch ein Argument mit einer klar zentralistischen Tendenz,
demzufolge ein Mehr an finanzieller Autonomie und Eigenverantwortlichkeit
keinesfalls eine bessere Allokation und mehr Zufriedenheit und Wohlstand bedeuten
mufd (vgl. Selmer 1994, S. 340, aber auch Homburg 1994, S. 326). Der Abbau der
Mischfinanzierung muf3 zudem den Foderalismus nicht automatisch starken.
Verfestigen sich die unterschiedlichen Fahigkeiten der Lander zur Wahrnehmung
ihrer Aufgaben, kénnte dies den Bund dazu veranlassen, weitere Zustandigkeiten im

vollen Umfang an sich zu ziehen, zu Lasten des Foderalismus.

Die Argumente kontra die Mischfinanzierung lassen sich ebenfalls in sinnvolle
Begrindungszusammenhénge bindeln. Die erste Gruppe von Argumenten, die
gegen die Beibehaltung der Mischfinanzierungstatbestande sprechen, hat einen
grundsatzlichen Charakter. Zunachst verstof3t die Mischfinanzierung gegen das
Konnexitatsprinzip der Verfassung (Art. 104a Abs. 1). Sie verletzt auch das
Subsidiaritatsprinzip, wenn der Bund an der Finanzierung ureigener Landeraufgaben
beteiligt wird. In der Tat stellt die Mischfinanzierung in grof3en Teilen einen Einbruch
in die origindren Aufgaben der Lander dar (vgl. Korioth 1997, S. 149). Im weiteren
verletzt die Mischfinanzierung das Prinzip der fiskalischen Aquivalenz, wenn externe
Effekte (spill-overs) sich nicht tber das gesamte Land erstrecken. Letztendlich sind
die Gemeinschaftsaufgaben und die Finanzhilfen auferhalb des eigentlichen

Finanzausgleichs situiert, obwohl sie enorme Ausgleichseffekte haben.
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Gemeinschaftsaufgaben und die Finanzhilfen sollen jedoch kein Ersatz fur den
Finanzausgleich sein (vgl. Wendt 1990, S. 1081 ff.). Der Verdacht, dal3 hier ein
Nebenfinanzausgleich stattfindet, ist jedoch sehr naheliegend (vgl. Selmer 1994,
S. 348 £.).'® Grundsatzlich bedenklich ist auch die Gefahr einer Ungleichbehandlung
der Lander. Dadurch, dal3 heute die Mischfinanzierung h&ufig zum Aufbau Ost
genutzt wird, verlieren die ABL relativ, da fur sie die Mittel der Gemeinschafts-
aufgaben und Finanzhilfen rucklaufig sind. Die Verteilung der Bundesmittel auf die

Lander bleibt letztendlich undurchsichtig.

Die zweite Gruppe der Argumente bezieht sich auf die Einschrénkung der politischen
Autonomie der Lander durch die Mischfinanzierung. Durch das ,Hineinregieren® des
Bundes gerat der Grundsatz der Eigenstandigkeit der Lander in Gefahr. Eine
ernsthafte Bedrohung fir die Selbstandigkeit und Unabhangigkeit der Lander kann
gegeben sein (vgl. Wendt 1990, S. 1081 ff.). Die einzelnen (besonders die nicht
kooperierenden) Lander werden in ihren planungsrechtlichen Befugnissen zum Tell
entmachtet. Sie kdnnen in den Kommissionen durch die starke Position des Bundes
Uberstimmt werden, da die Abstimmung durch Mehrheitsbeschlisse erfolgt (vgl.
Korioth 1997, S.149). Besonders stark sind die realen Befugnisse der
Landerparlamente eingeengt. Die Rahmenplane werden von ressortbezogenen
Blrokraten ausgearbeitet und den Parlamenten als Pakete zur Abstimmung
vorgelegt. Eine Ablehnung durch die Landesparlamente gleicht dem Verlust von
Bundeszuschussen, der der Bevolkerung kaum verdeutlicht werden kann. Durch die
Ablehnung bringen sich die Lander dariber hinaus in eine isolierte Position (vgl.
Hade 1996, S. 94). Das Budgetrecht der Parlamente wird dadurch entscheidend
eingeschrénkt, dal® die Ausgaben der Lander z.T. fremdbestimmt sind (vgl. Geske
1998, S.556 und Laufer/Munch 1997, S.200). Zwar sind die Parlamente
grundsatzlich frei und kdénnen trotz aller Bedenken die Mischfinanzierung ablehnen;
die Regierungen sind allerdings starker gebunden, denn die Beschlisse z.B. der
Kommission zur GA Hochschulbau missen nach der Beschluf3fassung in die
Haushaltsentwirfe fur das nachste Jahr gemaf § 10 Hochschulbauférderungsgesetz
(HBFG) aufgenommen werden (vgl. Hade 1996, S. 89).

Die dritte Gruppe von Argumenten hangt eng mit der zweiten zusammen und bezieht

sich auf die Einschrdnkung der Finanzautonomie der Bundeslander. Die Lander

'8 Sjehe hierzu insbesondere Gliederungspunkt 2.1.1.
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werden de facto zur Aufbringung der Kofinanzierung gezwungen, wollen sie die
Bundesmittel nicht verlieren. Der Bund betreibt sozusagen eine Angebotsdiktatur
(vgl. Laufer/Munch 1997, S. 200, Korioth 1997, S. 149 und Hade 1996, S. 94 f.). Er
prajudiziert die Infrastrukturentscheidungen der L&nder. Durch die notwendige
Kofinanzierung werden Landermittel gebunden, so daf3 fir ihre eigenen Prioritaten
nur wenig Spielraum bleibt. 1990 waren etwa 50 % der Investitionsmittel der Lander
durch die GA gebunden (vgl. Wendt 1990, S. 1081 f.). Die Entscheidungen der
Lander, die sich in ihrer Ausgabenpolitik niederschlagen, werden verzerrt. Denn es
besteht ein starker Anreiz, die durch den Bund ,geforderten” Projekte vorzuziehen
und schwerpunktmallig zu verfolgen. Andere Ausgabenkategorien werden dagegen
Uber Gebihr zurtiickgedrangt, wenn sie nicht wie die GA zum betrachtlichen Teil auf
Kosten des Bundes finanziert werden kénnen (vgl. Andel 1998, S.530). Die
Finanzautonomie leidet aber auch, wenn der Bund seine Mittel im Rahmen der
Mischfinanzierung kurzt und keinen entsprechenden Ausgleich fur die Lander

schafft. Dadurch vermindert sich auch die mittelfristig Planungssicherheit.

Die vierte Gruppe von Argumenten bezieht sich auf Effizienzfragen und baut auf der
Einschrankung der Finanzautonomie auf. Grundséatzlich muf3 es von einer gréReren
Sachnahe der Lander ausgegangen werden. Es ist zu erwarten, dal3 sie mehr
Informationen Uber die notwendige Bedarfe haben und eine bessere Allokation der
Mittel sichern kdnnen als dies durch eine zentrale Planung mdglich ware. Das
eingeschrankte Kostenbewul3tsein, das durch den Einsatz fremder Mittel entsteht,
beeintrachtigt jedoch die regionale Verantwortlichkeit flr eine effiziente
Mittelverwendung und verleitet zur Verschwendung offentlicher Mittel (vgl. Geske,
1998, S. 556). Auf die sich wandelnden Prioritaten und Bedarfe kann nicht flexibel
genug reagiert werden. Von einmal vereinbarten Verteilungsrelationen wird nur bei
Aufstockung der Mittel abgewichen. Umschichtungen sind dagegen so gut wie
unmoglich (vgl. Andel 1998, S.530). Die Investitionsfolgekosten (Personal- und
andere Folgekosten) werden nicht genugend bertcksichtigt (vgl. ebenda), eine

optimale Allokation ist kaum maoglich.

Die funfte Gruppe von Argumenten ist dem Bereich der Staats- und der Buro-
kratieineffizienzen zuzuordnen (Public Choice). Durch die Mischfinanzierung gewinnt
die MinisterialbUrokratie Gbermafig stark an Bedeutung (vgl. Laufer/Minch 1997,
S. 199). ,Ressortbriiderschaften* und Politikverflechtungen insbesondere durch

Mitplanungskompetenzen kénnen zu Lasten der Effizienz gehen und gegen die
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Interessen der Lander verstofRen (vgl. Korioth 1997, S. 150 und Renzsch 1999,
S. 163). Die Strukturen sind undurchsichtig, eine politische Kontrolle kaum mdglich.
Auch die Rechnungskontrolle ist erheblich erschwert, da die notwendige Trans-
parenz fehlt, welche Ausgaben letztendlich fremdbestimmt sind und welche nicht.
Die Verantwortlichkeiten werden vermengt, da mehrere Ebenen in die Planung und
den Vollzug einbezogen sind; eine Zuordnung der Verantwortlichkeit ist daher nur
schwerlich mdglich. Es besteht auch die Gefahr der Aufblahung der Gesamt-
ausgaben (vgl. Wendt 1990, S. 1082), wenn sich die einzelnen Verwaltungen als
Budgetmaximierer verhalten. Letztendlich verursachen die Planung und der Vollzug
der Gemeinschaftsaufgaben erhebliche Verwaltungskosten und sind sehr zeitauf-
wendig.

Uberaus problematisch sind im weiteren die unscharfen Abgrenzungen zwischen
den Aufgaben der Strukturpolitik (Bundesaufgabe) und der Regionalpolitik
(Landeraufgabe) und die Abgrenzung bei den verschiedenen Finanzierungsformen
(Uberschneidungen zwischen Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen). Des
weiteren konnen die Pro- und Kontra-Argumente i.d.R. unterschiedlich in ihrer
Bedeutung gewertet werden je nachdem, ob eher ein zentralistisches oder ein
foderalistisches Wertgebaude verhaltensbestimmend ist. Dartber hinaus ist
entscheidend, ob einzelne Lander durch Trittbrett- und moralisches Risikoverhalten
das LFA-System fur eigene Interessen nutzen koénnen. Die Verhinderung eines
solchen Ausbeuterverhaltens soll dann Gber einen ausgleichenden Bundeseinflul3
erreicht werden, wie er im gegenwartigen kooperativen System verankert ist. In
einem starker kompetitiv ausgerichteten LFA-System miuf3ten sich allerdings die
divergierenden Landerverhalten auch starker auf die Mittelverteilung tGber den LFA
auswirken; in einem solchen System ware dann allerdings auch der Bundeseinfluf3
bei GA und FH nicht mehr erforderlich, so daf3 folglich ein Abbau der Misch-

finanzierung geboten erschiene.

In den oben strukturiert dargestellten Pro- und Kontra-Argumentationen wird dariber
hinaus von den verschiedenen zitierten Autoren keine klare terminologische Linie
verfolgt, was vor allem die Begrifflichkeiten Mischfinanzierung, Kofinanzierung und
Zweckbindung betrifft. Wir hatten oben die Mischfinanzierung als gemeinsame Bund-
Lander-Finanzierung definiert. Uber die inhaltliche Abgrenzung der GA und schon
die Namensgebung bei den ,Investitions“-hilfen wird die Zweckbindung der

Bundeszuweisungen manifest. Die Kofinanzierungspflicht folgt dann aus eben der
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gemeinsamen Bund-Lander-Finanzierung. Uber die Kofinanzierungspflicht und die
eindeutige Bindung an einzelne Investitionsprojekte entfaltet sich dann die Bindungs-
wirkung fiur die Lander. Diese Verpflichtung hat insbesondere fiir die NBL dann
negative Auswirkungen, wenn sie aufgrund ungunstiger Haushaltsentwicklungen

nicht zu einer Kofinanzierung in der Lage sind.

So ware es fur die NBL vorteilhaft, wenn die Kofinanzierungspflicht in diesen Auf-
gabenbereichen aufgegeben werden konnte. Erhalten bliebe eine reine Zweck-
bindung der Bundeszuweisungen fur Investitionen, so dal3 eine Verwendung im
konsumtiven Bereich der Landerhaushalte — von immer mdglichen Mitnahmeeffekten
abgesehen — nur schwerlich méglich ware. Eine solche Zweckbindung wird aber
weder in der Literatur noch verwaltungsintern intensiv diskutiert. Hier mag zum
Tragen kommen, das Zweckbindungen bei Steuern als klarer Verstol3 gegen das
Non-Affektationsprinzip gesehen werden. Allerdings ist die Ubertragung des Non-
Affektationsprinzips, das lediglich eine Gesamtdeckungsfunktion der Steuerein-
nahmen fur die Offentlichen Ausgaben vorschreibt, auf die zwischenstaatlichen

Transfers (und damit die Ausgabenseite) nicht sachgerecht.

Wenn also das Non-Affektationsprinzip einer derartigen Zweckbindung nicht ent-
gegen steht, dann wirden beispielsweise die Zusammenfuhrung der GA ,Wirt-
schaftsstruktur* mit den FH und deren Zweckbindung fur Investitionsvorhaben den
Landern ihre Autonomie hinsichtlich der Allokationsentscheidungen im Investitions-
bereich weitgehend zurtickgeben. Das einzelne Investitionsprojekt wéare dann nicht
mehr zwangslaufig kofinanziert, aber die gesamte Investitionssumme bliebe
kofinanziert. Eine Zweckbindung konnte — sofern zur Vermeidung von Trittbrett-
fahrer- und moralischem Risikoverhalten der Lander erwiinscht — eine starkere
Bindungswirkung entfalten, wenn eine Begrenzung der Bundeszuweisung auf einen
Teil der gesamten Landesinvestitionssumme eingefuhrt wirde. Damit bliebe eine
gewisse Disziplinierungsmdglichkeit in Form eines ,gelockerten goldenen Ziigels®
erhalten, an der auch die Lander (beispielsweise die ABL) durchaus Interesse haben

konnten.t’

" Einzelne Lander mogen durchaus Befiirchtungen hegen, tber die vielfaltigen Instrumente des
Finanzausgleichs von anderen Landern ausgebeutet zu werden. So kann beispielsweise eine
selbstandige Beschaftigungspolitik einzelner Lander (Beispiel: Mecklenburg-Vorpommern) bei
MiRerfolg zu zusatzlichen Transfers zugunsten dieser Lander Gber den Finanzausgleich fihren.
Die Risiken einer solchen Politik kénnen dann gewissermalfien Uber alle Lander verteilt werden.
Widerstédnde gegen solche Strategien sind also durchaus rational.
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Eine neue Katagorie der ,zweckgebundenen Finanzhilfen* kénnte damit Teile der
bzw. die gesamten GA und FH ersetzen, Mithahmeeffekte begrenzen und zugleich
die Uberfiihrung in konsumtive Bereiche limitieren. Wo sie im Finanzausgleich zu
plazieren waren, wird noch unten zu beleuchten sein. Jedenfalls weisen sie
hinsichtlich der Zweckbindung Ahnlichkeit mit der Sonderbedarfs-BEZ ,Haushalts-
notlagen* auf, so dal} ihre Ansiedlung als Investitions-BEZ ebenfalls adaquat

erschiene.

2.2. Gemeinschaftsaufgaben

Die Einfihrung der Gemeinschaftsaufgaben durch die Verfassungsanderung im Jahr
1969 markierte eine wesentliche Zasur in der deutschen Finanzverfassung. Die
ursprianglich klare Abgrenzung der Aufgaben von Bund und L&ndern wurde
zugunsten einer gemeinsamen Verantwortung fur bestimmte Wirkungsbereiche des
Staates aufgegeben. Allerdings gab es schon vor der Finanzreform 1969 vielféltige
Formen des Zusammenwirkens von Bund und L&ndern im Bereich der Finanzierung
von Landeraufgaben Uber das sog. Dotationssystem und das Fondswesen (z.B.:
Forderung der wissenschaftlichen Forschung durch Verwaltungsabkommen, Férde-
rung der Landwirtschaftsentwicklung durch den sog. ,Grinen Plan®, Bundesaus-
baugebiete der regionalen Wirtschaftspolitik, Sozialer Wohnungsbau, gemeindlicher
Verkehrsbau, technische Ausstattung der Bereitschaftspolizei). Die wenig trans-
parenten Forderungshilfen des Bundes auf eine verfassungsrechtliche Grundlage zu

stellen, war eines der wichtigsten Ziele der Finanzverfassungsreform.

Der Bund sollte nicht von seiner Verantwortung bei der Finanzierung diverser
Landeraufgaben befreit werden. In den 60er Jahren herrschte die Uberzeugung vor,
dal3 grof3e Programme und Ausgabenkomplexe nur zentral sinnvoll geplant werden
kénnen, und die grofR3en staatspolitischen Aufgaben wegen der zunehmenden Ver-
flechtung der Wirtschafts- und Finanzpolitik einer Bund-L&nder-Koordination be-
durfen. Durch die abschlieRende Aufzahlung der Gemeinschaftsaufgaben wurden
die Wirkungsbereiche des Bundes jedoch klar abgegrenzt. Es sollten lediglich nur
die Aufgaben in die gemeinschaftliche Verantwortung Ubernommen werden, deren
Erfullung wegen der gesamtwirtschaftlichen Bedeutung und finanziellen Grof3enord-
nung nur im Zusammenwirken von Bund und Lander mdglich ist (vgl. Minch 1999,

S. 8). Nicht ohne Bedeutung war auch die Inpflichtnahme des Bundes fiir den Aus
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gleich der Lebensbedingungen in dem gesamten Land, der sich durch die An-

gleichung des Angebots an 6ffentlichen Gitern und Einrichtungen vollziehen sollte.

Zugleich wollte man die Lander mit der Verfassungsreform von den vielen Auflagen
und Bedingungen befreien, die mit Bewilligung von Bundeshilfen in dem Dotations-
system verbunden waren. Die Regelung in der Verfassung sollte letztendlich die

Gleichbehandlung aller Lander garantieren.

Das Grundgesetz setzt eine Mitwirkung des Bundes bei der Erflllung von
Landeraufgaben voraus, wenn diese Aufgaben fir die Gesamtheit von grof3er
Bedeutung sind, d.h. es mul3 sich um Aufgaben von einer Uberregionalen Relevanz
handeln. Zuséatzlich fordert Art. 91a Abs. 1 GG, dald der Bund sich auch an der
Verbesserung der Lebensverhaltnisse durch seine Mitwirkung zu beteiligen hat (vgl.
Hade 1996, 83 f.). Es reicht als Begriindung fur die Gemeinschaftsaufgaben nicht
aus, dal3 die Mitwirkung des Bundes zweckmalig oder sinnvoll ist. Die Voraus-
setzung fur die Beteiligung des Bundes ist die Erforderlichkeit. Kébnnen Aufgaben
auch ohne die Mitwirkung des Bundes erflllt werden, fehlt es an der notwendigen
Erforderlichkeit. Eine Gemeinschaftsaufgabe kann dann nicht vorliegen. Die Hohe
der fur eine zweckmafige Aufgabenerfullung nétigen Finanzmittel reicht allein nicht
aus, um die Erforderlichkeit der Mitwirkung des Bundes zu begriinden (vgl. ebenda,
S. 84).

Bei den Gemeinschaftsaufgaben handelt es sich aber um originare Landeraufgaben,
bei deren Erfullung der Bund planerisch und finanziell mitwirkt. Geregelt werden sie
in den Art. 91 a und 91b des Grundgesetzes und in den entsprechenden
Ausfuihrungsgesetzen.

2.2.1. Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a GG

Der Art. 91a GG regelt die Gemeinschaftsaufgaben, bei deren Erfullung der Bund zu

einem Zusammenzuwirken verpflichtet ist. Es handelt sich hier im einzelnen um:

- Die Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hochschulen einschlieflich
der Hochschulkliniken (Art. 91a Abs. 1 Nr. 1 GG),

- Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur
(Art. 91a Abs. 1, Nr. 2 GG) und
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- Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes
(Art. 91a Abs. 1, Nr. 3 GG).

Fur die Erfullung der Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91a GG wir jeweils ein
gemeinsamer Rahmenplan aufgestellt. Er enthalt Angaben Uber die Grundsatze und
den Inhalt der Gemeinschaftsaufgabe. Mal3gebliches Entscheidungsgremium ist der
Planungsausschuf3, den die Bundesregierung (der jeweils zustandige Minister) sowie
die Landesregierungen bilden. Jedes Land erhalt im Planungsausschul3 unabhangig
von seiner Grof3e eine Stimme. Der Bund erhalt sechzehn Stimmen. Ein Beschlul
des Ausschusses kommt zustande, wenn sowohl der Bund als auch die Mehrheit der
Lander ihm zustimmen. Es ist dabei durchaus mdglich, dal3 die Beschlisse durch
den Bund und die neun kleinen Bundeslander mit etwa 25 % der Bevolkerung gegen
die grof3en Bundeslander durchgesetzt werden. Den Ausfiihrungsgesetzen mufd im
weiteren der Bundesrat zustimmen. Der Aufnahme eines Vorhabens in ihrem Gebiet

in die Rahmenplanung muf3 auch das betroffene Land zustimmen.

2.2.1.1. Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und Neubau von Hochschulen einschlief3lich

der Hochschulkliniken

Das Nahere ist in dem Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe ,,Ausbau und Neubau
von Hochschulen (Hochschulbauférderungsgesetz) vom 1. September 1969, zuletzt
geandert durch Gesetz vom 20. August 1996 geregelt. Das Gesetz erfaldt seit dem
Anderungsgesetz von 1970 alle Hochschulen, die in dem Hochschulverzeichnis
aufgefuhrt sind. Dazu gehdren die wissenschaftlichen Hochschulen (insbesondere
Universitaten), Fachhochschulen, Musik-, Kunst- und Sporthochschulen sowie nicht-
staatliche Hochschulen.

Der Art 91a Abs.1 Nr.1 GG betrifft nur den Ausbau und Neubau von Hochschulen,
nicht jedoch deren Betrieb und ebenfalls nicht die Investitionsfolgekosten. Im

einzelnen unterliegen:

- Gesamtplanung,

- Grundstuickserwerb,

- Bauten,

- Erschlie3ung,

- Entschéadigung an Dritte,

- Ersteinrichtung,
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- AuRenanlagen,

- Baunebenkosten,

- Kosten besonderer Betriebseinrichtungen,
- Zubehor sowie

- GroRgerate fur Ausbildung und Forschung

der gemeinschaftlichen Finanzierung. Die Beteiligung des Bundes liegt bei 50 % der
Kosten fir die oben aufgezahlten Teilaufgaben. Das Ausbauprogramm und alle
Vorhaben der Gemeinschaftsaufgabe werden in den Rahmenplanen durch den
gemeinsamen Planungsausschuld des Bundes und der Lander gemal 8 7 HBFG

beschlossen.

Die Tabelle 5 weist die Entwicklung der Zuweisungen fiur die GA ,Hochschulbau“ seit
1990 aus. Hier und in den folgenden Tabellen erfolgt der Ausweis in DM pro
Einwohner bzw. in Mio. DM jeweils flr die finanzstarken und finanzschwachen
Lander, die ostdeutschen Flachenlander, die westdeutschen Stadtstaaten, Berlin und
den Bundesdurchschnitt bzw. die Gesamtzuweisung. Die Werte fir Brandenburg
sind nachrichtlich ausgewiesen. Im ubrigen befinden sich die Tabellen der Lander-
verteilungen im Anhang des Gutachtens. Die Einwohnerwerte fir Brandenburg
liegen ab 1994 Uber den Bundesdurchschnitt, seit 1997 allerdings unter dem
Durchschnitt fur die NBL. Die insgesamt zur Verfigung stehende Summe ist bis
2002 (ausgenommen 1999) auf 1,8 Mrd. DM festgelegt.
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Tabelle 5: Volumen und Entwicklung der GA ,Hochschulaus- und -neubau”

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 15,8 17,1 0,0 32,2 22,3 14,0 0,0
1991 20,6 21,4 13,2 36,0 35,3 20,5 2,8
1992 21,0 16,3 13,7 37,7 33,6 19,9 51
1993 20,8 15,8 19,1 24,3 44,6 20,7 11,0
1994 18,2 16,3 26,6 26,4 43,4 20,6 23,7
1995 17,5 19,8 31,5 29,7 48,4 22,0 34,3
1996 18,8 21,0 30,0 29,3 31,4 22,0 31,0
1997 18,8 17,5 33,4 29,4 31,9 21,9 33,2
1998 19,5 16,0 33,2 28,7 31,9 21,9 32,2
1999 21,9 19,9 31,2 33,9 44,2 24,4 27,7
2000 19,7 17,9 28,1 30,5 39,8 21,9 24,9
2001 19,7 17,9 28,1 30,5 39,8 21,9 24,9
2002 19,7 17,9 28,1 30,5 39,8 21,9 24,9

Mittelwert

1990.1998 19,0 17,9 22,3 30,4 35,9 20,4 19,3

in Mio. DM

1990 714,0 258,0 0,0 76,0 77,0 1.125,0 0,0
1991 931,8 324,0 190,0 85,0 122,0 1.652,8 7,0
1992 950,0 247,0 198,0 89,0 116,0 1.600,0 13,0
1993 952,0 241,0 274,0 58,0 155,0 1.680,0 28,0
1994 835,0 251,0 380,0 63,0 151,0 1.680,0 60,0
1995 806,0 307,0 448,0 71,0 168,0 1.800,0 87,0
1996 869,0 327,0 425,0 70,0 109,0 1.800,0 79,0
1997 873,0 275,0 472,0 70,0 110,0 1.800,0 85,0
1998 904,0 252,0 467,0 68,0 109,0 1.800,0 83,0
1999 1.017,9 312,5 438,2 80,4 151,0 2.000,0 71,5
2000 916,1 281,3 394,3 72,4 135,9 1.800,0 64,4
2001 916,1 281,3 394,3 72,4 135,9 1.800,0 64,4
2002 916,1 281,3 394,3 72,4 135,9 1.800,0 64,4

Mittelwert

1990.1998 870,5 275,8 317,1 72,2 124,1 1.659,8 49,1

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Fur die Gemeinschaftsaufgabe ,,Ausbau und Neubau von Hochschulen einschliel3lich
der Hochschulkliniken* gelten im Prinzip alle Argumente die fiir oder gegen eine
Mischfinanzierung von Landeraufgaben im Punkt 2.1.2. aufgefihrt worden sind.
Einige weitere Argumente konnen jedoch spezifisch auf diese Aufgabe bezogen

werden.

Zum einen sind im Bereich der Hochschulnutzung besonders hohe spill-over Effekte
zu vermuten. Die Studierenden dirfen unabhangig von dem Wohnsitz praktisch jede

Hochschule wahlen. Durch die Steuerfinanzierung des Hochschulbetriebs, den Ver
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zicht auf Gebuhrenfinanzierung und das Fehlen von entsprechenden Nutzungsge-
bihren zwischen den Landern werden ohnehin die Lander ausgabenmalig starker
belastet, die per Saldo mehr Studierende aus dem Gebiet anderer Lander auf-
nehmen. Zumindest bei dem Hochschulneubau und -ausbau kdnnen diese héheren

Belastungen partiell durch die Mitwirkung des Bundes ausgeglichen werden.

Gegen die Mischfinanzierung und damit die EinfluBnahme des Bundes auf die
Hochschulpolitik spricht, dal3 es sich bei der Hochschulbildung um eine der Kern-
aufgaben der Lander handelt, durch deren Erfullung die Lander sich entsprechend
profilieren kdnnen. Allerdings ist es nicht von der Hand zu weisen, dal’ sich manche
Lander trotzdem als Trittbrettfahrer verhalten kbnnen und ihre Jugend auf die Kosten
andere Lander ausbilden. Eine solche Politik durfte jedoch sehr kurzsichtig sein.
Zum einen sind gute Hochschuleinrichtungen ein wichtiger Standortfaktor. Zum
anderen lassen sich viele Studierende nach dem Abschlu3 in der Nahe des
Studienortes nieder. Das hochqualifizierte Humankapital flie3t also nicht zurick in
die Ursprungslander.

Das Mitbestimmungsrecht des Bundes ist aufgrund der Kulturhoheit der Lander
sachlich nicht gerechtfertigt. Wegen der Mischfinanzierung kann dagegen kein Land
selbstandig entscheiden, wie viele und welche Hochschulen es bauen will. Solche
Entscheidungen werden zwingend in einer Bund-Lander-Kommission getroffen. Das
Argument, daf3 durch die Beteiligung des Bundes mehr Geld fir den Hochschulbau
flieBen wirde, tragt nicht, da auch durch eine andere Steuerverteilung zwischen
Bund und Landern entsprechende Ausstattung der Hochschulbaufinanzierung

moglich wére.'®

2.2.1.2. Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur

Das Nahere ist in dem Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur vom 6. Oktober 1969 geregelt, zuletzt geandert durch
das Gesetz zur Forderung von Investitionen und Schaffung von Arbeitsplatzen im
Beitrittsgebiet sowie zur Anderung steuerrechtlicher und anderer Vorschriften vom
24. Juni 1991.

® Eine Lésungsméglichkeit lage hier in der Zusammenfassung der GA ,Hochschulbau® mit den
Mitteln, die aus Art. 91b GG den Landerhaushalten zuflieRen (vgl. Renzsch 1999, S. 163).
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Die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur darf
grundsatzlich nur Mallnahmen erfassen, die deutlich Uberregionale Auswirkungen
haben (vgl. Hade 1996, S. 89 f.). Sie soll sich auf raumliche und sachliche Schwer-

punkte konzentrieren. In Frage kommen deshalb nur Férderungen von Gebieten:

a) deren Wirtschaftskraft erheblich unter dem Bundesdurchschnitt liegt oder erheb-

lich darunter abzusinken droht oder

b) in denen Wirtschaftszweige vorherrschen, die vom Strukturwandel in einer Weise
betroffen oder bedroht sind, da3 negative Ruckwirkungen auf das Gebiet in

erheblichen Umfang eingetreten oder absehbar sind.

In Einzelfallen kénnen auch Infrastrukturmal3nahmen auferhalb der genannten
Gebiete gefordert werden, wenn sie in einem unmittelbaren Zusammenhang mit

geforderten Projekten innerhalb benachbarter Fordergebiete stehen.

Im einzelnen erfal3t die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der regionalen Wirt-

schaftsstruktur:

a) Forderung der gewerblichen Wirtschaft bei Errichtung, Ausbau, Umstellung oder

grundlegender Rationalisierung von Gewerbebetrieben;

b) Forderung des Ausbaus der Infrastruktur, soweit es fur die Entwicklung der

gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist, durch:
- Erschliel3ung von Industriegelénde,

- Ausbau von Verkehrsverbindungen, Energie- und Wasserversorgungsan-
lagen, Abwasser- und Abfallbeseitigungsanlagen sowie o6ffentlichen Fremd-

verkehrseinrichtungen sowie

- Errichtung oder Ausbau von Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungs-
statten, soweit ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem Bedarf der

regionalen Wirtschaft an geschulten Arbeitskréften besteht.

Die Forderung kann sowohl Investitionszuschisse als auch Darlehen, Zinszu-
schiusse und Burgschaften umfassen. Der Bundesanteil betragt 50 %.
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Tabelle 6: Volumen und Entwicklung der GA ,Wirtschaftsstruktur®

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 5,9 13,8 0,0 5,7 0,0 6,1 0,0
1991 6,0 18,2 148,3 3,7 35,5 35,0 147.,5
1992 6,5 17,1 205,1 7,4 26,1 45,0 221,1
1993 4.5 13,2 278,6 7.8 37,4 56,1 265,4
1994 51 12,0 259,4 4.8 59,6 53,2 265,6
1995 5,6 10,3 218,4 4.7 97,3 47,4 273,0
1996 5,3 11,3 245,9 1,9 99,8 51,9 240,3
1997 3,8 13,0 245.,4 3,8 84,1 50,5 214.,4
1998 2,5 7,7 227,0 4,3 78,7 45,2 206,0
1999 4,2 10,7 219,1 4.5 63,0 44,8 214.,4
2000 4,0 10,2 207,3 4,3 59,6 42,3 202,8
2001 3,8 9,6 196,1 4.0 56,4 40,0 191,8
2002 3,4 8,7 177,0 3,6 50,9 36,1 173,2

Mittelwert

1990.1998 5,0 13,0 203,1 4.9 57,6 43,4 203,7

in Mio. DM

1990 265,7 208,9 0,0 13,4 0,0 488,0 0,0
1991 273,4 275,2 2.141,3 8.8 122,5 2.821,2 372,7
1992 294.9 259,1 2.960,1 17,5 90,2 3.621,8 558,8
1993 204,2 202,2 3.997,6 18,7 129,8 4.552,5 676,0
1994 232,2 184,8 3.698,9 11,5 207,4 4.334,8 672,7
1995 259,5 160,1 3.101,4 11,3 337,7 3.870,0 692,5
1996 245,0 176,8 3.479,7 4.6 345,9 4.252,0 611,7
1997 176,0 204.,4 3.463,2 9,0 289,9 4.142,5 549,2
1998 117,5 120,3 3.189,2 10,1 269,1 3.706,2 531,7
1999 197,1 168,6 3.079,4 10,7 215,3 3.671,0 553,3
2000 186,5 159,5 2.913,3 10,1 203,6 3.473,0 523,5
2001 176,4 150,8 2.755,6 9,5 192,6 3.285,0 495,1
2002 159,2 136,1 2.487,2 8,6 2.965,0 446,9

Mittelwert

1990.1998 229,8 199,1 2.892,4 11,7 199,2 3.532,1 518,4

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Tabelle 6 beschreibt die Entwicklung der GA ,Wirtschaftsstruktur in der bereits
bekannten Landerabgrenzung. Aus den Einwohnerzahlen wird deutlich, dal’ die NBL
von diese GA profitieren, also Uber den erweiterungsbedingten Bedarf (Grundbedarf)
hinaus auch teilungsbedingte Sonderlasten ausgeglichen werden sollen. Im
Mittelwert 1990-1998 bewegt sich Brandenburg leicht oberhalb des Wertes fur die
ostdeutschen Flachenlander, seit 1996 allerdings durchgehend unterhalb der

entsprechenden Jahreswerte.
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Zur besonderen Kritik an dieser Gemeinschaftsaufgabe ist hinzufligen, dal? es sich
hierbei um keine zentralen Mal3hahmen handeln kann. Erst durch die raumliche Ent-
sprechung von Forderregionen und Verantwortungsbereichen kdnnen regional-
spezifische Engpéasse angemessen berticksichtigt werden. Zentrale Planung ist dafr
keinesfalls hilfreich. Hinzu kommt, dal3 es betrachtliche Abgrenzungsprobleme bei

der Klassifizierung der einzelnen Malinahmen gibt (vgl. Blimel 1990, S. 951).

2.2.1.3. Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des

Klstenschutzes

Das Nahere regelt das Gesetz Uber die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der
Agrarstruktur und des Kustenschutzes vom 3. September 1969, zuletzt geandert
durch das Zweite und Dritte Gesetz zur Anderung des Gesetzes (ber die
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kulstenschutzes
vom 11. November 1993 und vom 8. August 1998.

Die Gemeinschaftsaufgabe wurde vor allem vor dem Hintergrund der auf zukinftige
Anforderungen auszurichtenden Land- und Forstwirtschaft begrindet, um deren
Eingliederung in die EG zu erleichtern und den Kistenschutz zu verbessern. Die
Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Kistenschutzes

umfal’t im einzelnen:

1. MaRBnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der

Land- und Forstwirtschaft durch:

- rationellere Gestaltung land- und forstwirtschaftliche Betriebe,
- markt- und standortangepalf3te Landbewirtschaftung,
- Ausgleich naturlicher Standortnachteile,
- sonstige MalRBnahmen, die flr gesamte Land- und Forstwirtschaft bedeutsam
sind;
2. MalRnahmen zur Neuordnung landlichen Grundbesitzes (Flurbereinigung und

freiwilliger Landtausch);

3. MalRnahmen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe zur Umnutzung ihrer

Bausubstanz;

4. wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische MalRnhahmen;
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5. MalRnahmen zur Verbesserung der Markstruktur in der Land-, Fisch- und

Forstwirtschaft durch:

- Forderung von Zusammenschlissen land-, fisch-, und forstwirtschaftlicher
Erzeuger,

- Errichtung, Ausbau, Zusammenfassung und Stillegung von Vermarktungs-
einrichtungen zur Rationalisierung und Verbesserung des Absatzes land-,
fisch- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse;

6. MaRnahmen zur Erhéhung der Sicherheit an den Kisten der Nord- und Ostsee
sowie an den flieBenden oberirdischen Gewassern im Tidegebiet gegen

Sturmfluten.

Nicht als Gemeinschaftsaufgabe im Sinne Art. 91a Abs. 1 Nr. 3 sind anzusehen die

Landschaftspflege, die Erhaltung der Kulturlandschaft oder der Tierschutz.

Der Bundesanteil an der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und
des Kustenschutzes betragt 60 % bei den Mal3Bhahmen zur Verbesserung der
Agrarstruktur und 70 % bei den MalBnahmen zum Kustenschutz. Das Vorgehen bei

der Rahmenplanung entspricht weitgehend dem oben beschriebenen Ablauf.

Die Tabelle 7 zeigt die Entwicklung der GA ,Agrarstruktur und Kustenschutz".
Hinsichtlich der Einwohnerzahlen liegen sowohl der Mittelwert als auch die
Jahreswerte fur Brandenburg deutlich Gber denen der ostdeutschen Flachenlander,
worin die besondere Bedeutung des Agrarsektors in Brandenburg zum Ausdruck
kommt. Die Entwicklung der jahrlichen Finanzzuweisungen belegt wiederum, dal3
auch in dieser GA neben dem erweiterungsbedingten Grundbedarf auch
teilungsbedingte Sonderlasten enthalten sind, die sich insbesondere aus dem
Verhéltnis zu den Betragen fir die westdeutschen Lander ableiten lassen. Die
Zuweisungen sind seit 1993 ricklaufig und bis 2002 auf 1,8 Mrd. DM fixiert.
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Tabelle 7:  Volumen und Entwicklung der GA ,Agrarstruktur und Kistenschutz*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 23,2 43,2 0,0 9,3 0,0 21,4 0,0
1991 24,1 45,4 43,7 10,3 0,0 30,1 46,5
1992 23,9 48,3 81,2 10,4 0,6 37,4 120,8
1993 23,7 46,8 87,2 10,2 1,1 37,9 129,5
1994 20,6 41,2 84,1 12,0 0,7 34,5 127,1
1995 19,9 38,2 76,9 9,3 0,1 32,1 106,9
1996 18,0 35,3 75,9 9,1 0,1 30,3 116,7
1997 14,5 27,4 57,6 8,9 0,0 23,6 87,3
1998 13,1 26,0 47,8 9,2 0,3 20,9 70,1
1999 12,8 25,0 50,1 6,7 0,3 20,8 72,4
2000 13,5 26,4 52,8 7,1 0,3 21,9 76,2
2001 13,5 26,4 52,8 7.1 0,3 21,9 76,2
2002 13,5 26,4 52,8 7,1 0,3 21,9 76,2

Mittelwert

1990.1998 20,1 39,1 61,6 9,9 0,3 29,8 89,4

in Mio. DM

1990 1.049,4 653,1 0,0 22,0 0,0 1.724,5 0,0
1991 1.087,4 686,8 630,1 24,4 0,0 2.428,7 117,5
1992 1.081,7 730,6 1.172,2 24,6 1,9 3.011,0 305,3
1993 1.084,8 715,4 1.251,2 24,3 3,8 3.079,5 329,9
1994 944,1 634,1 1.199,8 28,6 2,6 2.809,2 321,9
1995 916,3 592,2 1.091,6 22,1 0,3 2.622,5 271,2
1996 833,4 550,9 1.073,5 21,7 0,3 2.479,8 297,1
1997 674,3 429,8 812,8 21,1 0,1 1.938,1 223,7
1998 611,1 408,4 672,0 21,9 1,0 1.714,4 180,8
1999 594,9 393,2 704,1 15,9 1,0 1.709,0 186,8
2000 626,6 4141 741,5 16,8 1,0 1.800,0 196,8
2001 626,6 414,1 741,5 16,8 1,0 1.800,0 196,8
2002 626,6 4141 741,5 16,8 1,0 1.800,0 196,8

Mittelwert

1990.1998 920,3 600,1 878,1 23,4 1,1 2.423,1 227,5

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Zu besonderen Kritik dieser Gemeinschafsaufgabe ist hinzufiigen, daf3 sie z.T. nicht
fur die Forderung der Landwirtschaft, sondern wie es im Bereich der Dorferneuerung
deutlich wird, als Forderung der landlichen Raume ausgenutzt wird. Im weiteren
werden hier unsachgerecht nattrliche Standortnachteile ausgeglichen, was gegen

die Forderungsaufgabe der GA verstolt.
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2.2.2. Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung und Forschungsférderung nach
Art. 91b GG

Art. 91b GG regelt die Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung und Forschungs-
forderung, bei der eine gemeinsame Planung und Umsetzung der Maflihahmen
maoglich, jedoch nicht zwingend vorgeschrieben ist. Die Beschlisse der gemein-
samen Kommissionen von Bund und L&ander haben deshalb zunachst keine

rechtliche, wohl aber eine politische Bindungswirkung.

Die Bildungsplanung erfaf3t alle Bereiche der Bildung, also die vorschulische
Erziehung, Schulen und verschiedene Formen der Fort- und Weiterbildung, die
Hochschulbildung und die Erwachsenenbildung. Die gemeinsame Forschungsférde-
rung erstreckt sich auf die Deutsche Forschungsgemeinschaft und die Sonder-
forschungsbereiche, die Grof3forschungseinrichtungen, die Max-Planck-Gesellschatft,
die Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz (WGL), die Helmholz-
Gesellschatft, die Fraunhofer-Gesellschaft und andere selbstandige
Forschungseinrichtungen von (berregionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem
wissenschaftlichen Interesse, sofern die von den Gebietskorperschaften zu
erbringende Zuwendungen zu den laufenden Kosten bestimmte Gréf3enordnungen
Ubersteigen. Die Forderung erstreckt sich im weiteren auf andere Trager-
organisationen von Forschungseinrichtungen, Organisationen fur Forschungs-
forderung sowie Serviceeinrichtungen fir die Forschung, wenn die eben genannten
Voraussetzungen vorliegen. AuBerdem werden einzelne Forschungsvorhaben von
Uberregionaler Bedeutung und gesamtstaatlichem wissenschaftlichen Interesse
gefordert, bei denen der Zuwendungsbedarf ebenfalls bestimmte Gréf3enordnungen
Ubersteigt. Die gemeinsame Finanzierung betrifft &hnlich wie bei den Gemeinschafts-
aufgaben nach Art.91a GG grundsatzlich nur die Zweckausgaben. Die
Verwaltungskosten sind von der gemeinsamen Finanzierung ausgeschlossen. Das
schliet jedoch nicht aus, dal3 bei den Forschungseinrichtungen auch

Personalkosten als Zweckausgaben mitfinanziert werden.

Der Beteiligungsanteil des Bundes variiert in Abhéngigkeit von der geftrderten

Gesellschaft oder Vorhaben und betragt:
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- 50 % bei der DFG,

- 75 % bei den Sonderforschungsbereichen,

- 50 % bei der Max-Planck-Gesellschaft und WGL,

- 90 % bei den Grol3forschungseinrichtungen (Helmholz-Gesellschaft),

- 90 % bei der Fraunhofer-Gesellschaft und

- 50 % bei anderen Forschungseinrichtungen von tberregionaler Bedeutung sowie
sonstigen Organisationen (z.B. Wissenschaftgemeinschatft).

Der Finanzierungsschlussel fur die einzelnen Forschungsvorhaben wird fir jeden
Einzelfall vertraglich geregelt und liegt in der Bandbreite von 50 bis 90 % fur den
Anteil des Bundes. Allerdings erscheinen die Zuschisse des Bundes fiur die
verschiedenen Institutionen nicht in den Haushalten der einzelnen Lander, sofern sie

direkt an Dritte gegeben werden. Sie werden gesondert ausgewiesen.

Die gemeinsame Forschungsforderung wird im ndheren durch die Rahmen-
vereinbarung Forschungsférderung und die einzelnen Ausfiihrungsvereinbarungen
geregelt. Die gemeinsame Bildungsplanung sollte laut Gesetz durch die Bildungs-
gesamtpléne konkretisiert werden. Auf die Aufstellung der gemeinsamen Bildungs-

plane wurde jedoch bereits 1982 verzichtet.

Die GA ,Bildungsplanung und Forschungsforderung® ist in ihrer Entwicklung in der
Tabelle 8 beschrieben.’® Vom quantitativen Gewicht her ist sie mit i.d.R. deutlich
weniger als einer Mrd. DM die kleinste GA. Nach einem Maximum in 1999 wird sie
bis 2002 wiederum deutlich sinken. Die Einwohnerwerte zeigen aber auch fur diese
GA die besondere Bedeutung fur die ostdeutschen Flachenlander und Berlin. Die
Werte fur das Land Brandenburg liegen Uberwiegend oberhalb des Durchschnitts fur

die ostdeutschen Flachenlander.

1 Diese Tabelle enthalt nicht den Finanzierungsanteil des Bundes an Forschungseinrichtungen mit
Uberregionaler Bedeutung und Grof3forschungseinrichtungen.
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Tabelle 8: Volumen und Entwicklung der GA ,Bildungsplanung und

Forschungsférderung”
Finarl:z- S(';']c\?;é;e . Ost-h dWest;] na(I:hrri]cht-
starke eutsche deutsche . ich:
Flachen- Fvlva'ecsr:g;- Flachen- Stadt- Berlin Insgesamt Branden-
lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner
1990 2,9 4,2 0,0 8,4 3,0 2,8 0,0
1991 2,8 4,3 2,5 8,3 4,2 3,2 2,2
1992 2,8 4.5 14,8 8,1 13,8 5,9 14,6
1993 2,5 4.4 20,6 8,1 16,3 6,8 18,8
1994 2,6 4.4 11,9 8,4 17,0 5,3 13,7
1995 5,5 4.8 10,2 6,3 17,0 6,7 12,0
1996 2,9 3,8 10,0 3,1 16,6 4.9 11,4
1997 3,9 4.6 3,8 6,5 8,4 4,3 4,1
1998 4.4 4,3 4,1 8,6 9,7 4.7 3,9
1999 8,2 10,2 25,9 16,6 33,7 12,9 26,0
2000 7,4 9,2 23,4 15,0 30,5 11,7 23,6
2001 6,7 8,3 21,0 13,5 27,3 10,5 21,1
2002 6,4 7,9 20,0 12,9 26,1 10,0 20,2
Mittelwert
1990-1998 3,4 4.4 8,7 7,3 11,8 5,0 9,0
in Mio. DM
1990 129,7 64,1 0,0 19,8 10,2 223,8 0,0
1991 126,8 64,4 36,3 19,5 14,4 261,4 5,6
1992 124,7 67,4 213,1 19,1 47,6 471,9 36,8
1993 115,6 67,7 295,9 19,3 56,5 555,0 47,8
1994 117,3 67,8 170,1 20,0 59,1 434,3 34,8
1995 253,4 73,9 1449 15,1 59,1 546,4 30,4
1996 134,4 59,6 141,2 7,3 57,5 400,0 29,1
1997 183,0 71,4 54,2 15,4 28,9 352,9 10,4
1998 202,8 67,8 57,9 20,5 33,1 382,1 10,0
1999 381,5 160,4 363,3 39,4 115,3 1.059,8 67,2
2000 345,3 145,2 328,9 35,6 104,3 959,4 60,8
2001 309,3 130,0 294.,6 31,9 93,5 859,3 54,5
2002 295,7 124,3 281,6 30,5 89,4 821,6 52,1
Mittelwert
1990-1998 154,2 67,1 123,7 17,3 40,7 403,1 22,8

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Zur besonderen Kritik ist hinzufiigen, dal3 das Bildungswesen als Teil der Kultur-
hoheit zu den innersten Aufgaben der Lander gehort. Die einzelnen Lander unter-
scheiden sich dabei erheblich in den Bildungstraditionen und Erfahrungen. Eine
zentrale Planung widerspricht den unterschiedlichen Praferenzen der Lander. Das

war wohl auch der Grund dafir, warum sie nie zustande kam.

Um ein vollstandiges Bild finanzausgleichswirksamer Zahlungsstrome zu erhalten,
werden im folgenden die Zahlungen des Bundes an Dritte (Forschungseinrichtungen

der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz und Helmholtz-




36

Gesellschaft) genauer betrachtet. Analysiert man diese Zahlungen des Bundes nach
deren regionaler Streuwirkung, zeigen sich erhebliche Unterschiede sowohl im
absoluten Niveau als auch bei den Pro-Kopf-Zahlungen. Dabei ist allerdings zu
berticksichtigen, dald insbesondere Grol3forschungseinrichtungen der Helmholtz-
Gesellschaft in der Regel neben ihrem Hauptsitz verschiedene weitere Standorte
besitzen, die nicht notwendigerweise im Sitzland der Einrichtung liegen mussen. Von
daher sind regionalisierte Niveauvergleiche der Zahlungen an Grofl3forschungs-
einrichtungen nur stark eingeschrankt maoglich. Hinzu kommt, daf3 einige Grol3-
forschungseinrichtungen, wie beispielsweise die Forschungszentren Jilich und
Karlsruhe, eine Mittler- und Verteilerfunktion von Forschungsmitteln Gbernehmen.
Bei Forschungsforderungsmitteln, die an die Deutsche Forschungsgemeinschatt
oder an die Max-Planck-Gesellschaft geflossen sind, ist eine regionale Zuordung
nicht mdoglich, ohne die Mittelabflisse dieser Institutionen im einzelnen zu
betrachten. Ahnliches gilt fiir die Forderungen im Rahmen der Hochschulsonder-

programme.

Bei den Instituten der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz ist eine
Interpretation der regionalen Differenzierung eher mdglich, wobei jedoch auch hier
spill-over Effekte nicht auszuschlie3en sind. Betrachtet man die regionale Verteilung
dieser Mittel, konnen erhebliche Niveauunterschiede festgestellt werden. In der
Tabelle 9 sind der Vollstandigkeit halber auch die Zuweisungen des Bundes an die

Helmholtz-Gesellschaft wiedergegeben.

Vom Volumen her gesehen betragen die Leistungen des Bundes fur die Wissen-
schaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz etwa 25 vH der Zahlungen an die
GrolRforschungseinrichtungen. Wie der Tabelle weiter zu entnehmen ist, verteilen
sich die Bundesmittel der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm Leibniz
regional sehr unterschiedlich; die neuen Bundeslander profitieren stark von dieser
Art der Forschungsférderung.
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Tabelle 9: Zahlungen des Bundes an Institutionen der Wissenschaftsgemeinschaft
Gottfried Wilhelm Leibniz und Helmholtz-Gesellschaft nach dem Sitz-
landprinzip 1995 bis 1998

Bundes- Wissenschaﬁsgemeinschaft Gottfried Helmholtz-Gesellschaft
land Wilhelm Leibniz
1995 | 1996 | 1997 | 1998 1995 1996 1997 | 1998
in Mio. DM
NW 45,8 49,0 50,0 49,9 971,8 981,3 1.027,7 986,0
BY 22,0 22,6 24,8 27,3 228,0 226,3 240,4 269,2
BW 52,5 51,2 50,4 50,4 378,8 380,1 376,9 376,6
NI 27,0 29,6 30,2 32,3 149,5 139,7 144.5 150,2
HE 21,9 22,6 23,0 23,1 110,2 110,1 110,3 1114
SN 94,1 89,7 90,1 94,3 66,2 71,8 87,1 78,8
RP 5,6 5,8 6,0 6,2 0,0 0,0 0,0 0,0
ST 40,9 38,0 42,2 44,0 0,0 0,0 0,0 0,0
SH 42,6 44,9 45,1 48,8 0,0 0,0 0,0 0,0
TH 14,9 11,3 12,5 11,8 0,0 0,0 0,0 0,0
BB 70,6 64,7 75,8 86,3 65,1 62,7 60,9 56,6
MV 28,1 32,1 38,0 37,1 0,0 0,0 0,0 0,0
SL 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
BE 104,6 109,8 114,3 111,2 177,7 177,9 175,1 179,2
HH 31,9 30,4 34,2 32,2 247,1 246,6 251,3 250,5
HB 1,8 1,8 4.8 4,7 94,2 95,3 95,5 104,7
Insgesamt 604,2 603,7 641,4 659,7 2.488,7 2.491,7 2.569,7 2.563,2

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen

Betrachtet man die Pro-Kopf-Zuweisungen, wird diese Aussage weiter untermauert.
So bekam Brandenburg 1998 mit 416 vH des Bundesdurchschnitts die hdchsten
Pro-Kopf-Zuweisungen. Lediglich Berlin erhielt mit 404 vH des Bundesdurchschnitts
ahnlich hohe Zuweisungen. Auch alle anderen NBL erhalten gegentber den alten
Bundeslandern deutlich héhere Pro-Kopf-Zuweisungen (Ausnahme: Hamburg).

Werden die Zahlungen an die Institute der Helmholtz-Gesellschaft einbezogen, zeigt
sich zwar ein anderes Bild, aber wie bereits erwéhnt, ist dieser Vergleich nur bedingt

zulassig.
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Abbildung: Niveau der Zahlungen des Bundes an Forschungseinrichtungen
(Sitzlandprinzip) in vH des Landerdurchschnitts
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Quelle: ZDL, eigene Berechnungen.

Fur die neuen Bundeslander ist es angesichts der bestehenden Transfervolumina in
diesem Mischfinanzierungsbereich kaum sinnvoll, auf eine Zurlckdrdngung des
Bundes zu dringen, oder diese Mittel als disponible Masse im Rahmen von
Kompensationen bei anderen Mischfinanzierungen einzubringen. Die gemeinsame
Forderung der Forschungseinrichtungen durch Bund und die Lander wird dagegen
besonders wegen der erheblichen spill-over Effekte, die von solchen Einrichtungen
ausgehen, als unbedenklich angesehen. AufRerdem konnen wegen der hohen
Forderungsvolumina einzelne Lander mdoglicherweise schnell Uberfordert werden.
Allerdings ist auch eine Ldsung Uber eine freiwillige Zusammenarbeit auf der Basis

von Staatsvertragen durchaus denkbar und mdglich.

2.3. Finanzhilfen nach Art. 104a Abs. 4 GG

Die Finanzhilfen nach Art. 104a Abs. 4 GG durfen ausschlieRlich zur Abwehr einer
Storung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, zum Ausgleich unterschied-
licher Wirtschaftskraft oder zur Fo6rderung des wirtschaftlichen Wachstums

eingesetzt werden. Auch das Ziel der Angleichung der Lebensverhéltnisse wird
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indirekt verfolgt, wenn der Bund sich an dem Abbau regionaler Unterschiede in

wichtigen Infrastrukturbereichen beteiligt.

Die Finanzhilfen sollen den Finanzausgleich nicht ersetzen und sind als Ausnahmen
zu betrachten (vgl. Hade 1996, S. 72). Die Zustandigkeit des Bundes erschopft sich
in der Gewahrung der Finanzhilfe. Die Sachzustandigkeit und -verantwortung ver-

bleiben bei den Landern (vgl. ebenda).

Fur die Finanzhilfen gelten im Prinzip alle Kritikpunkte und positive Bewertungen, die

im Punkt 2.1.2 aufgezahlt wurden. Als besondere Kiritik ist hinzufligen:

1. Im Bereich der Finanzhilfen kommt es zu problematischen Uberschneidungen mit
den Gemeinschaftsaufgaben und anderen Forderungsarten (vgl. Blumel 1990,
S. 945). Grundsatzlich sind Finanzhilfen auch im Rahmen der GA mdglich.

2. Wird ein Bereich einmal fUr die Finanzhilfen als férderungsfahig ausgewahilt, sind

die Hilfen kaum noch abzuschaffen.

3. Durch die Konzentration der Hilfen auf die NBL entstehen verfassungsrechtliche
Bedenken. Das Grundgesetz fordert auch bei den Finanzhilfen grundsatzlich eine

Gleichbehandlung aller Lénder.?

4. Obwohl die Befugnisse des Bundes formal mit der Gewahrung der Hilfen enden,
bleibt sein Einflul? dennoch erheblich. Er bestimmt die Investitionsbereiche und
die Komplemetarmittelerfordernisse fir die Férderung nach 104a GG. Damit
behélt der Bund zumindest eine partielle Exekutivfunktion (vgl. Hade 1996,
S. 72). Der Bund entscheidet zwar, ob Finanzhilfen notwendig sind oder nicht.
Das Bundesverfassungsgericht sieht jedoch in der ,Kann-Regelung“ durchaus
eine Pflichtregelung, wenn die zu férdernden Investitionen fir den Gesamtstaat
von besonderer Bedeutung sind (vgl. BverfGE 39, 96, S. 113 und Hade 1996,
S. 79).

5. Es resultieren Probleme mit der Abgrenzung: was sind bedeutsame Investitionen,

was ist eine Storung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts?

Fur die Finanzhilfen spricht im einzelnen die grof3ere Flexibilitat im Vergleich zu den
Gemeinschaftsaufgaben. Fir den Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft
kénnen auch schwache Kommunen in insgesamt starken Landern Forderung er-
halten (vgl. Hade 1996, S.79). Gefordert werden auch starke Lénder und
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Kommunen, wenn die Hilfe dem Zweck der Férderung des Wirtschaftswachstums
dienen soll. Die Finanzhilfen erfordern keine zentrale Planung. Vor-Ort-Entschei-
dungen der Lander und Gemeinden werden moglich. Gleichzeitig behalt der Bund
den Einflu auf die zu fordernden Bereiche (,goldene Zugel®) trotz des Verzicht auf

eine gemeinsame Planung.

In der Tabelle 4 oben ist die Summe der Finanzhilfen fir den Zeitraum 1990 bis
2002 ausgewiesen. Die Entwicklung verdeutlicht, daf3 die FH unmittelbar nach der
deutschen Einheit die hochsten Jahreswerte erreicht haben. Seit 1996 sind sie

ricklaufig und dieser Trend dominiert auch die Fortschreibung bis 2002.

2.3.1. Wohnungsbauférderung

Die Ausgestaltung der FH ,Wohnungsbauférderung“ wird jahrlich neu in Verwal-
tungsvereinbarungen geregelt; zuletzt in der Verwaltungsvereinbarung Uber die
Forderung des Wohnungswesens im Programmjahr 1999. Der Anteil des Bundes an
der offentlichen Forderung liegt bei einem Drittel oder weniger. Die Forderungs-

tatbestande sind in dem Wohnungsbaugesetz geregelt.

In Tabelle 10 ist die Entwicklung der FH ,Wohnungsbauférderung® seit 1990
dargestellt. Auch hier verdeutlichen die Einwohnerzahlen, dal3 die ostdeutschen

Flachenlander und Berlin Gberproportional an dieser FH beteiligt sind.

2 ygl. BverfG 1975, S. 119 f., 1976, S. 308; vgl. hierzu auch Selmer 1995.
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Tabelle 10: Volumen und Entwicklung der FH ,Wohnungsbauférderung*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 22,8 16,4 0,0 16,7 17,9 17,1 0,0
1991 21,5 17,7 46,5 21,0 36,2 25,9 44,6
1992 21,3 19,4 83,9 24,4 83,9 35,0 83,9
1993 24,3 22,1 42,3 24,4 42,3 27,9 42,3
1994 29,4 31,9 42,6 37,2 42,6 33,0 42,6
1995 30,4 28,7 44,0 37,2 24,1 32,4 47,2
1996 32,6 30,9 54,6 39,9 33,3 36,4 49,5
1997 31,2 29,3 54,3 36,4 47,6 35,7 53,4
1998 29,6 27,6 56,3 36,6 55,6 35,1 55,6
1999 25,8 24,5 50,1 31,0 43,6 30,6 48,3
2000 22,0 20,9 42,7 26,4 37,2 26,1 41,2
2001 18,8 17,8 36,4 22,5 31,7 22,2 35,1
2002 16,4 15,6 31,8 19,7 27,7 19,4 30,7

Mittelwert

1990.1998 27,0 24,9 47,2 30,4 42,6 30,9 46,6

in Mio. DM

1990 1.029,8 2475 0,0 39,3 61,8 1.378,4 0,0
1991 971,6 267,1 671,9 49,5 124,9 2.085,0 112,6
1992 964,1 293,9 1.211,3 57,5 289,9 2.816,7 212,1
1993 1.111,8 337,9 606,5 58,2 146,7 2.261,1 107,7
1994 1.350,8 490,5 607,6 88,8 148,2 2.685,9 107,9
1995 1.401,7 444 .4 624,8 88,7 83,8 2.643,4 119,8
1996 1.510,9 482,0 773,1 95,2 115,5 2.976,7 126,0
1997 1.451,1 458,6 766,4 86,7 164,0 2.926,8 136,8
1998 1.376,7 433,8 790,8 86,7 189,9 2.877,9 143,4
1999 1.199,1 384,7 703,8 73,5 148,8 2.509,9 124,7
2000 1.023,2 328,3 600,6 62,7 127,0 2.141,8 106,4
2001 871,9 279,7 511,7 53,4 108,2 1.825,0 90,7
2002 761,9 244.4 447 .2 46,7 94,6 1.594,8 79,3

Mittelwert

1990.1998 1.240,9 384,0 672,5 72,3 147,2 2.516,9 118,5

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Im gesamten Untersuchungszeitraum liegen die Zahlen fur Brandenburg sehr eng an
dem Durchschnitt fur die ostdeutschen Flachenlander, so dal3 eine einwohner-
orientierte Verteilung konstatiert werden kann. Das Gesamtvolumen der FH ,Woh-
nungsbauférderung” ist seit 1996 rucklaufig und wird im Jahr 2002 ca. 1,6 Mrd. DM
betragen. Bezogen auf die ABL profitieren die westdeutschen Stadtstaaten und die
finanzstarken Flachenlander in bezug auf die Einwohnerzahlen starker als die

finanzschwachen westdeutschen Flachenlander.




42

2.3.2. Stadtebausanierung

Auch die Ausgestaltung der FH ,Stadtebausanierung® wird jahrlich neu in Ver-
waltungsvereinbarungen geregelt. Die letzte Verwaltungsvereinbarung tber die Ge-
wahrung von Finanzhilfen des Bundes an die Lander ist auf Marz 1999 datiert. Der
Anteil des Bundes an der FH ,Stadtebausanierung” betragt fur das Jahr 1999 ein

Drittel. Die Fordertatbestéande sind im Baugesetzbuch geregelt.

Tabelle 11: Volumen und Entwicklung der FH ,Stadtebausanierung*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] na(I:_hrricht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- Fvlva?csr:gh- Flachen- Stadt- Berlin Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 8,7 11,4 0,0 11,2 9,4 7,7 0,0
1991 8,3 10,3 50,7 9,7 18,8 16,8 53,7
1992 8,6 10,5 21,9 13,8 21,9 12,1 21,9
1993 6,8 5,1 28,8 7,5 28,8 11,3 28,8
1994 4,2 4,0 38,4 5,6 38,4 11,7 38,4
1995 2,8 2,8 49,7 1,3 17,1 11,6 44,8
1996 2,1 1,9 441 2,3 18,4 10,0 41,4
1997 1,4 1,8 40,6 1,6 16,8 8,9 38,5
1998 1,6 1,5 38,9 1,5 16,4 8,6 37,4
1999 2,9 2,8 27,9 3,5 16,8 7,7 26,1
2000 2,8 2,7 27,1 3,4 16,3 7,5 25,3
2001 2,8 2,7 27,1 34 16,3 7,5 25,3
2002 2,8 2,8 27,2 3,4 16,4 7,6 25,5

Mittelwert

1990-1998 5,0 55 34,8 6,0 20,7 11,0 33,9

in Mio. DM

1990 392,3 172,3 0,0 26,5 32,3 623,4 0,0
1991 376,7 155,1 731,4 22,8 65,0 1.351,0 135,8
1992 389,0 158,6 316,2 32,6 75,7 972,1 55,4
1993 311,3 78,3 413,8 17,8 100,1 921,3 73,5
1994 194,1 62,3 547,0 13,3 133,4 950,1 97,2
1995 130,5 43,5 706,4 3,1 59,5 943,0 113,6
1996 96,3 29,1 624,0 5,4 63,8 818,6 105,4
1997 65,7 27,5 572,8 3,8 57,8 727,6 98,7
1998 73,7 23,6 546,1 3,5 56,2 703,1 96,4
1999 132,5 445 391,7 8,4 57,4 634,5 67,3
2000 128,6 43,2 380,2 8,1 55,8 615,9 65,3
2001 128,7 43,2 380,4 8,1 55,8 616,1 65,3
2002 129,4 43,4 382,5 8,2 56,1 619,5 65,7

Mittelwert

1990-1998 225,5 83,4 495,3 14,3 71,5 890,0 86,2

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Die Zuweisungen der FH ,Stadtebausanierung“ liegen von ihrer quantitativen Be-
deutung deutlich unter den Jahreswerten der FH ,Wohungsbauférderung® (siehe
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Tabelle 11). Auch hier zeigen die Einwohnerzahlen eine deutlich starkere Konzen-
tration auf die NBL. Wiederum profitiert Brandenburg leicht unterproportional im
Vergleich zu dem Durchschnitt der ostdeutschen Flachenlénder. Die FH ,Stadtebau-

sanierung” ist bereits seit 1995 rucklaufig und wird 2002 rund 0,6 Mrd. DM betragen.

2.3.3. Gemeindeverkehrsfinanzierung

Die FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung® wird in dem Gesetz Uber die Finanzhilfen
des Bundes zur Verbesserung der Verkehrsverhéltnisse der Gemeinden vom 18.
Marz 1971 geregelt, zuletzt geandert am 9. September 1998. Der Anteil des Bundes
an der 6ffentlichen Forderung betragt bei dieser FH 75 %.

Die FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung” zeigt Tabelle 12 in ihrer Entwicklung seit
1990. Auch bei dieser Finanzhilfe weisen die Einwohnerzahlen auf eine stérkere
Konzentration auf die NBL hin. Die Mittelwerte 1990-1998 entsprechen flr Branden-
burg dem Durchschnitt der ostdeutschen Flachenlander bei insgesamt geringfugigen
Jahresabweichungen. Die finanzschwachen westdeutschen Flachenlander werden
wiederum deutlich unterproportional geférdert. VolumenmaRig sind diese FH seit
1997 rucklaufig und werden im Jahr 2002 knapp 3,0 Mrd. DM betragen.
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Tabelle 12: Volumen und Entwicklung der FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung”

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 36,1 27,6 0,0 35,9 33,4 27,9 0,0
1991 35,2 27,6 104,1 34,8 90,2 48,5 100,7
1992 53,3 49,3 167,6 51,7 160,4 77,6 170,2
1993 66,6 58,2 87,3 63,5 134,8 71,5 92,3
1994 66,6 57,8 90,2 62,9 99,9 70,4 92,2
1995 70,2 62,3 75,5 66,9 60,4 69,1 73,8
1996 69,4 65,6 74,4 68,5 60,5 69,2 68,8
1997 36,9 34,5 40,5 39,6 30,7 36,9 43,2
1998 36,2 34,2 40,2 38,0 32,8 36,4 38,2
1999 33,4 30,1 49,5 33,2 49,7 36,2 48,2
2000 33,2 29,9 49,2 33,0 49,4 36,0 47,9
2001 33,1 29,8 49,0 32,9 49,2 35,9 47,7
2002 33,1 29,8 49,0 32,9 49,2 35,9 47,7

Mittelwert

1990.1998 52,3 46,4 75,5 51,3 78,1 56,4 75,5

in Mio. DM

1990 1.631,3 417,6 0,0 84,6 115,2 2.248,7 0,0
1991 1.591,5 417,4 1.502,0 82,2 311,6 3.904,7 254.4
1992 2.410,5 745,2 2.419,7 122,0 553,9 6.251,3 430,1
1993 3.044,5 890,4 1.252,7 151,4 468,1 5.807,1 235,0
1994 3.056,6 889.,4 1.286,0 150,1 347,6 5.729,7 233,6
1995 3.236,5 966,7 1.071,7 159,6 209,7 5.644,2 187,1
1996 3.214,0 1.022,8 1.052,5 163,6 209,7 5.662,6 175,1
1997 1.714,8 540,2 571,6 94,3 105,9 3.026,8 110,7
1998 1.681,2 537,7 565,6 90,0 112,2 2.986,7 98,7
1999 1.552,2 4729 695,0 78,7 169,7 2.968,5 124,3
2000 1.543,1 470,1 690,9 78,3 168,7 2.951,0 123,6
2001 1.538,7 468,7 688,9 78,0 168,2 2.942,6 123,2
2002 1.538,7 468,7 688,9 78,0 168,2 2.942.6 123,2

Mittelwert

1990.1998 2.397,9 714,2 1.080,2 122,0 270,4 4.584,6 191,6

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

2.3.4. Leistungen aus dem IFG

Das Gesetz zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft und zur Férderung des
wirtschaftlichen Wachstums in den neuen Landern (Investitionsférderungsgesetz
Aufbau Ost, vom 23.06.1993 mit den Anderungen vom 6. Marz 1997 und 9.
September 1998) sichert den neuen Bundeslandern und den Gemeinden Finanz-
hilfen fur besonders bedeutsame Investitionen in Hohe von jahrlich 6,6 Mrd. DM seit
dem Jahr 1995 zu.
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Von diesem Jahresbetrag erhalten die Lander jedes Jahr bis 2004:

Berlin 1255 Mio. DM,
Brandenburg 936 Mio. DM,
Mecklenburg-Vorpommern 697 Mio. DM,
Sachsen 1.725 Mio. DM,
Sachsen-Anhalt 1.041 Mio. DM,
Tharingen 946 Mio. DM.

Durch die Finanzhilfen werden gefordert:

1.

Malnahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Infrastruktur, insbesondere
fur die wirtschaftliche Entwicklung bedeutsame Umweltschutzmal3nahmen, Ener-
gieversorgung, Trinkwasserversorgung, Verkehr, Erschlielfung und Sanierung

von Industrie- und Gewerbeflachen, Fremdenverkehr;

Malnahmen zur Forderung des Wohnungsbaus, insbesondere zur Modernisie-

rung und Instandsetzung, einschlief3lich des Studentenwohnraumbaus;

Malinahmen zur Férderung des Stadtebaus, insbesondere zur Stadt- und Dorf-

erneuerung, einschliel3lich Erhaltung und Erneuerung historischer Stadtkerne;

Mallnahmen zur Forderung der Aus- und Weiterbildung im beruflichen Bereich

unter Einschlufd der Hochschulen und Fachhochschulen;
Maflinahmen zur Forderung der Wissenschaft, Forschung und Entwicklung sowie

fur die wirtschaftliche Entwicklung bedeutsame Malinahmen zur Forderung kom-
munaler Investitionen, insbesondere Investitionen zum Ausbau und zur Erneue-

rung von sozialen Einrichtungen.

Begleit- und FolgemalRnahmen kdnnen nur geférdert werden, wenn sie unmittelbar in

ursachlichen Zusammenhang mit den geférderten Malinahmen stehen.

Die FH gemaR dem Investitionsforderungsgesetz Aufbau Ost sind in ihrer Entwick-

lung in der Tabelle 13 dargestellt. Die Werte fur die NBL und Berlin wie auch die

Mittelwerte liegen sehr eng beieinander, so dal3 hier wiederum eine Verteilung nach

der Einwohnerzahl zu konstatieren ist. Wie bereits erwéhnt, belauft sich die IFG-Hilfe
bis zum Jahr 2002 auf 6,6 Mrd. DM pro Jahr.
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Tabelle 13: Volumen und Entwicklung der FH ,IFG*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1991 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1992 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1993 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1994 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1995 0,0 0,0 300,3 0,0 322,3 65,9 287,7
1996 0,0 0,0 398,9 0,0 293,7 81,4 372,4
1997 0,0 0,0 359,0 0,0 443,6 80,4 387,8
1998 0,0 0,0 382,5 0,0 376,4 81,2 392,6
1999 0,0 0,0 377,4 0,0 379,2 80,5 371,1
2000 0,0 0,0 377,4 0,0 379,2 80,5 371,1
2001 0,0 0,0 377,4 0,0 379,2 80,5 371,1
2002 0,0 0,0 377,4 0,0 379,2 80,5 371,1

Mittelwert

1990.1998 0,0 0,0 160,1 0,0 159,5 34,3 160,1

in Mio. DM

1990 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1991 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1992 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1993 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1994 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0
1995 0,0 0,0 4.264,9 0,0 1.118,3 5.383,2 729,8
1996 0,0 0,0 5.645,4 0,0 1.018,3 6.663,7 948,0
1997 1,1 0,2 5.067,5 0,0 1.529,0 6.597,8 993,4
1998 0,0 0,0 5.375,2 0,0 1.286,1 6.661,3 1.013,4
1999 0,0 0,0 5.345,0 0,0 1.255,0 6.600,0 936,0
2000 0,0 0,0 5.345,0 0,0 1.255,0 6.600,0 936,0
2001 0,0 0,0 5.345,0 0,0 1.255,0 6.600,0 936,0
2002 0,0 0,0 5.345,0 0,0 1.255,0 6.600,0 936,0

Mittelwert

1990.1998 0,1 0,0 2.261,4 0,0 550,2 2.811,8 409,4

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen.

Die Liste der forderungsfahigen MaRnahmen weist auf vielfache Uberschneidungen
mit der Foérderung im Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben und anderen Finanz-
hilfen hin. Das Investitionsférderungsgesetz verbietet jedoch ausdricklich eine
Foérderung von Mal3nhahmen, die nach Artikel 91a GG und anderen Verwaltungs-
vereinbarungen nach 104a Abs. 4 GG gefordert werden. So soll eine Kumulation
verhindert werden (vgl. Peffekoven 1994, S. 201).

Durch die Veranderung des Gesetzes im Jahr 1997 koénnen die Betrage fur die

neuen Bundesléander mit Ausnahme Berlins durch eine schriftliche Erklarung des
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jeweiligen Landes gegentber dem Bundesministerium fur Finanzen um bis etwa 35

Mio. DM abgesenkt werden (Art. 3. des Anderungsgesetzes vom 6.03.1997).

Die Finanzhilfen des Bundes betragen 90 vom Hundert der O&ffentlichen
Finanzierung. Die Lander haben 10 % der o6ffentlichen Finanzierung zu tragen. Sie
kénnen jedoch abweichend auch eine héheren Anteil der 6ffentlichen Finanzierung
Ubernehmen. Von einem Land in einem Haushaltsjahr nicht abgerufene
Bundesmittel verfallen nicht. Die zeitliche Spezialitat greift in diesem Fall nicht, die

Mittel sind Gbertragbar.

Das Investitionsforderungsgesetz Aufbau Ost ist ein Nachfolger des Strukturhilfe-
gesetzes vom 20.12.1988, das zum 31.12.1991 mit dem Gesetz zur Aufhebung des
Strukturhilfegesetzes und zur Aufstockung des Fonds Deutsche Einheit vom
16.03.1992 ausgelaufen ist. Das Aufhebungsgesetz billigte den betroffenen alten
Bundeslandern, die bisher NutznieBer von Strukturhilfen waren, pauschale
Uberbriickungshilfen zwischen 20,6 Mio. DM (Bremen) und 246,8 Mio. DM (NRW)

ZU.

2.3.5. Sonstige FH des Bundes an die Lander

Die Entwicklung der sonstigen FH des Bundes an die Lander ist in Tabelle 14 aufge-
zeigt. Die Einwohnerwerte deuten darauf hin, daf die ostdeutschen Flachenléander
entsprechend dem Mittelwert 1990-1998 nur unterproportional von diesen Zu-
weisungen profitiert haben, Brandenburg allerdings leicht Uberproportional. Be-
gunstigt werden durch die FH insbesondere die finanzschwachen westdeutschen
Lander und Berlin. Die Gesamtsumme ist beziglich der Jahreswerte leicht schwan-
kend, wobei der Mittelwert 1990-1998, aber auch die fortgeschriebenen Werte bis
2002 nahe 2,0 Mrd. DM liegen.
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Tabelle 14: Volumen und Entwicklung der sonstigen FH des Bundes

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 30,2 43,0 0,0 27,4 8,5 26,2 0,0
1991 23,7 40,6 13,0 22,6 9,4 24,3 14,7
1992 22,7 34,1 34,5 19,6 7,2 26,2 63,5
1993 19,0 30,9 25,9 22,2 11,5 22,2 25,4
1994 19,8 31,9 29,5 27,4 22,4 24,1 29,6
1995 18,5 30,1 23,3 20,4 41,0 22,6 16,7
1996 16,7 30,4 25,4 21,9 104,4 24,7 32,8
1997 15,6 29,4 28,6 30,0 113,9 25,0 46,1
1998 16,0 29,9 24,3 21,4 65,1 22,3 36,2
1999 19,9 33,4 30,4 25,6 57,8 26,0 38,7
2000 17,1 28,8 26,2 22,1 49,8 22,4 33,3
2001 17,8 29,8 27,1 22,8 51,6 23,2 34,5
2002 19,0 31,9 29,0 24,4 55,2 24,8 36,9

Mittelwert

1990.1998 20,3 33,3 22,7 23,7 42,6 24,2 29,4

in Mio. DM

1990 1.364,9 649,3 0,0 64,6 29,4 2.108,2 0,0
1991 1.073,6 613,0 187,8 53,4 32,3 1.960,1 37,1
1992 1.027,5 515,1 497,7 46,3 25,0 2.111,6 160,5
1993 869,4 472,1 371,9 53,0 40,0 1.806,4 64,7
1994 908,3 490,7 420,8 65,3 77,9 1.963,0 74,9
1995 852,7 467,3 330,7 48,6 142,2 1.841,5 42,4
1996 774,6 473,7 359,4 52,2 361,9 2.021,8 83,6
1997 726,5 460,1 403,2 71,6 392,7 2.054,1 118,1
1998 744,1 469,6 341,6 50,7 222.4 1.828,4 93,4
1999 924,6 524,5 426,9 60,7 197,7 2.134,4 99,9
2000 796,2 451,7 367,6 52,3 170,2 1.838,0 86,0
2001 825,1 468,0 380,9 54,2 176,4 1.904,6 89,1
2002 882,4 500,5 407,4 58,0 188,7 2.036,9 95,3

Mittelwert

1990.1998 926,8 512,3 323,7 56,2 147,1 1.966,1 75,0

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

2.4. Geldleistungsgesetze nach Art. 104a Abs. 3 GG

Art. 104a Abs. 3 GG bezieht sich auf die Bundesgesetze, denen zufolge die Geld-
leistungen zu gewahren sind und die von den Lander ausgefihrt werden. Hinsichtlich
solcher Gesetze enthalt das Grundgesetz keine zwingende Regelung beztglich der
Kostenbeteiligung des Bundes; die Aufteilung der Kosten wird dem Gesetzgeber
Uberlassen. In den einzelnen Geldleistungsgesetzen kann also bestimmt werden,
daR der Bund die Leistungen ganz oder partiell finanziert. Da die Hb6he des
Bundesanteils an den Geldleistungen durch 104a Abs. 3 GG nicht festgelegt wird,
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sind grundsatzlich verschiede Aufteilungschlissel méglich, bis zu einer 100 %igen

Ubernahme durch die Lander.

Betragt der Anteil der Lander mindestens 25 %, so mufd der Bundesrat dem
entsprechenden Gesetz zustimmen (Art. 104a Abs. 3 S. 3 GG). Dies gilt auch dann,
wenn es an einer ausdricklichen Bestimmung Uber die Kostenverteilung fehlt (vgl. v.
Arnim 1990, S. 1001). Tragt der Bund die Halfte der Ausgaben oder mehr, so wird
das Gesetz im Auftrag des Bundes durchgefuhrt.

Verfassungrechtlich ist Art. 104a Abs. 3 GG angreifbar, weil er bei Geldleistungs-
gesetzen, bei denen der Bund weniger als 75 % der Kosten tragt, die Kosten-
aufteilung den Verhandlungen zwischen Bund und Landern tberlaf3t und keine klare
Abgrenzung der Finanzierungslasten trifft. Nicht anwendbar ist die Regelung des
Art. 104a Abs. 3 GG, wenn der Bund die Gesetze selbst ausfuhrt.

Art. 104a Abs. 3 bezieht sich ausdriicklich auf die Gewahrung von Geldleistungen
durch Bundesgesetze und nicht auf sonstige geldwerte Leistungen (Dienst- oder
Sachleistungen). Ein solches Gewéhren liegt vor, wenn die Zahlungen nicht
aufgrund sonstiger vertraglicher oder schadensersatzrechtlicher Verpflichtungen

erfolgen.

Die Geldleistungsgesetze umfassen u.a. folgende Leistungen: Wohngeld, Ausbil-
dungsforderung, Unterhaltsvorschul3gesetz, Entschadigung fir die Opfer von
Gewalt, Bereinigung von SED-Unrecht. Zu den auslaufenden Finanzierungstatbe-
standen gehoren das Kindergeld fir Landesbedienstete und die Leistungen im

Rahmen des Gesetzes zur Forderung der bauerlichen Landwirtschatft.

Die folgenden Tabellen beinhalten nur quantitativ bedeutsame Geldleistungen des
Bundes an die Lander. In Tabelle 15 wird die Entwicklung der Geldleistung

~Wohngeld“ dargestellt.
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Tabelle 15: Volumen und Entwicklung der Geldleistung ,Wohngeld*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 . . . .. . . .
1991 30,1 37,5 22,3 72,8 37,4 31,7 24,1
1992 28,9 37,2 96,7 66,7 82,2 46,0 100,9
1993 29,7 37,8 79,9 70,6 75,6 43,3 87,6
1994 30,6 38,2 52,7 68,7 64,9 38,5 52,8
1995 33,7 41,4 39,3 77,8 64,4 38,7 39,3
1996 35,9 44,7 40,1 83,3 66,9 41,0 38,6
1997 37,9 47,6 42,5 91,7 73,4 43,6 41,6
1998 39,5 47,3 48,7 97,9 81,8 46,0 46,0
1999 39,8 49,3 68,9 94,9 87,5 50,2 68,2
2000 39,6 49,1 68,7 94,6 87,2 50,0 67,9
2001 38,7 47,9 67,0 92,2 85,1 48,8 66,2
2002 38,7 47,9 67,0 92,2 85,1 48,8 66,2

Mittelwert

1990.1998 29,6 36,9 46,9 69,9 60,7 36,5 47,9

in Mio. DM

1990 . . . .. . . .
1991 1.360,7 566,9 322,2 171,7 129,1 2.550,6 60,8
1992 1.305,3 561,9 1.395,6 157,4 283,8 3.704,0 255,1
1993 1.359,0 577,3 1.146,5 168,4 262,5 3.513,7 223,1
1994 1.403,8 588.,4 750,9 163,8 225,8 3.132,7 133,8
1995 1.551,1 642,3 557,7 185,6 223,4 3.160,1 99,8
1996 1.659,6 696,7 567,7 198,8 232,0 3.354,8 98,3
1997 1.760,9 746,6 600,2 218,4 253,0 3.579,1 106,5
1998 1.837,9 743,0 683,8 232,2 279,4 3.776,3 118,7
1999 1.848,1 774,1 968,8 225,0 299,0 4.115,0 175,9
2000 1.841,3 771,3 965,3 2242 297,9 4.100,0 175,3
2001 1.796,4 752,4 941,7 218,8 290,6 4.000,0 171,0
2002 1.796,4 752.,4 941,7 218,8 290,6 4.000,0 171,0

Mittelwert

1990.1998 1.359,8 569,2 669,4 166,3 209,9 2.974,7 121,8

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Das Wohngeld wird durch das Zweite Wohngeldgesetz vom 14. Dezember 1970
geregelt, zuletzt geandert durch das Gesetz zur Anderung des § 42 Abs. 2 des
Wohngeldgesetzes sowie des § 9 Abs. 3 und 4 des Eigenheimzulagengesetzes vom
16. Juli 1998. Ausgehend vom Bundesdurchschnitt der Einwohnerzahlen — ins-
besondere dem Mittelwert 1990-1998 — wird deutlich, daf? diese Geldleistung
besonders zu Gunsten der westdeutschen Stadtstaaten, der ostdeutschen L&ander
und Berlin streut, wobei Brandenburg leicht Gber dem Mittelwert fir die ostdeutschen
Flachenlander liegt. Unterproportional profitieren die finanzstarken Flachenlander.
Hier ist die Streuung Uber die Jahreswerte allerdings sehr stark ausgepréagt. Das
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Jahresvolumen der Geldleistung ,Wohngeld“ erreicht im Jahr 1999 mit 4,1 Mrd. DM
sein Maximum, um dann bis 2002 leicht abzusinken. Vom quantitativen Volumen
hergesehen flie3en ca. 45 % an die finanzstarken Flachenlénder, obwohl diese pro

Einwohner nur unterproportional profitieren.

Tabelle 16: Volumen und Entwicklung der Geldleistung ,Ausbildungsférderung*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 . . . .. . . .
1991 27,4 29,5 37,5 52,0 57,6 31,6 22,9
1992 28,4 29,1 34,1 51,4 55,4 31,4 20,8
1993 25,5 27,4 28,1 49,1 51,8 28,2 17,9
1994 23,7 245 20,8 45,2 43,3 24,8 14,1
1995 21,7 22,8 18,7 41,1 39,2 22,7 13,2
1996 20,5 21,1 19,4 37,1 36,2 21,6 13,8
1997 17,6 18,1 19,8 31,6 31,9 19,1 14,5
1998 16,4 17,0 22,4 29,1 32,6 18,6 17,4
1999 17,6 18,2 19,2 33,0 34,0 19,1 12,8
2000 17,6 18,2 19,2 33,0 34,0 19,1 12,8
2001 17,6 18,2 19,2 33,0 34,0 19,1 12,8
2002 17,6 18,2 19,2 33,0 34,0 19,1 12,8

Mittelwert

1990.1998 20,1 21,1 22,3 37,4 38,7 22,0 15,0

in Mio. DM

1990 . . . .. . . .
1991 1.239,7 446,1 541,0 122,7 198,8 2.548,3 57,9
1992 1.284,7 440,1 4923 121.,4 191,2 2.529,7 52,6
1993 1.165,8 419,5 403,9 117,2 179,9 2.286,3 45,6
1994 1.085,5 377,6 296,7 107,8 150,7 2.018,3 35,6
1995 1.000,1 353,2 265,7 98,2 135,9 1.853,1 33,6
1996 950,7 329,0 275,1 88,5 125,5 1.768,8 35,2
1997 819,7 283,2 279,1 75,2 110,0 1.567,2 37,1
1998 764,0 266,7 314,8 69,1 111,3 1.525,9 45,0
1999 817,7 285,6 269,2 78,3 116,2 1.567,0 32,9
2000 817,7 285,6 269,2 78,3 116,2 1.567,0 32,9
2001 817,7 285,6 269,2 78,3 116,2 1.567,0 32,9
2002 817,7 285,6 269,2 78,3 116,2 1.567,0 32,9

Mittelwert

1990.1998 923,4 323,9 318,7 88,9 133,7 1.788,7 38,1

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

Die Ausbildungsférderung wird durch das Bundesgesetz tber individuelle Férderung
der Ausbildung vom 26. August 1971 geregelt, zuletzt gedndert durch Neunzehntes
Gesetz zur Anderung des Bundesausbildungsforderungsgesetzes vom 24 Juli 1997.

Volumen und Entwicklung der Geldleistung ,Ausbildungsférderung® zeigt Tabelle 16.
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Jahres- und Mittelwerte nach Einwohnerzahl weisen deutlich auf eine Streuung zu
Gunsten der westdeutschen Stadtstaaten und Berlin hin. Brandenburg profitiert
unterproportional im Vergleich zum gesamten Bundesgebiet, worin sich die relativ
geringe Zahl der angebotenen Studienplatzen reflektiert. Volumenmallig am
starksten profitieren die finanzstarken Flachenlander. Dabei ist die Tendenz nahezu
durchgangig rucklaufig, wobei die Schatzung bis 2002 von einer Konstanz der
Leistungen ausgeht.

Geregelt wird der Unterhaltsvorschul3 durch das Gesetz zur Sicherung des Unter-
halts von Kindern alleinstehender Mutter und Véter durch Unterhaltsvorschiisse oder
-ausfallleistungen vom 23. Juli 1979, zuletzt geandert am 6. April 1998. Das
Volumen und die Entwicklung der Geldleistung ,Unterhaltsvorschul3* kdnnen Tabelle
17 entnommen werden. Auch hier fallt die Streuung nach Einwohnerzahl zu Gunsten
der westdeutschen Stadtstaaten und Berlin aus, da hier die sozialen Problemlagen
gehauft auftreten durften. Auch bei den ostdeutschen Flachenlandern und
besonders Brandenburg ist ein Uberproportionaler Mittelzuflu3 zu konstatieren, der
ebenfalls auf eine entsprechende Konzentration der sozialen Problemlagen
zurlckgefuhrt werden kann. Die Jahreswerte fur die verschiedenen
Landerkategorien nehmen von der Tendenz her gegentiber dem Beginn der 90er
Jahre deutlich zu.
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Tabelle 17: Volumen und Entwicklung der Geldleistung ,Unterhaltsvorschul3*

Finanz-

FinaEz- schwache . Ost-h dWest;] nacl:_hrki]cht-

starke eutsche deutsche . ich:

Flachen- FVIV;CSQ(;E_ Flachen- Stadt- Berlin  Insgesamt Branden-

lander - lander staaten burg
lander
in DM pro Einwohner

1990 . . . .. . . .
1991 1,6 2,2 0,0 4,1 2,1 1,5 0,0
1992 1,8 2,0 1,2 4,2 3,1 1,8 1,6
1993 4.8 6,0 6,5 11,6 9,4 5,7 7,7
1994 7,2 8,3 8,5 16,3 12,9 8,1 9,2
1995 8,2 9,2 12,3 16,9 15,6 9,7 12,7
1996 7,6 9,6 13,4 15,2 15,7 9,5 14,1
1997 8,1 9,6 13,6 15,2 15,4 9,8 14,1
1998 8,5 10,8 13,0 14,5 15,6 10,2 13,3
1999 8,4 10,1 12,7 17,3 16,3 10,0 13,2
2000 8,6 10,4 13,0 17,8 16,7 10,3 13,6
2001 8,6 10,4 13,0 17,8 16,7 10,3 13,6
2002 8,6 10,4 13,0 17,8 16,7 10,3 13,6

Mittelwert

1990.1998 5,3 6,4 7,6 10,9 10,0 6,3 8,1

in Mio. DM

1990 . . . .. . . .
1991 71,7 32,9 0,0 9,7 7,4 121,7 0,0
1992 80,3 30,5 17,7 9,9 10,6 149,0 4.1
1993 218,9 91,8 93,3 27,7 32,8 464,5 19,6
1994 331,1 127,3 120,7 39,0 449 663,0 23,3
1995 378,6 143,3 174,7 40,4 54,0 791,0 32,2
1996 349,9 149,2 189,0 36,2 54,3 778,6 35,9
1997 375,0 151,2 192,3 36,2 53,1 807,8 36,2
1998 393,6 169,3 183,2 34,3 53,4 833,8 34,3
1999 390,1 158,2 178,1 41,0 55,6 823,0 34,0
2000 401,5 162,8 183,2 42,2 57,2 847,0 35,0
2001 401,5 162,8 183,2 42,2 57,2 847,0 35,0
2002 401,5 162,8 183,2 42,2 57,2 847,0 35,0

Mittelwert

1990.1998 244.3 99,5 107,9 25,9 34,5 512,3 20,6

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen, regionale Verteilung von 1999 bis 2002 geschétzt.

3. Losungsmaoglichkeiten

3.1. Verteilungsschlissel und Mischfinanzierung

3.1.1. Zur Begrindung der Verwendung von Schlisseln bzw. Indikatoren

Bei der Betrachtung der Verteilung der verschiedenen Mischfinanzierungsmittel auf
die einzelnen Bundeslander fallt eine beachtliche Konstanz in den Anteilen der
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einzelnen Lander an den einzelnen Mischfinanzierungen tber die Jahre hinweg auf.
Ebenso wird deutlich, da3 nur in wenigen Bereichen eine bestimmte Lander-
verteilung direkt aus rechtlichen Vorgaben resultiert. Statt dessen ist davon auszu-
gehen, dal3 sich die Verteilung entweder aufgrund eines politischen Verhandlungs-
prozesses oder aber aufgrund der regionalen Streuung verschiedener Férderungs-
tatbestande ergibt. Beide Verteilungsursachen sind aber unter den Gesichtspunkten
der Transparenz sowie der 6konomischen Effizienz kritisierbar. Dabei ist die Kritik an
politischen Verhandlungsprozessen unbestritten. Aber auch, wenn sich sowohl das
Volumen als auch die Streuung aus der regionalen Haufung von bestimmten
Einzeltatbestanden ergibt, ist die obengenannte Kritik gerechtfertigt: Denn Trans-
parenz ist genauso wenig gegeben, wie der Aufwand zur Beschaffung von
regionalisierten Daten beachtlich ist. Das Nachvollziehen einiger Kriterien — wie z.B.
des Infrastrukturindikators in der GA ,Wirtschaftsstruktur® — ist aufwendig und nur
schwerlich moglich. Aber auch die 6konomische Effizienz erweist sich in vielen
Bereichen als fragwirdig: Wegen der notwendigen Kooperation von Bund und
Landern z.B. bei den Gemeinschaftsaufgaben ist unter Bezugnahme auf Einzel-

tatbestande ein unvertretbar hohes MalR an administrativen Kosten zu vermuten.

Fur die weitere Vorgehensweise ist jedoch folgendes von grof3er Bedeutung: Beide
oben erwéhnten Verteilungsursachen sind durch den Rickgriff auf allgemeine, einen
bestimmten Bedarf beschreibende Eigenschaften der Lander gekennzeichnet. Im
politischen VerhandlungsprozelR dienen Bedarfsgréf3en als Argument; bei der Frage
nach einzelnen Foérderungstatbestanden sind die allgemeinen Bedarfsgrofien den
Forderkriterien im allgemeinen sachlich vorgelagert. Die Bedarfsgrof3en bedingen die

Mischfinanzierungstatbestande.

Aufgrund dieser Uberlegungen ist es angebracht, die implizit zugrundeliegenden, auf
erfalBbaren BedarfsgrofRen basierenden Verteilungskriterien offenzulegen. Die
Methodik des Versuchs® einer rationalen Nachzeichnung bisheriger Verteilungen
wird im folgenden beschrieben. Anzumerken ist noch, dalR die Méglichkeit zur relativ
genauen Nachbildung der Verteilungen ein weiteres Indiz fir die Richtigkeit der
Vermutung ist, dal3 die Verteilungen tatséchlich von allgemeinen Bedarfskriterien
abhangen, auch wenn diese Kriterien erst durch die Untersuchung offengelegt

wurden.
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3.1.2. Zur Bestimmung der zugrundeliegenden Schltussel

3.1.2.1. Singulare Indikatoren

Im einfachsten Fall sind lediglich die verschiedenen im politischen sowie
wirtschaftswissenschaftlichen Raum Dbereits diskutierten Bedarfsindikatoren zu
ermitteln, in ihrer regionalen Verteilungswirkung darzustellen und mit der vorge-
gebenen Verteilung der Zuweisungen zu vergleichen. Die potentiellen Indikatoren
fallen dabei grob gesehen in zwei Klassen: Zum einen kénnen sie unter- bzw.
tiberschrittene ZielgréRen? sein oder aber allgemeine BestandsgroRen?, die einen

bestimmten Bedarf ausdricken.

Aufgrund des allgemein anerkannten Nachholbedarfs der neuen Bundeslander in
vielen Bereichen der Mischfinanzierungstatbestande bendétigen die neuen Bundes-
l&nder derzeit und in n&chster Zukunft eine im Vergleich zu den alten Bundeslandern
erhohte Forderung durch den Bund. Man muf3 also von der Tatsache ausgehen, daf3
sich in den verschiedenen GA und sonstigen Mischfinanzierungen zwei

verschiedene Tatbesténde niederschlagen:

1) ein Grundbedarf, der fur alle Lander anhand ,akuter”, d.h. nicht vergangen-

heitsbedingter Besonderheiten gilt (erweiterungsbedingter Bedarf) sowie

2) ein zusatzlicher, ,besonderer” vergangenheitsbedingter Bedarf fur die neuen

Lander (teilungsbedingte Sonderlasten).

Beide Bedarfe sind bei der Ermittlung der verwendeten Verteilungskriterien klar zu

trennen.

Dieses Trennverfahren wird im folgenden beschrieben und anhand einer Beispiels-
rechnung auch im Detail nachvollzogen. Unter ,Indikator* wird dabei ein potentieller
Schliussel verstanden, der rechnerisch so aufgebaut ist, dal die Summe der
Indikatorwerte aller Lander gleich eins ist. Der Indikator driickt also bereits Anteile

aus.?* Sowohl das gesamte Finanzierungsvolumen und seine Ausgangsverteilung

2 Da nicht immer davon ausgegangen werden kann, daR die vorgeschlagene Methode erfolgreich

ist (s.u.), wird hier der Begriff ,Versuch" verwendet.

Z.B. Abweichung vom bundesdurchschnittlichen BIP pro Kopf, Arbeitslosigkeit etc.

Z.B. Anzahl Studierende, wenn davon ausgegangen wird, dal3 der Bund einen Teil der Lasten der
Hochschulausbildung Gibernehmen soll.

Hergeleitet werden die Indikatoren in dieser Erlauterung nicht (zur Herleitung von potentiellen
Indikatoren, ihrer konkreten Ausgestaltung sowie damit verbundener Vor- und Nachteile siehe
auch ,Entwicklung von Verteilungsschlisseln®). Vgl. Kap. 3.3.1.1. und 3.4.

22
23
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auf die einzelnen Lander als auch die zu Verfigung stehenden Indikatoren werden
fur die nachfolgende Erlauterung als gegeben angenommen. Ziel der Schlissel-
ermittlung ist es, den Status quo in seinen Grundziigen zu wahren,? aber mit einer
rationalen und transparenten Begriindung, namlich dem Verweis auf die Bedarfs-

/ZielgrolRen, zu versehen.

Das Verfahren besteht aus insgesamt funf Schritten: Ermittlung des Indikators flr
den allgemeinen Bedarf anhand der Westlander (Schritt 1); Ermittlung der Hohe
(Schritt 2) und Verteilung (Schritt 3) des allgemeinen Bedarfes fur alle Lander;
Ermittlung der Hohe und Verteilung des Sonderbedarfes der neuen Lander
(Schritt 4) und Bestimmung des fir dessen Verteilung zu verwendenden Schlissels
(Schritt 5).

Folgende Zahlen werden fir das Beispiel verwendet, wobei W1 bzw. O1 etc. fiktive
alte bzw. neue Lander bezeichnen. ,Indikator 1“ etc. stehen fur verschiedene, auf je

einem Merkmal basierende® potentielle Schliissel.

Ubersicht 1:
w1l w2 o1 02
Zuweisungen 10 20 30 40
Anteil an Zuweisungen 0,1 0,2 0,3 0,4
Indikator 1 0,2 0,4 0,1 0,3
Indikator 2 0,2 0,5 0,2 0,1
Indikator 3 0,2 0,3 0,2 0,3
Indikator 4 0,1 0,5 0,2 0,2
Diagramm 1
05
04 + 1 Anteil an Zuweisungen
073 1 X | ndikator 1
I | I ndiikator 2
02 - d —%— Indikator 3
01+ ’ —o— I ndikator 4
00 ‘ ‘ ‘
wi w2 o1 02
Lander

25

2 Zum Verfahren bei Abweichungen s.u.

Zur Kombination verschiedener, auf Einzelmerkmalen basierender Indikatoren vgl. Kap. 3.3.1.1.
und 3.4.
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Schritt 1: Ermittlung des Indikators fur den allgemeinen Bedarf anhand der
Westlander

Die Ubersicht 1 bzw. das Diagramm 1 zeigt die Verteilung von Mitteln sowie die
Verteilung potentieller Schltssel fur fiktive ,alte” und ,neue“ Lander. Es wird — sofern
vorhanden?’ — ein Indikator ausgewahlt, der die bisherige Verteilung der Mittel auf
die alten (und nur auf die alten)?® Lander nachzeichnet. Dazu muR der Anteil der
Zuweisungen der einzelnen Westlander an der Summe der Zuweisungen der
Westlander insgesamt ermittelt werden. Bei den Indikatoren wird entsprechend
vorgegangen. Die Ergebnisse sind in Ubersicht 2 dargestellt.

Ubersicht 2
W1 W2
Anteil 0,33 0,67
Indikator 1 0,33 0,67
Indikator 2 0,29 0,71
Indikator 3 0,40 0,60
Indikator 4 0,17 0,83

Im Beispiel ist folglich der Indikator 1 der passende Schlissel.

Schritt 2: Ermittlung der Hohe des allgemeinen Bedarfes fiir alle Lander

Wenn der oben ausgewabhlte Indikator zur Verteilung an die alten Lander verwendet
wird, missen — wegen der Annahme, dald die alten Lander Zuweisungen aufgrund
allgemeiner, auch fur die neuen Lander giltiger, Kriterien erhalten — auch die neuen
Lander nach diesem Schlissel mit entsprechenden Mitteln versehen werden. Die

Summe der Mittel fir den allgemeinen Bedarf errechnet sich wie folgt:

2 Gesetzt den Fall, daB tatsachlich kein passender Indikator gefunden werden sollte, stellt sich

folgendes Problem: Falls nicht nachgewiesen werden kann, daf} sich die Abweichungen von
potentiellen Schlusseln aufgrund von mangelnden Kofinanzierungsméglichkeiten, Ausgleichs-
zahlungen an anderer Stelle 0.4. ergeben, ist die These, dal} der Verteilung tatsachlich ein
bestimmter Bedarf zugrunde liegt, widerlegt. Uns ist aber bei der Untersuchung der Gemein-
schaftsaufgaben, bei einer moderaten Schwankungsbreite, bislang kein solcher Fall begegnet.
Notfalls lieRe sich aber die Forderung erheben, daR die Zuweisungen nach einem
Bedarfsindikator verteilt werden sollten, auch wenn dies momentan weder implizit noch explizit der
Fall ist.

Die auschlieRliche Beschrankung auf die Verteilung an die Westlander ergibt sich aus der
Notwendigkeit, die Zuweisungen an die neuen Lander in einen allgemeinen Bedarf (Grundbedarf)
und einen teilungsbedingten Sonderbedarf aufzuteilen.

28
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Mittels des oben gewahlten Indikators kann der Anteil aller Westlander am
allgemeinen Bedarf bestimmt werden, er entspricht ndmlich genau der Summe der

Indikatoren der Westlander am Gesamtindikator (Schritt 2.1).

Anteil Westlander am allgemeinen Bedarf = (Indikator W1 + Indikator W2), im
Beispiel:
0,2 + 0,4 =0,6.

Des weiteren entspricht die Hohe des allgemeinen Bedarfs insgesamt (Ost und
West) der Summe der Zuweisungen an die Westlander geteilt durch den Anteil am

allgemeinen Bedarf, den diese Zuweisungen ausmachen. Im Beispiel:

(10 + 20) / 0,6 = 50.

Schritt 3: Ermittlung der Verteilung des allgemeinen Bedarfs fir alle Lander

Der noch nicht verteilte Anteil des allgemeinen Bedarfs kann jetzt mittels des
Indikators auch an die neuen Lander verteilt werden; im Beispiel ergibt sich

folgendes Bild:

Ubersicht 3:
W1 W2 0O1 02 Summe
Allg. Bedarf insgesamt 50
Indikator 1 0,2 0,4 0,1 0,3 1,0
Allgemeiner Bedarf 10 20 5 15 50

Schritt 4: Ermittlung der Hohe und Verteilung des Sonderbedarfes der neuen
Lander

Jetzt steht nicht nur die Aufteilung der Zuweisungen in allgemeine und

Sonderbedarfe fest, es lalt sich auch leicht die Verteilung der Sonderbedarfe an die

neuen Lander ermitteln: Von den Gesamtzuweisungen an die neuen Lander wird

einfach der Betrag der Zuweisungen aufgrund des ,allgemeinen* Bedarfs

herausgerechnet. Ferner ist der Anteil der neuen Lander am Sonderbedarf zu

ermitteln.
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Ubersicht 4:
W1 W2 01 02
Zuweisungen insgesamt 10 20 30 40
Allgemeiner Bedarf 10 20 5 15
Sonderbedarf 0 0 25 25
Anteil Sonderbedarf 0,5 0,5

Graphisch dargestellt sieht die Aufteilung wie folgt aus:

Diagramm 2

cnBLHBR B8RS

i O Sonder bedarf
| I M Aligemeiner Bedarf
w1 w2 o1 02

Lander

Schritt 5: Bestimmung des fir die Verteilung des Sonderbedarfs zu verwendenden

Schllssels

Im letzten Schritt werden die Indikatoren nur noch auf die Ostlander bezogen, es
sind dabei die einzelnen Indikatorwerte durch die Summe der Indikatoren der
Ostlander zu teilen, um den Indikator der Ostlander auf eins zu normieren. Es ist

dann ein neuer, den Sonderbedarf kennzeichnender Indikator auszuwéahlen. Im

Beispiel ergeben sich folgende Indikatorenanteile:

Ubersicht 5:
o1 02
Verhaltnis Sonderbedarf 0,50 0,50
Indikator 1 0,25 0,75
Indikator 2 0,67 0,33
Indikator 3 0,40 0,60
Indikator 4 0,50 0,50

Im Beispiel wird also Indikator 4 gewabhilt.

Das vorgestellte Verfahren hat eine auf den ersten Blick Uberraschende

Konsequenz: Die Aufteilung der Zuweisungen in Grund- und Sonderbedarf ist vom
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verwendeten Indikator abhangig. D.h., da3 die Aufteilung in Grund- und Sonder-
bedarf lediglich indirekt durch die Wahl des Indikators bestimmt wird. Diese indirekte
Bestimmung bietet allerdings keinen Anlal3 zur Kritik, denn sie &Rt sich folgender-
maf3en begrinden: Es liegt keine Aufteilung in Ost und West, sondern eine
Aufteilung in allgemeine und Sonderbedarfe vor. Da die Zuweisungen an die
Ostlander beide Komponenten enthalten, muf die Aufteilung notwendigerweise vom
verwendeten Indikator abhangig sein. Deswegen ist die HOhe des allgemeinen

Bedarfes der neuen Bundeslander nur indirekt bestimmbar.

3.1.2.2. Zur Entwicklung von kombinierten Indikatoren

Wahrend im dargestellten Beispiel der Indikator 1 die Verteilung unter den West-
landern genau abbildet, ist ein solcher Fall in der Realitat meist nicht gegeben. Statt
dessen leitet sich die Verteilung meist aus einer Kombination mehrerer Indikatoren
ab. Wie die Kombination von verschiedenen Indikatoren vollzogen werden kann, wird
ersichtlich, wenn man — innerhalb des Beispiels — davon ausgeht, daf3 Indikator 1
nicht verflgbar ist und statt dessen lediglich die Indikatoren 2 und 3 vorhanden sind.
Bildet man einen neuen Indikator 5, der sich je zur Hélfte aus den Indikatoren 2 und

3 zusammengesetzt, so erhalt man folgenden kombinierten Indikator:

Ubersicht 6:
W1 W2 o1 02
Indikator 2 * 0,5 0,10 0,25 0,10 0,05
Indikator 3 * 0,5 0,10 0,15 0,10 0,15
Indikator 4 0,20 0,40 0,20 0,20

Die Kombination von Indikatoren ermdglicht im allgemeinen eine bessere
Nachzeichnung der Verteilung als der Ruckgriff auf lediglich ein Merkmal. Diese
Zusammenfassung von einzelnen Merkmalen zu einem Indikator ist auch durchaus
sachgerecht, denn der Bedarf drickt sich nur im seltensten Fall anhand eines

Merkmals aus.?®

Die im weiteren Verlauf vorgeschlagenen Indikatoren wurden anhand der Kriterien

Einfachheit, sachlicher Bezug, Resistenz gegen strategisches Verhalten sowie

# Bekanntlich sind auch monokausale Begriindungen in der Wissenschaft nicht akzeptiert, insbe-
sondere wenn der Anspruch auf eine realitdtsnahe Modellbildung erhoben wird.
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getreuer Nachbildung der bisherigen Verteilung (ausgedrickt als minimale Varianz

einer Kombination aus relativer und absoluter Abweichung) ausgewahlt.

3.2. Umsetzungsmaglichkeiten

Neben der Beibehaltung des Status quo existieren mehrere Mdoglichkeiten, die
bisherigen Gemeinschaftsaufgaben oder Teile davon in den Landerfinanzausgleich
.w.S. zu integrieren. Bei der Beschreibung der Umsetzungsmoglichkeiten wird
zunachst auf eine Aufteilung der GA-Mittel in einen allgemeinen Grund- und einen
teilungsbedingten  Sonderbedarf verzichtet. Im Rahmen der empirischen
Untersuchung einzelner Umsetzungsmdoglichkeiten wird diese Vereinfachung
aufgehoben.

3.2.1. Beibehaltung des Status quo

Die Beibehaltung des Status quo ist, wie bereits oben ausfihrlich erlautert, neben
der Kofinanzierungsproblematik mit vielfaltigen weiteren Problemen verbunden. Auf

eine ausfuhrliche Darstellung wird im weiteren Verlauf verzichtet.

3.2.2. Integration in die Umsatzsteuerverteilung

Die technisch einfachste und anspruchsloseste Integrationslosung ist eine Erhéhung
des Umsatzsteueranteils der Lander in dem Ausmal3, in dem die GA-Mittel gekuirzt
werden. Die Mittel wirden dann an die Lander nach dem Ublichen Umsatzsteuer-
verteilungsverfahren verteilt. Da die Mittelverteilung, wie oben bereits mehrfach
festgestellt, jedoch auch immer mit einem speziellen Bedarf der einzelnen Lander in
Verbindung steht, ist die Kompensation der Lander insgesamt ohne Rucksichtnahme
auf ihre Bedarfssituation nicht sachgerecht. Denn faktisch handelt es sich bei der
Erhéhung des Umsatzsteueranteils der Lander um eine auf Einwohnerzahlen
basierende Zuweisung, die den speziellen Bedarf der einzelnen Lander vdllig
vernachlassigt. Insbesondere fur die neuen Lander, die ja (noch) einen allgemein
anerkannten Nachholbedarf haben, ist diese ,L6sung“ untragbar und folglich

abzulehnen.
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3.2.3. Integration durch Gleichstellung der Zuweisungen mit Landersteuern

Des weiteren besteht die Moglichkeit, die GA-Mittel insgesamt mit einem ent-
sprechend zu rechtfertigenden Schlussel oder festgesetzten Betrdgen (s.o0.) an die
Lander zu verteilen und innerhalb des Finanzausgleichs quasi als eine Landersteuer
oder als eine Einnahme unter anderen zu betrachten. Dann wirde jedoch bereits die
Umsatzsteuerverteilung von dieser Anderung betroffen, da sie lber die 92 %-

Auffullung auf die Landersteuern bezug nimmit.

Aber auch diese Methode erscheint nicht sachgerecht: Wegen der Verknipfung von
Zuweisungen und Bedarf ergibt sich dann im LFA das Problem, daf die Ausgleichs-
meflRzahl, obwohl sie nur einen ,allgemeinen“ Finanzbedarf widerspiegelt, Aus-
gleichsgrundlage bleibt. Das Argument, dal3 Zuweisungen und Steuereinnahmen
kassenmallig keinen unterschiedlichen Effekt haben, ist hier nicht angebracht, da
sich die beiden Einnahmearten in ihrer Begriindung unterscheiden. Folglich ist auch

dieses Verfahren abzulehnen.

3.2.4. Integration durch Schaffung neuer Bundeserganzungszuweisungen (BEZ)

Als weitere Mdglichkeit ist die Umwandlung von Gemeinschaftsaufgaben in indikator-
abhangige oder auch festgeschriebene Bundesergédnzungszuweisungen denkbar. Es
miRten dann, analog zu anderen Sonderbedarfs-BEZ (wie z.B. ,Kosten der
politischen Fuhrung*), neue Kategorien der BEZ geschaffen werden. Bei einigen GA-
Tatbestanden ist die Ahnlichkeit zu bestehenden BEZ unmittelbar ersichtlich, so
beispielsweise bei der GA ,Kustenschutz”. Der Vorteil eines solchen Vorgehens liegt
auf der Hand: Es ware relativ leicht, den bisherigen Verteilungsstand beizubehalten.
Auch waren Eingriffe in die bisherige Finanzverfassung nicht notwendig. Begrin-
dungsschwierigkeiten sind kaum denkbar: Eine gerechtfertigte GA-FOrderung
impliziert die Erforderlichkeit der Mitwirkung des Bundes. Falls diese vorliegt, weist
im allgemeinen das betreffende Land auch eine Leistungsschwéache auf, womit eine

BEZ stets gerechtfertigt ist.

Nachteilig an dieser Losung ist die Schaffung eines weiteren dem Landerfinanz-
ausgleich i.e.S. folgenden Finanzierungstatbestandes fiir einzelne Lander. Insbe-
sondere vor dem Hintergrund der gegen die Sonderbedarfs-BEZ vorgebrachte Kiritik

der AuRRerachtlassung von vermeintlichen Veranderungen in der Finanzkraftreihen
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folge durch die anschlieBende Forderung durften weiterere BEZ-Tatbestande

skeptisch gesehen werden.

3.2.5. Integration durch Einbeziehung in die Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl

Ferner kdnnte man auch eine Integration der GA-Mittel in den Finanzausgleich i.e.S.
vornehmen. Wegen der Koppelung von Bedarf und Zuweisungen bei den GA-Mitteln
ist es denkbar, da® sowohl die Finanzkraftmef3zahl der einzelnen Lander als auch
die Ausgleichsmef3zahl um die H6he der Zuweisungen aus den zu substituierenden
Mischfinanzierungen erhoéht wird. Technisch ist dabei so vorzugehen, dafl3 die
Bestimmung der Finanzkraft- und Ausgleichsmel3zahl wie bisher, d.h. ohne Einbe-
ziehung der Zuweisungen, erfolgen muf3. Erst dann werden die Zuweisungen sowohl
zur Finanzkraft- als auch zur Ausgleichsmef3zahl addiert. Letztere charakterisiert
nunmehr sowohl den allgemeinen Grundbedarf als auch den spezifischen
Sonderbedarf.

Neben den bereits bei der Uberfiihrung von GA-Mitteln in die BEZ angefiihrten
Vorteilen besitzt dieses Verfahren einen weiteren Vorzug: Es wird mehr
Systemkonformitét erreicht. Im bisherigen Finanzausgleichssystem sind lediglich die
allgemeinen Bedarfe, die durch die Augleichsmel3zahl ausgedriickt werden, in das
Ausgleichsverfahren miteinbezogen. Die Nichtberticksichtigung von Sonderbedarfen
ist aber kaum zu rechtfertigen; denn auch die gegenwartigen Regelungen bei den
Hafenlasten und der Einwohnerveredelung stellen eine Bericksichtigung von
Sonderbedarfen dar.®** Man kommt also mit dieser Integrationsméglichkeit dem Ziel
eines ,Finanzausgleichs aus einem GuR3* ndher. Die modifizierte Ausgleichsmel3zahl
ist zudem eine sachgerechte VerknUpfung der beiden Konzepte Finanzkraft und
Leistungsschwéache. AulRerdem reduziert sich das Problem der durch die Kumulation
verschiedener Ausgleichsmechanismen verursachten Intransparenz und Strategie-
anfalligkeit des bisherigen LFA. Dadurch wird auch der auf die Intransparenz und
mangelnde Systematik des gegenwartigen LFA bezogenen Diskussion Uber die
Beibehaltung der Finanzkraftreihenfolge ein Teil des Bodens entzogen. Darin lage
gerade fir die ausgleichsberechtigten Lander ein grof3er politischer Gewinn.

Dieses Verfahren ist allerdings nicht vollig ohne Nachteile. Die Einbeziehung der

bisherigen im Rahmen der GA transferierten Mittel in die Finanzkraft- und Aus

% vgl. hierzu die Ausfihrungen zu Kapitel 2.1.1. und Kolms (1976, S. 186).
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gleichsmef3zahl stellt einen Eingriff in die bisherige Finanzverfassung dar und ist
daher vermutlich nur mit groRem politisch-administrativem Aufwand umsetzbar. Ein
weiteres scheinbares Gegenargument, namlich daf3 der Finanzausgleich i.e.S. durch
dieses Verfahren komplizierter wird, ist nicht stichhaltig. Durch den Wegfall der
intransparenten GA-Regelungen ist fur den Bereich der Bund-Lander- bzw. Lander-
Lander-Finanzbeziehungen insgesamt mit einer beachtlichen Vereinfachung zu
rechnen. Die Einbeziehung in die Mef3zahlen erscheint daher aus 6konomischen
Grunden der Schaffung neuer Kategorien der BEZ uberlegen, wenn auch seine

politische Durchsetzbarkeit als geringer eingestuft werden muf3.

3.2.6. Unterschiedliche Integration von Grund- und Sonderbedarfen

Bislang wurde bei der Frage nach einer moglichen Integration keine Trennung der
GA-Mittel in teilungsbedingte Zuweisungen an die NBL sowie allgemeine, d.h. an
alte und neue Lander gleichermalRen flieBende Zuweisungen vorgenommen.
Daruber hinaus blieb die Frage, ob die Kofinanzierung beibehalten, aufgehoben oder

in eine Zweckbindung umgewandelt werden sollte, ganzlich unberticksichtigt.

Wahrend die Kofinanzierungsproblematik (mit Ausnahme der abzulehnenden ent-
sprechenden Erh6hung des Umsatzsteueranteils der Lander) keinen Zusammen-
hang mit der Integrationsfrage aufweist, ist die Aufteilung in allgemeine und
teilungsbedingte Bedarfe mit der Integrationsproblematik verknipft. Wenn man von
einer maoglichen Aufteilung in Grundbedarfe von West- und Ostlandern sowie
teilungsbedingte Bedarfen der NBL ausgeht, kbnnen diese beiden Komponenten an

unterschiedlichen Stellen in den LFA integriert werden.

Die ersten drei Umsetzungsmoglichkeiten (Status quo, Erhdhung des Umsatz-
steueranteils und Gleichstellung mit Landersteuern) sind dabei auch aufgrund ihrer
finanzwirtschaftlichen Konsequenzen keinesfalls zur Integration der Sonderbedarfe
geeignet. In allen drei Versionen konnten die Sonderbedarfe ihre Funktion zum
Ausgleich von Leistungsschwache tberhaupt nicht gerecht werden. Die Ablehnung
der ersten drei Integrationsmdglichkeiten erfolgt also sowohl aus systematischen als

auch aus finanzwirtschaftlichen Grinden.

Geht man allerdings — zumindest implizit — davon aus, dal’ der Grundbedarf nur als
eine indirekte Korrektur der Steueraufteilung zwischen Bund und Landern

begrindbar ist, so sind fiur den Grundbedarf lediglich die finanzwirtschaftlichen
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Konsequenzen zu beachten. Fir diese Annahme einer indirekten Korrektur sprechen
weniger die im Grundgesetz geforderten Bedingungen fir die Gewahrung von GA-
Mitteln als vielmehr der Umstand, dal? nahezu alle LAnder von den verschiedenen

GA profitieren.

Sowohl die Schaffung neuer Kategorien der BEZ wie auch die Integration der Zu-
weisungen in die Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl (die zu einer sachgerechten
Kombination von Leistungsschwache und Finanzkraft fuhrt) sind fur beide Tat-
bestande gleichermafRen geeignet. Aufgrund dieser Uberlegungen sowie der im poli-
tisch-wissenschaftlichen Raum existierenden Vorschlage werden im Rahmen Simu-
lationsrechnungen die finanzwirtschaftlichen Konsequenzen folgender Integrations-

szenarien ermittelt;

A. Erh6hung des Umsatzsteueranteils;
Gleichstellung der Zuweisungen mit Landersteuern;
Schaffung neuer Bundeserganzungszuweisungen;

Berucksichtigung in der Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl;

mo O W

Berucksichtigung des Grundbedarfs in der Umsatzsteuerverteilung und des
Sonderbedarfs in der Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl

Die Darstellung des Szenarios A (Erhdhung des Umsatzsteueranteils der Lander)
erfolgt, um die daraus resultierenden negativen Konsequenzen einer Nichtberick-

sichtigung von Sonderbedarfen aufzuzeigen.

3.3. Neuverteilung der Mittelzuweisungen am Beispiel der
Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®

Ausgehend von der Annahme, dal3 ein ersatzloser Wegfall der Mitteltransfers im
Rahmen der Gemeinschaftsaufgaben aus verschiedenen Grinden nicht in Betracht
kommt, werden im folgenden nur am Beispiel der GA ,Wirtschaftsstruktur® die
theoretisch mdglichen Verteilungsmodelle diskutiert, um den Umfang des

Gutachtens in einem vertretbaren Rahmen zu halten.

Grundsétzlich kann die Mittelverteilung einerseits auf der Basis vergangenheits-
bezogener Mittelzuflisse erfolgen. Andererseits besteht die Méglichkeit, die je-
weiligen Transfers indikatorbasiert den einzelnen Landern regional zuzuteilen. Die
Fortschreibung der Verteilungen aus der Vergangenheit ist bei allen Mischfinanzie-

rungstatbestanden maglich; sie hat jedoch den Nachteil, da? dadurch eventuelle
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Verteilungsschieflagen, die nicht an entsprechende Bedarfe der einzelnen Lander
gekoppelt sind, auch in die Zukunft projeziert werden. Die Mittelverteilung anhand
bedarfsorientierter Indikatoren hat demgegeniber den Vorteil, dafd inhaltliche
Zusammenhange mit Férderungstatbestédnden koppelbar sind. Im folgenden werden
am Beispiel der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur® zunachst Verteilungsmodelle entwickelt und deren finanzielle Konse-
guenzen dargestellt. Im weiteren erfolgt eine Umsetzung ausgewahlter Vertei-
lungsschlissel sowie der aktuellen Verteilung anhand der oben dargestellten theore-

tischen Losungsmaoglichkeiten, wobei lediglich die Endergebnisse aufzuzeigen sind.

3.3.1. Definition von Verteilungsschliisseln

Nachfolgend wird zunachst eine Fortschreibung der bisherigen Verteilung anhand
zweier Verfahren dargestellt. Im Anschlufd werden die Auswirkungen verschiedener

singularer Indikatoren sowie einiger Kombinationsindikatoren ermittelt.

3.3.1.1. Fortschreibung der Verteilung aus der Vergangenheit

Bei der Fortschreibung von Mittelverteilungen der Vergangenheit bestehen grund-
satzlich zwei Variationsmdaglichkeiten. Zum einen ist der Stitzbereich, auf den Bezug
genommen wird, variabel. Zum anderen kann der Anteil der Mittel eines Landes in
den letzten n Jahren an der gesamten Summe der Mittel desselben Stitzbereichs
herangezogen werden (Schliissel A) oder ein ungewichteter durchschnittlicher Antell
des einzelnen Landes Verwendung finden (Schlissel B). Unterschiede aus den
beiden Schlisseln ergeben sich, wenn die Mittel sowohl in der Gesamththe wie

auch in der Verteilung schwankten.

Legt man einen maximalen Stitzbereich von 7 Jahren zugrunde, ergeben sich
insgesamt 14 verschiedene Fortschreibungsmdglichkeiten, die letztlich jeweils
unterschiedliche Verteilungsergebnisse zeitigen konnen. Ausgehend von den
geplanten Transfervolumina der mittelfristigen Finanzplanung des Bundes sind diese
auf der Basis der oben berechneten Anteile des jeweiligen Landes am gesamten

Fordervolumen aufzuteilen.

In der folgenden Tabelle 18 sind die Ergebisse von vier Extrempositionen, d.h.
Schlussel A und Schlissel B mit einem Stitzbereich von zwei und sieben Jahren,

dargestellt.
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Tabelle 18: Transfervolumen bei Fortschreibung der Mittelzufliisse der
Vergangenheit von 1999 bis 2002

b Schlissel A Schliissel B

g - n = 2 Jahre n =7 Jahre n = 2 Jahre n =7 Jahre

> S S inDMpro |. .. inDMpro |. .. inDMpro |. .. in DM pro

m S in Mio. DM Einwthr)1er in Mio. DM Einwthr)1er in Mio. DM Einwohp;ler in Mio. DM Einwthr)1er
NW 360,4 20,06 545,6 30,37 357,4 19,89 548,8 30,54
By 108,2 8,97 140,6 11,65 107,2 8,89 142,1 11,78
BW 0,0 0,00 0,1 0,01 0,0 0,00 0,2 0,02
NI 327,7 41,73 305,0 38,84 323,1 41,15 306,7 39,06
HE 32,3 5,35 32,8 5,44 32,3 5,35 33,5 5,56
SN 3.585,4 795,47 3.852,4 854,70 3.587,4 795,91 3.844,4 852,94
RP 67,1 16,69 82,1 20,44 66,3 16,49 83,0 20,65
ST 2.322,9 863,48 2.012,4 748,06 2.315,7 860,80 2.012,9 748,22
SH 91,3 33,07 107,1 38,79 91,3 33,06 108,4 39,26
TH 1.938,1 784,51 1.938,2 784,56 1.935,4 783,40 1.925,9 779,55
BB 1.844,6 714,69 2.018,8 782,19 1.848,6 716,26 2.022,1 783,47
MV 1.661,5 921,29 1.413,7 783,88 1.674,5 928,51 1.417,0 785,72
SL 68,1 63,22 120,8 112,18 67,2 62,42 120,6 111,97
BE 953,9 279,16 785,4 229,83 954,9 279,44 789,2 230,95
HH 0,0 0,00 0,0 0,00 0,0 0,00 0,0 0,00
HB 32,6 48,60 38,9 57,99 32,8 48,91 39,2 58,46

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen.

Wie aus der Tabelle 18 unmittelbar deutlich wird, ist der EinfluR des Stutzbereichs
erheblich groRRer als der Unterschied zwischen beiden Schliisselvarianten. Aus den
zwei Schlusseltypen folgt lediglich eine Differenz in H6he von 3,3 bis 4,1 Mio. DM flr
das Land Brandenburg, wahrend aus den zwei Stitzbereichen ein Unterschied von
ca. 174 Mio. DM resultiert. Fur das Land Brandenburg erweist sich ein Stutzbereich
von 7 Jahren als vorteilhaft, da dann die kinftigen Mittelzufliisse ihren Maximalwert

erreichen.

3.3.1.2. Gemeinsame Indikatoren fiir West- und Ostlander

Unter gemeinsamen Indikatoren werden im folgenden Indikatoren verstanden, die

die bisherigen Verteilungspositionen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
.verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® anhand von fur alle Lander
gultigen Kriterien erklaren und die zuklnftigen Verteilungspositionen bestimmen
sollen. Dabei sind insbesondere Vergleiche zur Verteilung in der Ausgangssituation
vorzunehmen wund die entsprechenden Gewinne bzw. Verluste einzelner
Bundeslander aufzuzeigen. Als Indikatoren werden zundchst das regionalisierte
Bruttoinlandsprodukt (BIP), die

Arbeitslosigkeit oder der offenen Stellen sowie die Licke zwischen offenen Stellen

regionale Arbeitsmarktsituation in Form der

und der Arbeitslosigkeit vorgeschlagen.
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3.3.1.2.1. Bruttoinlandsprodukt

Die Verwendung des Indikators BIP liegt als Verteilungsschlissel nahe, da das Ziel
der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® ein
Ausgleich regionaler Strukturschwachen, die sich auch unmittelbar im BIP
niederschlagen, herbeifiihren soll. Dabei sind zunachst die Pro-Kopf-Gréf3en des BIP
fur jedes Bundesland zu ermitteln und entsprechende Abweichungen zum
Bundesdurchschnitt aufzuzeigen. Als Kriterium fur die Foérderwirdigkeit im Rahmen
.verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®

der Gemeinschaftsaufgabe

kbnnte das Unterschreiten des Bundesdurchschnitts oder einer diskretionar
festgesetzten Differenz zum Bundesdurchschnitt in Betracht kommen. Daraus

resultieren verschiedene Auspragungen des Kriteriums, ab dessen Erreichen ein

Land als forderbeddirftig gilt.

Tabelle 19: Neuverteilung der GA ,Wirtschaftsstruktur® nach BIP-Indikator

. GA ,Wirt- | BIP in vH | Differenz zu 100 vH | Differenz zu 90 vH Differenz zu 80 vH
. schafts- des des bundesdurch- des bundesdurch- des bundesdurch-
25 struktur* | Bundes- schnittlichen BIP schnittlichen BIP schnittlichen BIP
a durch- | Gewinn/Verlust (+/-) | Gewinn/Verlust (+/-) | Gewinn/Verlust (+/-)

in Tsd. DM | schnitts [inTsd.DM] invH [|inTsd.DM| invH [inTsd.DM| invH

NW 83.700 100,2 -83.700 -100,0  -83.700 -100,0 -83.700 -100,0

By 24.800 115,0 -24.800 -100,0  -24.800 -100,0 -24.800 -100,0

BW 0 113,4 0 - 0 - 0 -

NI 66.600 90,8 316.092 4746  -66.600 -100,0 -66.600 -100,0

HE 9.000 132,0 -9.000 -100,0 -9.000 -100,0 -9.000 -100,0

SN 1.002.500 61,3 -70.192 -7,0 155.637 15,5 173.952 17,4

RP 14.300 87,9 242346  1.694,7 59.407 4154  -14.300 -100,0

ST 604.900 58,3 -4.654 -0,8  159.099 26,3 209.725 34,7

SH 25.100 92,2 89.170 355,3 -25.100 -100,0 -25.100 -100,0

TH 521.900 59,3 14.781 2,8 156.075 29,9 190.512 36,5

BB 531.700 65,2 -58.808 -11,1 32.644 6,1 -6.919 -1,3

MV 528.200 61,0 -152.381 -28,8  -60.162 -11,4  -50.269 -9,5

SL 14.300 94,0 20.347 142,3  -14.300 -100,0 -14.300 -100,0

BE 269.100 102,1 -269.100 -100,0 -269.100 -100,0 -269.100 -100,0

HH 0 188,3 0 - 0 - 0 -

HB 10.100 134,3 -10.100 -100,0  -10.100 -100,0  -10.100 -100,0

Insgesamt | 3.706.200 100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

In Tabelle 19 sind beispielhaft basierend auf Daten des Jahres 1997 die Effekte der
Neuverteilung der Transfers aus der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur* anhand des BIP-Indikators aufgefiihrt. Dabei sind als
Kriterien die Abweichungen eines Landes von 100 vH, 90vH und 80 vH vom
Bundesdurchschnitt wiedergegeben. Das gesamte Mittelvolumen der Gemein-
schaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® des Jahres 1998
wird proportional zum Fehlbetrag der LaAnder an der festgesetzten Forderungsgrenze
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aufgeteilt, so dal3 indirekt auch die jeweilige Bevolkerungsgrof3e eines Landes eine

Rolle spielt.

Betrachtet man die Ergebnisse, die aus dieser Neuverteilung resultieren, zeigt sich,
dafl3 bei dem Kriterium Differenz zu 100 vH des Bundesdurchschnitts insbesondere
wirtschaftsschwache Westlander wie Rheinland-Pfalz und Niedersachsen erheblich
von der Anwendung dieses Indikators profitieren. Legt man stattdessen eine 90 vH-
Grenze fest, fallt Niedersachsen aus der Forderung heraus, lediglich Rehinland-Pfalz
als wirtschaftsschwéchstes Westland erhalt in diesem Fall Mittel aus der
neugeschlisselten Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur”. Bei einer Festlegung der Foérdergrenze bei 80 vH des bundes-
durchschnittlichen BIP’s hingegen kommt es nur noch zu einer Forderung der
ostdeutschen Lander. Brandenburg ware bei diesem Indikator bei einem
Forderbeginn von einer Differenz des BIP’'s zu 100 vH, 90 vH, 80 vH des
Bundesdurchschnitts mit Veranderungen des Mittelzuflusses von - 11,1 %, + 6,1 %
und - 1,3 % konfrontiert. Werden die Korrelationskoeffizienten der Neuverteilungen
mit der Ausgangsverteilung ermittelt, zeigen sich insbesondere bei der Verwendung
der Differenz zu 90 vH und 80 vH des Bundesdurchschnitts mit 0,968 und 0,967
vergleichsweise hohe Korrelationskoeffizienten.

3.3.1.2.2. Arbeitslosigkeit

Analog zu dem Indikator BIP kann auch die Arbeitslosigkeit verwendet werden,
wobei dann allerdings die Uberdurchschnittliche Arbeitslosenquote anzusetzen ist.
Tabelle 20 zeigt beispielhaft die Neuverteilung der Mittel aus der Gemeinschafts-
aufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur® des Jahres 1998 bei
einer Abweichung der jeweiligen Arbeitslosenquote zu 100 vH, 105 vH und 110 vH
des Bundesdurchschnitts. Hier erfolgt die Verteilung der Mittel proportional zur
Anzahl der Uber der festgesetzten Grenze liegenden Zahl der Arbeitslosen.
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Tabelle 20: Neuverteilung der GA ,Wirtschaftsstruktur® nach Arbeitslosigkeits-

Indikator

- GA ,Wirt- | Arbeits- | Differenz zu 100 vH | Differenz zu 105 vH | Differenz zu 110 vH
S schafts- |losigkeitin| des bundesdurch- der bundesdurch- des bundesdurch-

g struktur* vH des schnittlichen schnittlichen schnittlichen

o Bundes- Arbeitslosigkeit Arbeitslosigkeit Arbeitslosigkeit

a durch- | Gewinn/Verlust (+/-) | Gewinn/Verlust (+/-) | Gewinn/Verlust (+/-)

in Tsd. DM | schnitts |[inTsd.DM| invH [inTsd.DM| invH [inTsd.DM]| invH
NW 83.700 96,0 -83.700 -100,0  -83.700 -100,0 -83.700 -100,0
By 24.800 68,5 -24.800 -100,0  -24.800 -100,0  -24.800 -100,0
BW 0 68,5 0 - 0 - 0 -
NI 66.600 1015 -22.932 -34,4  -66.600 -100,0 -66.600 -100,0
HE 9.000 81,9 -9.000 -100,0 -9.000 -100,0 -9.000 -100,0
SN 1.002.500 144,8 -191.725 -19,1 -184.538 -18,4 -194.931 -19,4
RP 14.300 81,1 -14.300 -100,0  -14.300 -100,0 -14.300 -100,0
ST 604.900 170,8 180.023 29,8 223.464 36,9 259.304 42,9
SH 25.100 88,2 -25.100 -100,0 -25.100 -100,0 -25.100 -100,0
TH 521.900 150,3 -11.616 -2,2 -16 0,0 2.347 0,4
BB 531.700 148,8 -31.059 -5,8  -21.503 -4,0 -21.479 -4,0
MV 528.200 159,8 -87.154 -16,5 -69.266 -13,1  -57.332 -10,9
SL 14.300 107,0 11.736 82,1 -5.735 -40,1  -14.300 -100,0
BE 269.100 136,2 224,931 83,6 214.326 79,6 189.140 70,3
HH 0 102,3 14.671 - 0 - 0 -
HB 10.100 132,2 70.024 693,3 66.768 661,1 60.750 601,5
Insgesamt | 3.706.200 100,0 0 0,0 0 0,0 0 0,0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Mit der Verwendung des Indikators Arbeitslosigkeit zeigen sich zum Teil andere
Bundeslander als Gewinner bzw. Verlierer von Zuweisungen. Rheinland-Pfalz wirde
in keinem Fall von einer derartigen Mittelverteilung profitieren. Durch die anhaltend
hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Bundeslandern inklusive Berlin lage zwar auch
hier der Schwerpunkt der Forderung in den neuen Landern. Jedoch gewinnen auch
strukturschwache Westlander im Fall der Verwendung der Arbeitslosigkeit als
Verteilungsschlissel. Werden die neuen Bundesléander analysiert, zeigen sich
deutliche Mittelverschiebungen von Sachsen zu Sachsen-Anhalt. Bremen erzielt
durch seine hohe Arbeitslosenquote als einziges Westland in allen Fallen einen
Uberproportionalen Gewinn. Auch durch den Indikator der Arbeitslosen sind
vergleichsweise hohe Korrelationskoeffizienten zwischen der Ursprungsverteilung

und der Neuverteilung zu beobachten (zwischen 0,945 und 0,949).

3.3.1.2.3. Offene Stellen

Als zweiter Arbeitsmarktindikator wird oftmals die Zahl der offenen Stellen, bezogen
auf die Anzahl der Erwerbspersonen, genannt. Fur eine mdgliche Verteilung der
Mittel anhand dieses Indikators werden die jeweiligen fiktiven offenen Stellen eines

Bundeslandes bei einer Gleichverteilung offener Stellen tUber die Erwerbspersonen
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bestimmt. Die Mittel verteilen sich dann entsprechend derjenigen offenen Stellen, die

einem Bundesland zum Erreichen der bundesdurchschnittichen Anzahl offener

Stellen — bzw. eines bestimmten Prozentsatzes davon — fehlen.

Tabelle 21: Neuverteilung der GA ,Wirtschaftsstruktur®
nach Arbeitslosigkeits-Indikator

- GA ,Wirt- Offene Differenz zu 100 vH Differenz zu 95 vH
S schafts- | Stellenin | der bundesdurch- der bundesdurch-

g struktur® vH des | schnittlichen offenen | schnittlichen offenen

e Bundes- Stellen Stellen

2 durch- | Gewinn/Verlust (+/-) | Gewinn/Verlust (+/-)

in Tsd. DM | schnitts |inTsd.DM| invH [inTsd.DM| invH
NW 83.700 96,8 232.727 278,0 -83.700 -100,0
By 24.800 113,3 -24.800 -100,0 -24.800 -100,0
BW 0 114,2 0 - 0 -
NI 66.600 113,9 -66.600 -100,0 -66.600 -100,0
HE 9.000 87,3 431.857 4.798,4 364.894 4.054,4
SN 1.002.500 81,6 -486.149 -48,5 -477.322 -47,6
RP 14.300 155,4 -14.300 -100,0 -14.300 -100,0
ST 604.900 102,0 -604.900 -100,0 -604.900 -100,0
SH 25.100 97,9 8.112 32,3 -25.100 -100,0
TH 521.900 87,7 -327.615 -62,8 -360.460 -69,1
BB 531.700 71,6 -78.494 -14,8 -9.871 -1,9
MV 528.200 76,9 -263.484 -49,9 -238.387 -45,1
SL 14.300 107,5 -14.300 -100,0 -14.300 -100,0
BE 269.100 44,8 903.327 335,7 1.220.884 453,7
HH 0 73,4 261.224 - 296.296 -
HB 10.100 86,1 43.396 429,7 37.667 372,9
Insgesamt | 3.706.200 100,0 0 0,0 0 0,0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Die sich bei diesem Indikator ergebenden Verschiebungen sind bemerkenswert hoch
(s. Tabelle 21): So fallen Hessen bzw. Berlin auf, deren Zuweisungen um mehr als
480 bzw. 900 Mio. DM steigen wirden. Im Gegenzug wirden sieben Landern,
darunter Sachsen-Anhalt, die Zuweisungen vodllig, drei weiteren Landern die
Zuweisungen zu mehr als 40 % gestrichen. Fehlende offene Stellen sind ein
offensichtlich nicht eng mit verbesserungswurdiger Wirtschaftsstruktur verknupfter
Tatbestand und wohl auch als alleiniger Indikator politisch inakzeptabel. Dies wird
auch deutlich bei der Betrachtung der Korrelationskoeffizienten zwischen der
Ausgangsverteilung und der Neuverteilung anhand offener Stellen. Die Koeffizienten
erreichen lediglich Werte zwischen 0,327 und 0,338. Im weiteren wird dieser

Indikator daher nicht mehr betrachtet.

3.3.1.3. Getrennte Indikatoren fiir West- und Ostlander

Nach der Darstellung der mdglichen Neuverteilungen bei einer Beschrankung auf

einen gemeinsamen Schlissel fur alle Bundeslander wird die oben erlauterte
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Trennung zwischen Grundbedarf und teilungsbedingtem Sonderbedarf den
Berechnungen zugrunde gelegt. Zuerst werden verschiedene Indikatoren flr den

Grundbedarf und deren Konsequenzen dargestellt.

3.3.1.3.1. Grundbedarfsindikatoren

Die folgenden drei Tabellen zu Grundbedarfsindikatoren sind nach einem
einheitlichem Schema aufgebaut. Nach der Ausweisung der aktuellen Mittelflisse an
die alten und neuen Bundeslénder wird in Spalte 4 der Grundbedarf der Westlander
ausgewiesen (s. Tabelle 22), nachfolgend werden die Anderungen fir die
Westlander (absolut und relativ) dargestellt. Aus Spalte 7 kann der nach dem
identischen Schema ermittelte Grundbedarf der Ostlander entnommen werden.
Spalte 8 weist unter dem Titel ,noch zu verteilender Sonderbedarf* die Differenz
zwischen dem ermittelten Grundbedarf der NBL und ihren derzeitigen Zuweisungen

aus.

Zur verwendeten Terminologie sowie zu den zugrundegelegtem Verfahren ver-
weisen wir auf Kap. 2.2.1.2. und Kap. 3.1.2. Bei der Diskussion der Verteilungs-
ergebnisse werden lediglich die Anderungen bei den alten Bundeslandern und die
Aufteilung des Grundbedarfes auf die alten und neuen Lander betrachtet. Da noch
nicht fessteht, wie sich die Verteilungsposition der neuen Bundeslander nach der
Aufteilung des Sonderbedarfes entwickelt, wird deren Grundbedarf nicht

landerspezifisch diskutiert.
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Tabelle 22: Grundbedarf der GA ,Wirtschaftsstruktur* nach Bevélkerungsindikator

GA GA Grund- noch zu
. Wirtschafts |, Wirtschafts Grund- . verteilender
Einwohner-|” w | . bedarf Gewinn/Verlust (+/-) bedarf
schliissel struktur struktur Westlander Ostlander | Sonder-
Westlander | Ostlander bedarf Ost
in Tsd. DM in Tsd. DM | invH in Tsd. DM
NW 83.700 0 69.036 -14.664 -17,5 - -
By 24.800 0 46.339 21.539 86,8 - -
BW 0 0 39.943 39.943 - - -
NI 66.600 0 30.103 -36.497 -54,8 - -
HE 9.000 0 23.181 14.181 157,6 - -
SN 0 1.002.500 - - - 17.440 985.060
RP 14.300 0 15.411 1.111 7,8 - -
ST 0 604.900 - - - 10.434 594.466
SH 25.100 0 10.568 -14.532 -57,9 - -
TH 0 521.900 - - - 9.550 512.350
BB 0 531.700 - - - 9.846 521.854
MV 0 528.200 - - - 6.979 521.221
SL 14.300 0 4.161 -10.139 -70,9 - -
BE 0 269.100 - - - 13.247 255.853
HH 0 0 6.560 6.560 - - -
HB 10.100 0 2.599 -7.501 -74,3 - -
Insgesamt 247.900 3.458.300 247.900 0 67.495 3.390.805

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Wird die Einwohnerzahl als Indikator zugrundegelegt (s. Tabelle 22), dann ist die

Verbindung zwischen wirtschaftsstruktureller Schwéche und Transfers inhaltlich nicht

mehr gegeben; die Differenz zu den bisherigen Forderleistungen zeigt daher, daf im

allgemeinen die wirtschaftsstarkeren Bundeslander profitieren.

So bedeutet die Steigerung der Transfers an Hessen von 9 auf 23 Mio. DM einen

,Gewinn* von 158 %, wahrend das Saarland und Bremen einer ungefahr 70 %igen

Senkung ihrer Transfers gegeniiberstehen.®! Den in absoluten Betragen hochsten

Ruckgang der Forderung muf3 Niedersachsen mit 36 Mio. DM (54 %) hinnehmen.

Einzige Ausnahmen von der Tendenz zur Bevorzugung der wirtschaftsstarkeren
Lander sind der ,Gewinner® Rheinland-Pfalz (+ 8 % bzw. 1,1 Mio. DM) und der
Lverlierer* Nordrhein-Westfalen (- 17 % bzw. 15 Mio. DM).

3% Zum Vergleich: Diese Reduzierungen machen weniger als 10 bzw. 5 Promille der Haushaltsnot-
lagen-BEZ aus.
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Eine weitere Folge des verwendeten

Grundbedarf-West und Grundbedarf-Ost:

Indikators
Der Grundbedarf der NBL

ist die Relation zwischen

ist trotz

wirtschaftlicher Schwéche deutlich geringer als der Grundbedarf der alten Lander, da

die Einwohnerzahl das relevante Verteilungskriterium ist.

Tabelle 23: Grundbedarf der GA ,Wirtschaftsstruktur‘ nach Differenz zu 100 vH des
bundesdurchschnittlichen Bruttoinlandsprodukts

~GA ~GA Grund- Grund- noch zu
Einwohner- ["\Virtschafts | Wirtschafts| -y Gewinn/Verlust (+/-) bedarf verteilender
schliissel strulitur strul!(tur Westlander Ostlander | Sonder-
Westlander | Ostlander bedarf Ost
in Tsd. DM in Tsd. DM | in vH in Tsd. DM

NW 83.700 0 - -83.700 -100 - -
By 24.800 0 - -24.800 -100 - -
BW 0 0 - 0 - - -

NI 66.600 0 120.354 53.754 81 - -
HE 9.000 0 - -9.000 -100 - -
SN 0 1.002.500 - - - 293.204  709.296
RP 14.300 0 80.713 66.413 464 - -
ST 0  604.900 - - - 188.773  416.127
SH 25.100 0 35.937 10.837 43 - -
TH 0  521.900 - - - 168.782  353.118
BB 0  531.700 - - - 148.721  382.979
MV 0  528.200 - - - 118.192  410.008
SL 14.300 0 10.896 -3.404 -24 - -
BE 0  269.100 - - - - 269.100
HH 0 0 - 0 - - -
HB 10.100 0 - -10.100 -100 - -
Insgesamt 247.900 3.458.300  247.900 0 917.672 2.540.628

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Die Verteilung des Grundbedarfes nach dem Kriterium ,Differenz zu 100 vH des
bundesdurchschnittlichen BIP* (s. Tabelle 23) ist durch die Konzentration des
Grundbedarfes auf lediglich vier Westlander (Niedersachsen, Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein und das Saarland, denn Bremens BIP pro Kopf liegt Gber dem
Bundesdurchschnitt) gekennzeichnet. Mit Ausnahme des Saarlands, welches auch
bei Verwendung dieses Indikators einen Ruckgang seiner Transfers um 24 % in Kauf
deutlich, bei
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz liegen die Forderungssteigerungen bei 54 bzw.
66 Mio. DM. Auf diese beiden Lander entfiele dann mehr als 80 % der GA-Mittel fur
die alten Bundeslander. Wegen dieses Konzentrationseffekts erscheint der Indikator

nehmen mul3, gewinnen die weiterhin geférderten Lander

als nicht vertretbar.
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Tabelle 24: Grundbedarf der GA ,Wirtschaftsstruktur‘ nach Differenz zu 100 vH der
bundesdurchschnittlichen Arbeitslosenquote

~GA ~GA Grund- Grund- noch zu
Einwohner- ["\Virtschafts | Wirtschafts| -y Gewinn/Verlust (+/-) bedarf verteilender
schliissel strulitur strul!(tur Westlander Ostlander | Sonder-
Westlander | Ostlander bedarf Ost
in Tsd. DM in Tsd. DM | in vH in Tsd. DM

NW 83.700 0 0 -83.700 -100 - -
By 24.800 0 0 -24.800 -100 - -
BW 0 0 0 0 - - -

NI 66.600 0 65.807 -793 -1 - -
HE 9.000 0 0 -9.000 -100 - -
SN 0 1.002.500 - - - 1.221.836 -219.336
RP 14.300 0 0 -14.300 -100 - -
ST 0  604.900 - - - 1.182.877  -577.977
SH 25.100 0 0 -25.100 -100 - -
TH 0  521.900 - - - 768.997  -247.097
BB 0 531.700 = = = 754.464  -222.764
MV 0  528.200 - - - 664.655 -136.455
SL 14.300 0 39.236 24.936 174 - -
BE 0 269.100 - - - 744504  -475.404
HH 0 0 22.109 22.109 - - -
HB 10.100 0 120.747 110.647 1.096 - -
Insgesamt 247.900 3.458.300  247.900 0 5.337.333 -1.879.033

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Die Verteilung des Grundbedarfs anhand von tberdurchschnittlichen Arbeitslosen (s.
Tabelle 24) scheidet nicht erst aufgrund verteilungspolitischer Uberlegungen aus: Da
sich mehr als 95 % aller Gberdurchschnittlich vorhandenen Arbeitslosen in den NBL
befinden, wiirde der Grundbedarf der NBL bei Verwendung dieses Kriteriums mit 5,3
Mrd. DM bereits Uber dem Gesamtvolumen der GA liegen. Dieses Beispiel
verdeutlicht nicht nur die Abhangigkeit der Hohe des Grundbedarfes der neuen
Lander vom gewahlten Indikator; es weist dariber hinaus auf die Notwendigkeit

einer sorgfaltigen Uberpriifung der Indikatoren hin.

Die Betrachtung der Konsequenzen unterschiedlicher Grundbedarfsindikatoren laft
lediglich das Kriterium Einwohnerzahl als sinnvollen Verteilungsschlissel zu, da
andernfalls erhebliche Verwerfungen bei den jeweiligen Verteilungspositionen zu
erwarten sind. Im folgenden findet daher in der weiteren Analyse auschlie3lich diese
Grolle und die mittels dieser GrofRe bestimmten Grundbedarfe der Lé&nder
Verwendung (s. Tabelle 22).
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3.3.1.3.2. Sonderbedarfsindikatoren

Wendet man sich nun der Ermittlung von Sonderbedarfsindikatoren zu, kommen
prinzipiell alle oben bereits vorgestellten Kriterien in Betracht. Allerdings dirfen diese
nur auf die Mittelverteilung fir die neuen Bundeslander angewandt werden.
Zunachst werden deren finanziellen Auswirkungen einzeln dargestellt. Darauf folgt
eine Beschreibung kombinierter Kriterien und deren Effekte auf die Mittelverteilung.

3.3.1.3.2.1.

Die folgende Tabelle 25 gibt die Ergebnisse wieder, die aus einer Aufteilung des

Singulare Indikatoren

Sonderbedarfes anhand der Kriterien Einwohnerzahl, Differenz zum bundesdurch-
schnittlichen BIP und Differenz zur bundesdurchschnittlichen Arbeitslosenquote
resultieren. Die Gewinn/Verlust Spalten beziehen sich nicht lediglich auf den

Sonderbedarf, sondern auf die Summe aus Grund- und Sonderbedarf insgesamt.

Tabelle 25: Sonderbedarf der GA ,Wirtschaftsstruktur‘ nach einzelnen Indikatoren

Zuweisung nach Differenz

< | nochzu Zuweisung nach Zuweisung nach Differenz sur bundesdurch-
g | verer Einwohnern zum bundesdurch- schnittlichen
) lender schnittlichen BIP :
2 | Sonder- . . Arbeltsloseqquote
S |pedarf Ost Sonder- | Gewinn/Verlust| Sonder- |Gewinn/Verlust| Sonder- |Gewinn/Verlust
m bedarf (+/-) bedarf (+/) bedarf (+/)
in Tsd. DM | in vH inTsd. DM |invH inTsd. DM |invH
SN 985.060 876.146 - -10,9 1.083.390 98.331 9,8 776.232 - -20,8
108.914 208.828
ST 594.466 524.164 -70.303 -11,6 697.517 103.051 17,0 751.481 157.015 26,0
TH 512.350 479.786 -32.563 -6,2 623.651 111.302 21,3 488.543 -23.806 -4,6
BB 521.854 494.629 -27.226 -5,1 549.525 27.671 52 479.310 -42.544 -8,0
MV| 521.221 350.599 - -32,3 436.721 -84.500 -16,0 422.255 -98.966 -18,7
170.622
BE 255.853 665.481 409.627 152,2 0 - -95,1 472.983 217.129 80,7
255.853
> | 3.390.805 3.390.805 0 3.390.805 0 3.390.805 0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Die Konsequenzen der einzelnen Kriterien sind sehr heterogen: Mit Ausnahme von
Mecklenburg-Vorpommern, welches bei jedem Indikator Verringerungen seiner
Zuweisungen hinnehmen mul3, erfahren die einzelnen Lander je nach Indikator
Erhohungen oder Verringerungen ihrer Mittel. Wird nach Einwohnern verteilt, ist
Berlin eindeutiger Gewinner (Steigerung: 152 % bzw. 410 Mio. DM), wahrend alle
betroffen:

konfrontiert werden

Mecklenburg-Vorpommern mit - 32 % bzw. - 170 Mio. DM).

anderen Lander mit Verlusten (besonders
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Ein ahnliches, wenn auch in der Scharfe der Verteilungsveranderungen
abgeschwachtes Bild ergibt sich bei der Verwendung des Indikators Arbeitslosigkeit.
Zusatzlich ist jedoch festzustellen, dald auch Sachsen-Anhalt mit einer Steigerung

von 26 % bzw. 157 Mio. DM von diesem Schllssel profitiert.

Ein nahezu umgekehrtes Verteilungsergebnis im Vergleich zum Kriterium Ein-
wohnerzahl ergibt sich jedoch, wenn man die Differenz zum bundesdurch-
schnittlichen BIP verwendet. Hier ist Berlin dasjenige Land, das die meisten Ein-
bulRen hinnehmen muf3 (- 95 % bzw. 256 Mio. DM), zugleich ist das bundesdurch-
schnittliche BIP derjenige Indikator, bei dem die Verluste von Mecklenburg-Vor-

pommern am geringsten ausfallen (- 16 % bzw. - 85 Mio. DM).

Diese entgegengesetzten Konsequenzen bei den einzelnen Indikatoren legen nahe,
statt der Verwendung eines Indikators mehrere Indikatoren zu verknipfen, m.a.W.
einen Kombinationsindikator zu bilden. Die Konsequenzen von zwei Kombinations-

indikatoren werden im nachsten Abschnitt erlautert.

3.3.1.3.2.2. Kombinationsindikatoren

Wendet man sich der Kombination verschiedener Indikatoren zu, kdnnen — je nach
Gewichtung der verwendeten Kriterien — sehr viele Kombinationsindikatoren
konstruiert werden. Um Ubersichtlichkeit zu wahren, werden im folgenden zwei
exemplarische Kombinationsindikatoren ermittelt und ausgewiesen. Zum einen
verwenden wir zur Ermittlung des Sonderbedarfs eine Kombination der Differenzen
zum bundesdurchschnittlichen BIP und zur bundesdurchschnittlichen Arbeitslosen-
guote (Indikator I); beide zu gleichen Teilen gewichtet. Zum anderen werden diese

beiden Kriterien durch die Einwohnerzahl erweitert (Indikator I1).

Den absolut gesehen gro3ten Gewinn (s. Tabelle 26) erzielt Berlin mit einer
Erh6éhung der Gesamtzuweisung (Grundbedarf und Sonderbedarf) in Hohe von 76,9
Mio. DM; dies entspricht einem Anstieg der Zuweisungen um 28,6 %. Den grof3ten
Verlust erleidet Mecklenburg-Vorpommern mit 127,6 Mio. DM (- 24,2 %). Dieser auf
den ersten Blick hohe Verlust ist durch die positive Ausgangssituation von
Mecklenburg-Vorpommern begrtindet, bei der Mecklenburg-Vorpommern die gré3te
Pro-Kopf-Zuweisung erhélt. Sachsen, das in der Ausgangssituation die absolut
hochsten Zuweisungen erhalt, verliert mit 0,5 % (- 5,3 Mio. DM) als weiteres neues

Bundesland. Brandenburgs Verteilungsposition bleibt, bis auf marginale Verande
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rungen, unberthrt. FUr Thiringen und Sachsen-Anhalt resultiert nach Indikator | ein
Anstieg der Zuweisungen von 7,5 und 2,7 % (39,4 und 16,4 Mio. DM).

Tabelle 26: Sonderbedarf der GA ,Wirtschaftsstruktur* nach Kombinations-

indikatoren
noch zu . 30 % Einwohner, 60 % BIP und 10 %

'cgu ver- 50 % Einwohner und 50 % BIP Arbeitslosigkeit

§ tgg(re]gceiir Sonder- | Gesamt- | Gewinn/Verlust | Sonder- | Gesamt- | Gewinn/Verlust
D% bedarf Ost bedarf |zuweisung (+/-) bedarf |zuweisung (+/-)

in Tsd. DM | invH in Tsd. DM | invH

NW 0 0 69.036 -14.664 -17,5 0 69.036 -14.664 -17,5
BY 0 0 46.339 21539 86,8 0 46.339 21539 86,8
BW 0 0 39.943 39.943 - 0 39.943 39.943 -
NI 0 0 30.103  -36.497 -54.8 0 30.103  -36.497 -54,8
HE 0 0 23.181 14.181 157,6 0 23.181 14.181 157,6
SN| 985.060 979.768 997.208 -5.292  -0,5 990.501 1.007.941 5.441 0,5
RP 0 0 15.411 1.111 7,8 0 15.411 1.111 7,8
ST| 594.466 610.840 621.274 16.374 2,7 650.908 661.341 56.441 9,3
SH 0 0 10.568 -14.532 -57,9 0 10.568 -14.532 -57,9
TH| 512.350 551.719 561.269 39.369 75 566.981 576.531 54.631 10,5
BB| 521.854 522.077 531.922 222 0,0 526.035 535.880 4.180 0,8
MV| 521.221 393.660 400.639 -127.561 -24,2 409.438 416.417 -111.783 -21.2
SL 0 0 4.161 -10.139 -70,9 0 4.161 -10.139 -70,9
BE| 255.853 332.740 345.987 76.887 28,6 246.942 260.189 -8.911 -333
HH 0 0 6.560 6.560 - 0 6.560 6.560 -
HB 0 0 2.599 -7.501 -74,3 0 2.599 -7.501 -74,3
¥ | 3.390.805 3.390.805 3.706.200 0 3.390.805 3.706.200 0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

Indikator Il ruft naturgeman gegeniber Indikator | nur Veranderungen in den Zuwei-
sungen an die NBL hervor, da fur den Grundbedarf bekanntlich derselbe Schlissel
verwendet wird wie im Fall von Indikator I. Indikator Il unterscheidet sich von
Indikator | in einer etwas grbéReren Ausgewogenheit, dem steht allerdings eine

schwierigere Handhabbarkeit gegentiber.

Die in Indikator | zu beobachtende Bevorzugung von Berlin wird kompensiert;
wéhrend Berlin nun im Vergleich zum Indikator | eine um 88 Mio. DM verringerte
Zuweisung erhalt (- 9 Mio. DM im Vergleich zum Status quo), gewinnen relativ zum
Indikator | alle anderen NBL, insbesondere Sachsen-Anhalt mit 40 Mio. DM.
Dennoch bleiben, im Vergleich zum Status quo, dem Land Mecklenburg-Vorpom-
mern Verluste von 112 Mio DM bzw. 21 %. Brandenburg verbessert seine Zuwei-
sungen lediglich geringftigig (+ 4 Mio. DM).
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3.3.2.  Umsetzungsmaoglichkeiten

Die nachfolgend dargestellten Umsetzungsmoglichkeiten sind exemplarischer Natur
und sollen die entsprechenden Integrationsmdglichkeiten an unterschiedlichen
Stellen in der Systematik des Landerfinanzausgleichs i.w.S. verdeutlichen. Dabei
wurde fur die Ermittlung des Grundbedarfs die oben diskutierte Verteilung nach
Einwohnern und fur die Ermittlung des Sonderbedarfs eine gleichgewichtige
Kombination der Differenzen zum bundesdurchschnittichen BIP und zur
bundesdurchschnittlichen Arbeitslosenquote gewahlt. Effekte, die aus der Wabhl
unseres Alternativschlissels resultieren, werden nachfolgend nicht ausfuhrlich
beschrieben, da die Darstellung hauptsachlich die Resultate der unterschiedlichen
Umsetzungsmaoglichkeiten aufzeigt. Alle Ausfihrungen basieren auf dem Jahr 1998.

Zur Darstellung der Folgen verschiedener Umsetzungsmoglichkeiten wird ein
einheitliches Tabellenformat verwendet. Die in folgenden ausgewiesenen Zahlen fir
die ,Einnahmen vor LFA nach Pro-Kopf-USt-Verteilung und BEZ zzgl. GA Wirtschaft*
sind diejenigen Einahmen, die fiur eine Betrachtung der GA Wirtschaftsstruktur
relevant sind. Es wird hier keine Umverteilung zwischen den Landern vorgenommen
(wenn man davon absieht, dal3 sowohl die Verteilung der USt nach unveredelten
Einwohnern als auch die Zerlegung der Lohn- und Einkommensteuer,
Korperschaftsteuer sowie Zinsabschlagsteuer bereits Umverteilungselemente
enthéalt). Die Werte der ersten Spalte enthalten die Steuereinnahmen der Lander und
alle BEZ inklusive der Fehlbetrags-BEZ. Die Einbeziehung der Bundeszuweisungen
und die Mittelzufliisse der einzelnen Lander im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
~Wirtschaftsstruktur®, die auch eine Verteilungskomponente enthalten, wurde
vorgenommen, um die Auswirkungen spaterer Veranderungen unmittelbar ersehen

zu kdénnen.

In der folgenden Spalte ,Einnahmen nach LFA und BEZ zzgl. GA Wirtschaft* wird
der Status quo ausgewiesen; wiederum sind alle fur eine Gesamtschau notwendigen
Zuweisungen bzw. Abfllisse integriert. Diese Spalten zeigen auf den ersten Blick, in
welchem Mafl3e Umverteilungen mittels des derzeit glltigen Landerfinanzausgleichs
stattfinden. Zugleich relativieren diese Kennziffern die Umverteilungen der Hohe
nach, die aus der Neudefinition der Mittelverteilung der Gemeinschaftsaufgabe

~Wirtschaftsstruktur” folgen.
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Nach der Beschreibung des Status quo werden die Simulationsergebnisse
verschiedener Integrationen prasentiert, aufgegliedert in ,Einnahmen nach LFA und
BEZ zzgl. GA Wirtschaft® — also in Analogie zu der vorhergehenden Spalte —,
Gewinne und Verluste der Lander sowie die Anderungen der Fehlbetrags-BEZ.
Letztere geben die Verdnderung der Position des Bundes wieder. Zu nahezu jeder
Umsetzungsmethode werden sowohl die Zuweisungen nach der bisherigen
Verteilung der Mittel dargestellt als auch diejenigen, die sich aus dem neu
entwickelten Schlissel ergeben. Dabei ist einsichtig, dal’3 bei einer Integration der
Gemeinschaftsaufgabe ,Wirtschaftsstruktur” in die Umsatzsteuerverteilung die Wahl
eines Schlissels unndtig ist, da die Einbindung in die Umsatzsteuer eine eigene
Verteilungslogik, namlich die Uberwiegende Mittelverteilung nach den Einwohner-
zahlen, besitzt. Ebenso ist offensichtlich, dafl3 eine unterschiedliche Integration von
Grund- und Sonderbedarf nur anhand eines Schlissels erfolgen kann, der diese
beiden Komponenten differenziert betrachtet. Folglich ist eine Verteilung der Mittel
des Status quo nicht mit Hilfe dieser Integrationsmdglichkeit umsetzbar.

3.3.2.1. Erh6éhung des Umsatzsteueranteils

Die in Tabelle 27 dargestellten Auswirkungen einer Verteilung samtlicher GA-Mittel
Uber eine Erhohung des Umsatzsteueranteils der Lander hat die zu erwartende
Konsequenz, dal3 die bevdlkerungsreichen und/oder finanzstarken Lander profitieren
(z.B. NRW: + 718 Mio. DM, HH + 104 Mio. DM). Die bevoélkerungsreichen Lander
gewinnen durch die Pro-Kopf-Verteilung, die sie so stark begtinstigt, dal3 eine
Reduktion der direkten Forderung Uberkompensiert wird. Die finanzstarken Lander
hingegen, die bislang keine Foérdermittel erhielten, profitieren nun durch die ver-

teilungskriterienfreie Mittelzuweisung nach der Einwohnerzahl.

Entsprechend deutlich sind die Auswirkungen fir kleine finanzschwache Lander,
insbesondere die NBL, die bislang eine starke Forderung erfuhren. Foérderungs-
ausfalle von durchweg mehr als 400 Mio. DM — Sachsen verliert sogar mehr als 800
Mio. DM - sind fur die NBL kaum verkraftbar. Auffallig ist, dal3 sich die Summe der
Fehlbetrags-BEZ der NBL geringfugig erhéht (der Bund also einer Mehrbelastung
von 33 Mio. DM gegenibersteht). Dieser Effekt erklart sich aus der Bezugnahme der
Fehlbetrags-BEZ-Regelung auf einen landerdurchschnittlichen Wert, der sich wegen

der Erh6hung des Umsatzsteueranteils der Lander auch erhéht.
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Tabelle 27: Integration der GA-Mittel in die Umsatzsteuerverteilung

] Grundbedarf: nach Einwohnern,
Einnahmen Ausgangsverteilung Sonderbedarf:
vor LFA . der GA-Mittel Kombinationsindikator BIP und
< | nach Pro- | Einnahmen Arbeitslosigkeit
& | Kopf-ust- | nachLFA Ver- . Ver-
2 | Verteilun und BEZ | Einnahmen N Einnahmen ..
o) g ande- ande-
T und BEZ zzgl. GA nach LFA . nach LFA .
c . Gewinn/ | rung Gewinn/ | rung
3 zzal. GA Wirtschaft und BEZ und BEZ
@ 29 Verlust | Fehl- Verlust | Fehl-
Wirtschaft 22g1. GA betrags-| 229! GA betrags-
Wirtschaft BEZ Wirtschaft BE7
in Tsd. DM
NW | 84.964.819 77.944.595 78.663.016 718.422 0 78.663.016 718.422 0
BY | 57.864.120 52.177.683 52.691.160 513.477 0 52.691.160 513.477 0
BW/| 50.502.996 45.127.758 45.597.173 469.415 0 45597.173 469.415 0
NI 34.116.750 33.237.878 33.517.788 279.909 -4.812 33.517.788 279.909 -4.812
HE | 31.356.391 26.488.205 26.749.898 261.693 0 26.749.898 261.693 0
SN | 16.997.414 23.512.811 22.708.372 -804.439 8.958 22.708.372 -804.439 8.958
RP | 17.854.316 17.325.107 17.488.233 163.126 -2.464 17.488.233 163.126 -2.464
ST 9.962.764 14.218.450 13.731.835 -486.615 5350 13.731.835 -486.615 5.350
SH| 12.514.136 11.914.287 12.013.804 99.517 0 12.013.804 99.517 0
TH 9.141.364 12.995.472 12.582.118 -413.354 4909 12.582.118 -413.354 4.909
BB 9.966.108 13.408.104 12.989.500 -418.604 5.115 12.989.500 -418.604 5.115
MV 6.888.951 9.690.222 9.241.238 -448.984 3.583 9.241.238 -448.984 3.583
SL 6.040.685 6.329.226 6.362.256 33.030 2.141 6.362.256 33.030 2.141
BE | 17.999.419 22.183.697 22.117.148 -66.549 9.161 22.117.148 -66.549 9.161
HH | 10.838.245 9.796.241 9.900.197 103.956 0 9.900.197 103.956 0
HB 5.019.211 5.677.954 5.707.692 29.739 1.802 5.707.692 29.739 1.802
> | 382.027.689 382.027.689 382.061.429 33.740 33.740 382.061.429 33.740 33.740

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

3.3.2.2. Gleichstellung der Zuweisungen mit Landersteuern

Eine Gleichstellung der GA-Mittel mit LAndersteuern (s. Tabelle 28) &hnelt in ihren
finanzwirtschaftlichen Folgen sehr der Integration in die Umsatzsteuer. Insbesondere
die Verliererposition der NBL, des Saarlands, Bremens und Berlins, d.h. der
finanzschwachen Lé&nder, bleibt identisch. Da alle diese L&nder sowohl bei der
Integration in die Umsatzsteuerverteilung als auch der Gleichstellung mit
Landersteuern durch die verschiedenen Ausgleichsmechanismen auf 99,5 % der
durchschnittlichen Finanzkraft angehoben werden, ist dieses Ergebnis nicht
verwunderlich. Kleine Differenzen zur Umsatzsteuerintegration (Maximum: 30 Mio.
DM Verlust fur NRW) in der Einnahmensituation ergeben sich lediglich bei den
Gewinnern. Die Differenzen resultieren hier sowohl aus der unterschiedlichen Hohe
der GA-Zuweisungen als auch den individuell unterschiedlichen Grenzbelastungen
durch den Durch eine

Finanzausgleichsmechanismus. Gleichstellung mit
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Landersteuern profitieren im Vergleich zur Umsatzsteuerintegration insbesondere,

Baden-Wurttemberg, Hessen, Niedersachsen und Hamburg.

Die Wahl eines alternativen Verteilungsschlissel fuhrt in diesem Szenario zu
Differenzen von maximal + 12 bzw. -16 Mio. DM (Baden-Wirttemberg bzw.
Schleswig-Holstein). Die finanzschwachen Lander werden von der Wahl des
Verteilungsschlissels wegen der Auffullung auf 99,5 % nicht berthrt. Auch eine
Gleichstelltung der GA-Mittel mit allgemeinen Landersteuern ist fir die NBL folglich

kaum verkraftbar.

Tabelle 28: Integration der GA-Mittel als Landersteuern

] Grundbedarf: nach Einwohnern,
Einnahmen Ausgangsverteilung Sonderbedarf:
vor LFA . der GA-Mittel Kombinationsindikator BIP und
< | nach Pro- | Einnahmen Arbeitslosigkeit
& | Kopf-ust- | nachLFA — Ver- . Ver-
2 | Verteilun und BEZ | Einnahmen N Einnahmen ..
o) g ande- ande-
T und BEZ zzgl. GA nach LFA . nach LFA .
c . Gewinn/ | rung Gewinn/ | rung
3 zzal. GA Wirtschaft und BEZ und BEZ
@ 29 Verlust | Fehl- Verlust | Fehl-
Wirtschaft 2zgl. GA betrags- zzgl. GA betrags-
Wirtschaft BEZ Wirtschaft BE7
in Tsd. DM
NW | 84.964.819 77.944.595 78.632.773 688.178 0 78.629.651 685.056 0
BY | 57.864.120 52.177.683 52.670.515 492.833 0 52.679.912 502.229 0
BW/| 50.502.996 45.127.758 45.602.637 474.880 0 45.614.294 486.537 0
NI 34.116.750 33.237.878 33.525.796 287.918 -76.889 33.525.058 287.179 -70.242
HE | 31.356.391 26.488.205 26.764.669 276.465 0 26.772.492 284.287 0
SN | 16.997.414 23.512.811 22.708.372 -804.439 8.958 22.708.372 -804.439 8.958
RP | 17.854.316 17.325.107 17.485.085 159.978 25.865 17.484.776 159.670 28.643
ST 9.962.764 14.218.450 13.731.835 -486.615 5350 13.731.835 -486.615 5.350
SH| 12.514.136 11.914.287 11.994.589 80.303 0 11.978.042 63.756 1.256
TH 9.141.364 12.995.472 12.582.118 -413.354 4909 12.582.118 -413.354 4.909
BB 9.966.108 13.408.104 12.989.500 -418.604 5.115 12.989.500 -418.604 5.115
MV 6.888.951 9.690.222 9.241.238 -448.984 3.583 9.241.238 -448.984 3.583
SL 6.040.685 6.329.226 6.362.256 33.030 2.141 6.362.256 33.030 2.141
BE | 17.999.419 22.183.697 22.117.148 -66.549 9.161 22.117.148 -66.549 9.161
HH | 10.838.245 9.796.241 9.901.455 105.214 0 9.903.976 107.735 0
HB 5.019.211 5.677.954 5.707.692 29.739 1.802 5.707.692 29.739 1.802
> | 382.027.689 382.027.689 382.017.681 -10.007 -10.007 382.028.362 673 673

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

3.3.2.3. Schaffung neuer Bundeserganzungszuweisungen

Die Schaffung einer neuen BEZ, die die Mittelverteilung der Gemeinschaftsaufgabe
~Wirtschaftsstruktur® auffangt, wirkt sich naturgemaf nicht kassenmallig aus. Die
Konsequenzen aus der Wahl unseres Verteilungsschlissels wurden zwar bereits

oben diskutiert, sind in der Tabelle 29 jedoch zum Vergleich nochmals wieder
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gegeben. Bei der Schaffung einer neuen BEZ ist allerdings zu beriicksichtigen, daf3

bei dieser die Kofinanzierung ganz aufgehoben oder in eine Zweckbindung der Mittel

uberfihrt werden kann.

Tabelle 29: Integration der GA-Mittel als Bundeserganzungszuweisung

Grundbedarf: nach Einwohnern,
Einnahmen Ausgangsverteilung Sonderbedarf:
vor LFA . der GA-Mittel Kombinationsindikator BIP und
o | nachPro- | Einnahmen Arbeitslosigkeit
& | Kopf-Ust- | nachLFA , , Ver-
§ | Verelung | e oA | machLFa ach LFA énde-
zzgl. . .
S| Ggioa | wiscran | wdoez | G ez |G| 10
i zzgl. zzgl.
Wirtschaft Wirgt]schaft betrags- WiIS[]SChaft beéré\gs—
in Tsd. DM
NW | 84.964.819 77.944.595 77.944.595 0 0 77.929.931 -14.664 0
BY | 57.864.120 52.177.683 52.177.683 0 0 52.199.221 21.539 0
BW | 50.502.996 45.127.758 45.127.758 0 0 45.167.701 39.943 0
NI 34.116.750 33.237.878 33.237.878 0 0 33.201.381 -36.497 0
HE | 31.356.391 26.488.205 26.488.205 0 0 26.502.385 14.181 0
SN | 16.997.414 23.512.811 23.512.811 0 0 23.507.520 -5.292 0
RP | 17.854.316 17.325.107 17.325.107 0 0 17.326.218 1.111 0
ST 9.962.764 14.218.450 14.218.450 0 0 14.234.824 16.374 0
SH| 12.514.136 11.914.287 11.914.287 0 0 11.899.754 -14.532 0
TH 9.141.364 12.995.472 12.995.472 0 0 13.034.841 39.369 0
BB 9.966.108 13.408.104 13.408.104 0 0 13.408.326 222 0
MV 6.888.951 9.690.222 9.690.222 0 0 9.562.661 -127.561 0
SL 6.040.685 6.329.226 6.329.226 0 0 6.319.087 -10.139 0
BE | 17.999.419 22.183.697 22.183.697 0 0 22.260.584 76.887 0
HH | 10.838.245 9.796.241 9.796.241 0 0 9.802.801 6.560 0
HB 5.019.211 5.677.954 5.677.954 0 0 5.670.452 -7.501 0
> | 382.027.689 382.027.689 382.027.689 0 0 382.027.689 0 0

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

3.3.2.4. Berucksichtigung in der Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl

Die Integration der GA-Mittel in die Finanzkraft — und Ausgleichsmef3zahl ist von den
bislang vorgestellten Varianten diejenige mit den geringsten kassenmalligen
Abweichungen vom Status quo (s. Tabelle 30). Dies gilt auch fur die Verteilung der
Mittel nach unserem Alternativschlissel. Auffallig ist der vergleichsweise starke
Anstieg der Fehlbetrags-BEZ. Die Ursache dafir liegt in der allgemeinen Erhéhung

der Summe der FinanzkraftmefRRzahlen.

Eindeutige Gewinner sind jedoch nicht diejenigen Lander, deren Fehlbetrags-BEZ
steigen, sondern die finanzstarken Lander, deren Ausgleichslasten aufgrund des

Garantieniveaus im LFA sinken. Die finanzschwachen Lander hingegen verlieren nur
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geringfugig, da ihre Verteilungsposition durch das zweite, vom Bund garantierte

Ausstattungsniveau abgesichert ist

Tabelle 30: Integration der GA-Mittel unter Berilicksichtigung der Zuweisungen in der
Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl

] Grundbedarf: nach Einwohnern,
Einnahmen Ausgangsverteilung Sonderbedarf:
VOrLFA der GA-Mittel Kombinationsindikator BIP und
g | nachPro- | Einnahmen Arbeitslosigkeit
& | Kopf-ust- | nachLFA = Ver- | _. Ver-
2 | Verteilun und BEZ | Einnahmen x Einnahmen }
4 9 ande- ande-
T und BEZ zzgl. GA nach LFA . nach LFA .
= : Gewinn/ | rung Gewinn/ | rung
3 zzal. GA Wirtschaft und BEZ und BEZ
@ 29 Verlust | Fehl- Verlust | Fehl-
Wirtschaft 2zgl. GA betrags-| 229 GA betrags-
Wirtschaft BE7Z Wirtschaft BE7
in Tsd. DM
NW | 84.964.819 77.944.595 77.990.175 45.580 0 77.974.843 30.248 0
BY | 57.864.120 52.177.683 52.221.676 43.993 0 52.242.764 65.081 0
BW| 50.502.996 45.127.758 45.172.013 44.256 0 45.212.204 84.446 0
NI'| 34.116.750 33.237.878 33.237.878 0 0 33.201.381  -36.497 0
HE | 31.356.391 26.488.205 26.523.519 35.315 0 26.534.050 45.846 0
SN | 16.997.414 23.512.811 23.507.799 -5.012 45.113 23.502.534 -10.278 44.874
RP | 17.854.316 17.325.107 17.325.107 0 0 17.326.218 1.111 0
ST 9.962.764 14.218.450 14.215.426 -3.025 27.221 14.231.718 13.268 27.957
SH| 12.514.136 11.914.287 11.914.360 73 0 11.899.844  -14.442 0
TH 9.141.364 12.995.472 12.992.862 -2.610 23.486 13.032.035 36.563 25.257
BB 9.966.108 13.408.104 13.405.445 -2.659 23.927 13.405.667 -2.437 23.937
MV 6.888.951 9.690.222 9.687.581 -2.641 23.769 9.560.658 -129.564 18.029
SL 6.040.685 6.329.226 6.329.154 -72 644 6.319.066 -10.160 187
BE | 17.999.419 22.183.697 22.182.352 -1.346 12.110 22.258.854 75.157 15.569
HH | 10.838.245 9.796.241 9.805.957 9.716 0 9.812.575 16.334 0
HB 5.019.211 5.677.954 5.677.423 -530 4.772 5.670.316 -7.638 1.228
> | 382.027.689 382.027.689 382.188.728 161.039 161.039 382.184.727 157.039 157.039

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

3.3.2.5. Berucksichtigung des Grundbedarfs in der Umsatzsteuerverteilung und des

Wenn flr

Sonderbedarfs in der Finanzkraft- und Ausgleichsmef3zahl

Grundbedarf und Sonderbedarf unterschiedliche

Integrationswege

beschritten werden, kann — wie bereits erwahnt — die bisherige Verteilung nicht
fortgeschrieben werden, da sie keine Aufteilung in Grund- und Sonderbedarfe
vorsieht. Deswegen enthalt die Tabelle 31 lediglich die entsprechenden Werte fir
den Alternativschliissel. Vergleicht man die Auswirkungen der Einstellung des
Grundbedarfs in die Umsatzsteuer mit der Berucksichtigung in der Finanzkraft- und
Ausgleichsmef3zahl, so sind keine einheitlichen Verteilungswirkungen zu entdecken.
Die Differenzen liegen bei maximal 4 Mio. DM (Berlin). Die Ursache ist das geringe

Volumen des Grundbedarfs, bei der Gemeinschaftsaufgabe ,Wirtschaftsstruktur®
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liegt er nach dem vorgeschlagenen Schlissel bei weniger als 10 % des Gesamt-

volumens.

Die Vorteile der Einbeziehung in die Umsatzsteuer, namlich die erreichten Verein-
fachungen und die damit einhergehende Entflechtung zwischen Bund und Landern,

bleiben jedoch weiterhin erhalten.

Tabelle 31: Integration der GA-Mittel unter Berlcksichtigung des Grundbedarfs in
der Umsatzsteuerverteilung und des Sonderbedarfs in der Finanzkraft-

und Ausgleichsmel3zahl

Grundbedarf: nach Einwohnern,
Einnahmen Sonderbedarf:
vor LFA . Kombinationsindikator BIP und
o | nachPro- | Einnahmen Arbeitslosigkeit

& | Kopf-ust- | nachLFA Ver-

2 | Verteilung und BEZ | Einnahmen Ande-

o und BEZ z;gl. GA nach LFA Gewinn/ | rung

2 zzgl. GA Wirtschaft und BEZ Verlust Fehl-
Wirtschaft V%/izrgt];cﬁ;t betrags-

BEZ

in Tsd. DM

NW /| 84.964.819 77.944595 77.971.283 26.689 0
BY | 57.864.120 52.177.683 52.239.826 62.143 0
BW| 50.502.996 45.127.758 45.209.316 81.558 0
NI | 34.116.750 33.237.878 33.200.763 -37.115 -381
HE | 31.356.391 26.488.205 26.537.784 49.579 0
SN | 16.997.414 23.512.811 23.502.036 -10.776 44.852
RP | 17.854.316 17.325.107 17.325.904 797 -194
ST 9.962.764 14.218.450 14.231.402 12.952 27.943
SH| 12.514.136 11.914.287 11.899.822 -14.465 0
TH 9.141.364 12.995.472 13.031.769 36.297 25.245
BB 9.966.108 13.408.104 13.405.494 -2.609 23.929
MV 6.888.951  9.690.222  9.560.455 -129.767 18.020
SL 6.040.685 6.329.226 6.318.954 -10.272 182
BE | 17.999.419 22.183.697 22.262.911 79.214 15.753
HH| 10.838.245 9.796.241  9.814.227 17.986 0
HB 5.019.211 5.677.954 5.671.244 -6.710 153
> | 382.027.689 382.027.689 382.183.190 155.502 155.502

Quelle: ZDL, Statistisches Bundesamt, eigene Berechnungen.

3.4. Kompensationsmodelle fir Mischfinanzierungstatbestande

Im nachfolgenden werden zunachst einige grundsatzliche Uberlegungen zu
potentiellen Kompensationsmodellen angestellt (3.4.1.). Daran schlie3en sich einige

Bemerkungen zum weiteren Vorgehen an (3.4.2.).
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3.4.1. Grundsatzliches zu Kompensationsmodellen

Bei den Kompensationsmodellen wird von der Hypothese ausgegangen, dal3 die
vordringliche Zielsetzung in einem Abbau der Mischfinanzierungstatbestéande
gesehen wird. So fuhrt der Abbau bzw. die vdllige Abschaffung einzelner (oder aller)
Gemeinschaftsaufgaben zu einer Verringerung respektive einem Wegfall der
Zahlungen des Bundes an die Lander. Dieser Abbau des vertikalen Mitteltransfers
lieRe sich dadurch kompensieren, daf3 der Bund im Gegenzug einerseits die BEZ
aufstockt und diese Zahlungen indikatorbasiert Uber die Bundeslander verteilt. Diese
indikatorengestitzten Modelle koénnen selbstverstandlich auch Uber andere
institutionelle Regelungen wirksam werden, wie sie beispielsweise unter 3.3.2.4.

dargestellt worden sind.

Andererseits konnen die Beteiligungsquoten des Bundes bei den Geldleistungs-
gesetzen bzw. den Finanzhilfen — soweit zum Mittelausgleich notwendig — erhdht
werden. Aus der o.a. Zielsetzung heraus bewirken derartige Kompensationsmodelle
einen gleichgerichteten Abbau von Mischfinanzierungstatbestanden, der
insbesondere dann augenfallig ist, wenn die Beseitigung einer Gemeinschafts-
aufgabe zugleich durch eine 100%-ige Bundesfinanzierung eines (oder mehrerer)
Geldleistungsgesetze(s) bzw. einer (oder mehrerer) Finanzhilfe(n) kompensiert
werden kann. Praktisches Beispiel fir eine derartige Strategie ist die in der
Einleitung erwahnte Abschaffung der durch den Bund an die La&nder gewahrten
Finanzhilfen far Investitionen in Krankenhauser. Als Kompensation Gbernahm der
Bund die Auszahlung der Wohnungsbaupramie und der Sozialversicherungsbeitrage
fur Behinderte zu 100 %, er leistete fur 1985 eine einmalige Finanzzuweisung in
Hohe des Differenzbetrages und ab 1986 einen Festbetrag an die Lander in Hohe
von 280 Mio. DM.

Der Vorteil derartiger Kompensationslosungen fur die Lander lage darin, daf3 die
bisher kofinanzierten Mittel der GA nunmehr den Landern als frei verwendbare Mittel
verbleiben wirden. Inwiefern mit einem Anstieg der Beteiligungsquote des Bundes
bei den Ausgaben fir Geldleistungsgesetzen und Finanzhilfen eine Verringerung des
Landereinflusses auf eben diese Leistungen verbunden sein mag, soll hier nicht

weiter analysiert werden.

% Ebenfalls sollen die verfassungsrechtlichen Aspekte einer solchen Vorgehensweise ausgeklam-
mert bleiben.
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Voraussetzung fur die politische Akzeptanz aller Kompensationsmodelle durfte sein,
ob diese geeignet sind, die bisherige Mittelverteilung tber die Lander zumindest
anndhernd zu gewabhrleisten. Der Wegfall einzelner Gemeinschaftsaufgaben bzw.
Finanzhilfen kann also nur dann befriedigend kompensiert werden, wenn im
entsprechenden quantitativen Umfang ahnlich (ber die Lander streuende
Indikatorenmodelle, Geldleistungsgesetze oder Finanzhilfen gefunden werden
konnen, wobei gegebenenfalls ein gewisser Spitzenausgleich wie im obigen Beispiel
vorgesehen werden konnte. Je starker also die beiden letztgenannten Mischfinanzie-
rungstatbestande mit der Streuung einzelner Gemeinschaftsaufgaben Uber die
Lander korrelieren, um so besser wird die Abbildung der Status-quo-Verteilung

gelingen kdnnen.

Um einen Uberblick Uber potentielle Mischfinanzierungen, die zu einer
Kompensation herangezogen werden kénnen, zu bekommen, ist es zunachst
sinnvoll, deren Korrelationskoeffizienten zu analysieren. Ist ein nur geringer
statistischer Zusammenhang zu konstatieren, kann eine solche Kompensation von
vornherein ausgeschlossen werden, sofern als Nebenbedingung eine annahernde
Konstanz der Mittelverteilung unter den Landern verlangt wird. Darlber hinaus ist,
wenn ein statistischer Zusammenhang vorliegt, zu prifen, inwieweit die
Mittelvolumina voneinander abweichen. Wenn dies der Fall ist, kann davon
ausgegangen werden, daf auch eine solche Kompensation alleine kaum zielfiihrend
sein wird. Nachfolgende Tabelle 32 zeigt eine Kreuztabellierung der Korrelations-

koeffizienten von neun Mischfinanzierungstatbestanden.



88

Tabelle 32: Korrelationskoeffizienten der Pro-Kopf-Zuweisungen verschiedener
Mischfinanzierungen Mittelwerte 1995 bis 1998

GA GA GAWirt- FHWoh- FH  FHGe- Geldl.: Geld.: gGeld.:
Hoch-  Agrar- schafts- nungs- Stadte- meinde- Wohn- Ausbil- ynter-
schulbau struktur struktur  bau bau  verkehr. geld d;J"ngs- haltsvor.
or
GA
Hochschulbau o
GA
Agrarstruktur 042 Lt
GA
Wirtschafts- 0,69 0,72 1,00
struktur

FH Wohnungs-

bau 0,72 0,68 0,94 1,00

FH Stadtebau 0,69 0,73 1,00 0,96 1,00

FH Gemeinde-
verkehrs- 0,26 0,06 0,36 0,23 0,32 1,00
finanzierung

Geldleistung:

Wohngeld 030 -029 -015 -003 -0,16  -0,09 1,00

Geldleistung:
Ausbildungs- 0,31 -0,39 -0,14 -0,05 -0,13 0,05 0,82 1,00
férderung
Geldleistung:

Unterhalts- 0,71 0,30 0,44 0,49 0,44 0,03 0,76 0,64 1,00
vorschufl3

Quelle: ZDL, eigene Berechnungen.

Festzustellen ist, dafl? insbesondere die Geldleistungsgesetze sowohl mit den
Finanzhilfen als auch mit Leistungen aus der Gemeinschaftsaufgabe einen sehr
geringen statistischen Zusammenhang besitzen (Ausnahme: GA Hochschulbau mit
Geldleistung Unterhaltsvorschul3). Anhand dieses Ergebnisses kann a priori eine
Kompensation von Mitteln aus den Gemeinschaftsaufgaben oder Finanzhilfen mittels
einer Erh6hung von Bundesmitteln flr die Ausgaben der Geldleistungsgesetze

ausgeschlossen werden.

Die Tabelle 32 vermittelt lediglich fur drei Kombinationsméglichkeiten eine sinnvolle
Kompensation, wobei lediglich Korrelationenskoeffizienten von tber 0,9 als hin-
reichend erachtet worden sind. Zum einen kénnen wegfallende Mittel aus der GA
~Wirtschaftsstruktur®* sowohl mit einer Erhéhung des Bundesanteils an der

Finanzhilfe ,Stadtebau” als auch ,Wohnungsbau“ kompensiert werden. Zum anderen
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ist ein Austausch der Finanzhilfen Stadtebau und Wohnungsbau aufgrund ihrer
positiven Korrelation denkbar. Letzteres steht allerdings nicht zur Debatte. Im
Ubrigen sind die Korrelationskoeffizienten fur die FH ,Gemeindeverkehrsfinanzie-
rung” gegenuber den GA so gering, dal3 diese FH aus den Kompensationsmodellen
ausgenommen worden ist. Darlber hinaus bestatigen die unten stehenden
Ausfuhrungen zur Kompensation der Finanzhilfen durch die Geldleistungsgesetze
die bereits dieser Tabelle zu entnehmenden schwachen Zusammenhénge in der

Streuung. Hierauf wird fallweise noch eingegangen werden.

Da zudem die Verteilung der Mittel der Gemeinschaftsaufgaben lber die Lander
Uberwiegend keinen systematischen Regeln folgt, sondern historisch gewachsen ist,
durften die festgestellten Korrelationen eher ein Zufallsprodukt sein. Aul3er der
gleichgerichteten Abbauwirkung in bezug auf die Mischfinanzierungstatbestande
kénnen weitergehende inhaltliche Begriindungen mangels entsprechender rationaler
Zusammenhange nicht gegeben werden. AufRerdem miufdte bei ernsthafter
Erwagung derartiger Kompensationsmodelle im einzelnen gepruft werden, mit
welcher Dynamik sich im Zeitablauf sowohl die Ausgaben fiir die abzuschaffenden
Gemeinschaftsaufgaben als auch die Ausgaben fur die Geldleistungsgesetze und
die Finanzhilfen entwickeln werden. Nur eine mittel- bis langerfristige Projektion kann

hier vor Uberraschungen schiitzen.

Die Diskussion der Verteilungsschlissel und der Umsetzungs-, Integrations- und
Kompensationsmdglichkeiten hat gezeigt, dall es aus einer theoriegeleiteten
Betrachtung heraus zahlreiche L6ésungsmoglichkeiten gibt, die zudem Uberwiegend
auch in verschiedenen Kombinationen eingesetzt werden konnen. Um einen
angemessenen Umfang des Gutachtens zu gewaéhrleisten, werden nicht alle
Maglichkeiten in ihren finanzwirtschaftlichen Detailwirkungen fir jeden Misch-

finanzierungstatbestand aufgezeigt.

3.4.2. Zum weiteren Vorgehen

Im folgenden werden die mit dem Auftraggeber abgestimmten Kompensations-
modelle dargestellt. Dabei handelt es sich um indikatorgestiitzte Zuweisungen, die —
wie bereits erwéhnt — institutionell unterschiedlich integriert werden kénnen. Bei den
Ubrigen Kompensationsmodellen handelt es sich erstens um die Erhéhung der

Umsatzsteueranteile der Lander, zweitens um die Kompensation mittels der
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Erhbéhung der Finanzierungsquoten des Bundes bei den Ausgaben fur die Geld-
leistungsgesetze und bei den Gemeinschaftsaufgaben zuséatzlich um eine Kompen-
sation Uber die Finanzhilfen.

Um einerseits eine Vergleichbarkeit der beispielhaften Ausfuhrungen zur GA
~Wirtschaftsstruktur® und andererseits zu den nachfolgenden Berechnungen zu
ermdglichen, werden unter 3.4.3. nochmals Berechnungen fir diese GA auf der
Grundlage der Mittelwerte fir die Zuweisungen des Bundes in den Jahren 1995 bis
1998 durchgefihrt. Fur die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kustenschutzes (siehe 3.4.4.) und die Gemeinschaftsaufgabe Ausbau und
Neubau von Hochschulen einschlief3lich der Hochschulkliniken (siehe 3.4.5.) werden
entsprechend den Schwerpunktsetzungen durch den Auftraggeber jeweils die ver-
wendeten Verteilungsschlissel kurz beschrieben und diskutiert sowie die Streuung
der Modelle im Verhaltnis zum Status quo (Mittelwerte von 1995 bis 1998) analysiert,
wobei die zugehorigen Tabellen — in ihrer Numerierung jeweils beginnend mit dem
zugehorigen Gliederungspunkt — im Anhang aufgefuhrt werden. Anschlie3end an die
Untersuchungen Zu den Gemeinschaftsaufgaben werden noch
Kompensationsmodelle fur die Finanzhilfen Wohnungsbauférderung (3.4.6.),
Stadtebausanierung (3.4.7.) und Gemeindeverkehrsfinanzierung (3.4.8.) entwickelt

bzw. in ihren Auswirkungen untersucht.

Die Tabellen im Anhang bestehen aus zwei Grundtypen; in dem ersten Typus sind
spaltenweise die 16 Bundeslander, die gesamte BundesgrolRe sowie Bemerkungen
zu den einzelnen Variablen enthalten. Der zweite Typus umfal3t die entsprechend
definierten L&ndergruppen (finanzstarke westdeutsche Flachenlander, finanz-
schwache westdeutsche Flachenléander, ostdeutsche Flachenl&nder, westdeutsche
Stadtstaaten, Berlin, Insgesamt, nachrichtlich: Brandenburg und fallweise einen Ost-
West-Vergleich). Der vertikale Aufbau beginnt jeweils mit einem vorgeschalteten all-
gemeinen Informationsblock Gber die Einwohnerzahlen 1998, den Einwohner-
durchschnitt 1995 — 1998 sowie den Status quo in der Mittelverteilung im Mittelwert
der Jahre 1995 — 1998, erganzt um die Werte in DM pro Einwohner und in vH des
Durchschnitts je Einwohner. Fallweise werden notwendige Zusatzinformationen
prasentiert. An diesen allgemeinen Informationsblock schlieRen sich dann die
Kompensationsmodelle an, bei denen die Zeile ,Gewinne und Verluste gegenuber
Ausgangsverteilung in Mio. DM* — also gegenuber dem Mittelwert der Jahre 1995 bis

1998 — von besonderem Interesse ist.
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Gegeniber dem Vergleich zur jahresbasierten Berechnung der Gewinne und
Verluste (also gegenuber den Werten von 1998), weist die Berechnung aufgrund der
Mittelwerte den Vorteil auf, dal3 die erhebliche Streuung der Zuweisungen Uber
einzelne Haushaltsjahre ausgeglichen wird. Die Mittelwertbetrachtung mildert also
jahrliche Sonderentwicklungen ab. Quantitativ werden die Gewinne und Verluste
gegenuber der Jahresbetrachtung unter Zugrundelegung des Haushaltsjahres 1998
dadurch tendenziell etwas hoher ausgewiesen. An der qualitativen Aussage &ndert

dies jedoch nichts.*?

3.4.3. Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur®

3.4.3.1. Indikatorgestiutzte Zuweisungen

Im folgenden sollen die Indikatoren ,Bruttoinlandsprodukt* (BIP-Indikator) und ,Be-
schaftigung” (Beschaftigungsindikator) einer nédheren Analyse unterzogen werden.
Erganzend dazu wird in einer ersten Variante eine Indikatorenkombination simuliert;
in einer zweiten Variante erfolgt dann noch eine Optimierung der Indikatoren-

kombination, um die Anpassung an den Status quo zu verbessern.

Die Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-1 zeigt die Streuung der GA ,Wirtschaftsstruktur” tber
die 16 Bundslander (Zeile 3). Bei Anwendung des BIP-Indikators ,Differenz zu 100
vH des Bundesdurchschnitts® ergeben sich in der Zeile 16 die ,Gewinne und
Verluste gegenuber der Ausgangsverteilung in Mio. DM“. Die Spanne in dieser
Streuung Uber die Lander geht von + 270,69 Mio. DM (NI) bis — 300,72 Mio. DM
(BE). Wahrend in der Landergruppenanalyse (Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-2) vor allem
die finanzschwachen westdeutschen Flachenlander gewinnen, verlieren die NBL
deutlich, wobei Berlin den maximalen Verlust aufweist. Dabei stehen leichten
Gewinnen von ST, TH und MV mittlere Verluste von BB (- 90,66 Mio. DM) und SN
(- 150,7 Mio. DM) gegenuber.

Wird die Differenz nur zu 90 vH des Bundesdurchschnitts zugrunde gelegt,
verbessert sich die Position der NBL nachhaltig bei nunmehr geringen Verlusten
Brandenburgs (- 8,6 Mio. DM), allerdings verliert Berlin seine gesamten Mittel aus
der GA ,Wirtschaftsstruktur®. Diese Tendenz andert sich nur zu lasten von
Brandenburg (- 61,16 Mio. DM), wenn lediglich die Differenz zu 80 vH des

% Dem Auftraggeber wurden fir den Jahresvergleich Prognosen des Haushaltsjahres 2000 geliefert.
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Bundesdurchschnitts ausgeglichen wird. Der BIP-Indikator liefert damit eine
insgesamt wenig befriedigende Verteilung sowohl innerhalb als auch uber die
verschiedenen Landergruppen.

Wird anstelle des BIP-Indikators die Arbeitslosenquote verwendet (siehe Anhang-
Tabelle 3.4.3.1.-3) und die Differenz zu 100 vH des Bundesdurchschnitts zugrunde
gelegt, dann verandert sich die Spanne der Gewinne und Verluste tber die Lander
nur geringfugig von + 240,04 Mio. DM (ST) bis — 290,83 Mio. DM (SN). Leichten
Verlusten bei den NBL (- 25,13 Mio. DM) stehen in der La&ndergruppenanalyse
(siehe Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-4) deutliche Gewinne von Berlin und den
westdeutschen Stadtstaaten gegentber. Allerdings ist wiederum die Verteilung
innerhalb der Landergruppe unbefriedigend, denn den mittleren Verlusten von BB
und starken Verlusten von SN stehen mittlere und hohe Gewinne von MV bzw. ST
gegenuber. Eine Erhdéhung der Differenz auf 105 vH bzw. 110 vH verbessert zwar
die Gesamtposition der NBL, aber es bleibt bei den starken Verlusten von SN
(- 283,09 bzw. 294,28 Mio. DM) und erheblichen EinbuRen zu lasten BB (- 46,64
bzw. - 46,62 Mio. DM).

In der Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-5 werden die Ergebnisse fir einen Kombina-
tionsindikator prasentiert. Dabei gehen mit 2,5 % gewichtet der Anteil am Fehlbetrag
zu 100 vH des BIP, mit 50,5 % gewichtet der Anteil am Fehlbetrag zu 88 vH des BIP,
mit 13 % gewichtet der Anteil der Arbeitslosen insgesamt und zu 34 % gewichtet der
Anteil der Arbeitslosen an der Differenz zu 100 vH des Bundesdurchschnitts ein. Bei
Anwendung dieses Kombinationsindikators verringert sich die Spanne der Gewinne
und Verluste Uber die Lander deutlich und liegt zwischen + 149,12 Mio. (ST) und —
159,63 Mio. DM (SN). In der Landergruppenanalyse (siehe Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-
6) stehen leichten Gewinnen der NBL deutliche Verluste von Berlin gegentiber. Auch

diese Kombination ist nicht in der Lage, den Status quo befriedigend abzubilden.

Im nachfolgenden Ansatz wurde deshalb eine optimierte Indikatorenkombination
untersucht. Ohne Aufspaltung in einen Grund- und Sonderbedarf liefert allerdings
auch diese optimierte Kombination noch keine brauchbaren Ergebnisse (siehe die
Zeile 65 in Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-7). Erst das Ergebnis nach Differenzierung
zwischen Grund- und Sonderbedarf (Zeile 98) reduziert die Spanne der Gewinne
und Verluste recht deutlich auf + 58,72 Mio. DM (TH) bis - 109,54 Mio. DM (SN). In
der Landergruppenanalyse (siehe Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-8) stehen leichten
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Verlusten der NBL ebensolche Gewinne von Berlin gegenuber. Allerdings verlieren
innerhalb der NBL immer noch SN stark und BB mittelschwer (- 39,61 Mio. DM).
Innerhalb der Gruppe der NBL sind beide Lander durch den Status quo offenbar so
beglnstigt, daf? dies durch indikatorgestitzte Modelle nicht annahernd abgebildet

werden kann.

Um den Aspekt einer dynamischen Betrachtung Rechnung zu tragen, sei im
folgenden lediglich verbal angemerkt, dal3 indikatorgestiitzte Modelle gegeniber
dem Status quo den Vorteil aufweisen, dal3 eine Indikatorverbesserung — z.B. ein
starkes Wirtschaftswachstum in den NBL — neben den verédnderten Verteilungs-
wirkungen Uber die Bundeslander auch zur Folge haben, dal3 der gesamte
Mittelbedarf fir die GA ,Wirtschaftsstruktur® sinkt. Unterstellt man ein Szenario mit
einem Ausgleich der Differenz zu 90 vH des bundesdurchschnittlichen BIP, ein
1 %iges Wachstum des BIP in den Westlandern und ein (zwar wenig realistisches,
aber zur Verdeutlichung unterstelltes) 15 %iges Wachstum des BIP in den NBL,
dann sinkt beispielsweise der Mittelbedarf um 767,4 Mio. DM. Entsprechende
Wirkungen koénnen auch fir eine deutliche Verbesserung der Beschaftigungs-
situation in den NBL und selbstversténdlich auch fur die Kombinationsindikatoren

aufgezeigt werden.

3.4.3.2. Kompensation Uber Umsatzsteueranteile

Die Anhang-Tabelle 3.4.3.2.-1 verdeutlicht erneut die starken Mittelverluste, die
insbesondere bei den NBL einschliel3lich Berlin auftreten. Die Spanne der Gewinne
und Verluste geht von + 706,8 Mio. DM (NW) bis zu — 951,26 Mio. DM (SN) und fallt
noch deutlich hoher aus als bei dem schlechtesten Indikatormodell (BIP-Indikator,
Differenz zu 100 vH des Bundesdurchschnitts; siehe Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-1).
Auch die Anhang-Tabelle 3.4.3.2.-2 belegt die entsprechende nicht akzeptable
Streuung Uber die Erhdohung der Umsatzsteueranteile. Deutlichen Verlusten der
ostdeutschen Flachenl&nder und Berlins stehen extrem hohe Gewinne insbesondere

der westdeutschen Stadtstaaten und finanzstarken Flachenlander gegenuber.

3.4.3.3. Kompensation Uber Geldleistungsgesetze

VolumenmaRig sind die Kompensationen uber einzelne Geldleistungsgesetze nicht
ausreichend, um die GA ,Wirtschaftsstruktur® ganzlich zu ersetzen. So verbleibt
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auch bei der Kompensation tber die Geldleistung ,Wohngeld“ noch ein Restbetrag
von rund 525 Mio. DM, der dann Uber einen Spitzenausgleich zu beseitigen wére
(siehe Anhang-Tabelle 3.4.3.3.-1). Bei Vernachlassigung dieser Differenz ergibt sich
eine Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander von + 785,1 Mio. DM
(NW) bis zu — 974,0 Mio. DM (SN), wobei starke Verluste bei den NBL,
insbesondere Sachsen und Brandenburg, auftreten (siehe auch Anhang-Tabelle
3.4.3.3.-2). Damit fallt die Streuung &hnlich schlecht aus wie bei der Kompensation
Uber die Umsatzsteueranteile. Prinzipiell findet damit die obige Aussage beziglich
der schlechten Korrelationen zwischen der GA ,Wirtschaftsstruktur® und den Geld-
leistungsgesetzen volle Bestatigung, wobei die Geldleistung ,Unterhaltsvorschuf3®
sehr bedingt auszunehmen ist. Sie reicht allerdings allein genommen zur

Kompensation bei weitem nicht aus.

3.4.3.4. Kompensation tber Finanzhilfen

Bei der Kompensation Uuber die FH ,Wohnungsbau“ (siehe Anhang-Tabelle
3.4.3.4.-1) wirde eine Erhéhung der Finanzierungsquote des Bundes auf ca. 80 %
gerade den Ausfall infolge der Abschaffung der GA ,Wirtschaftsstruktur®
ausgleichen. Trotz der oben festgestellten relativ starken Korrelation (siehe Tabelle
32) resultiert eine Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander von
+ 614,72 Mio. DM (NW) bis - 827,38 Mio. DM (SN). Wiederum sind die eindeutigen
Verlierer die NBL, neben Sachsen insbesondere Brandenburg (siehe Anhang-
Tabelle 3.4.3.4.-2). Auch hier ahnelt die Streuwirkung der Erhdhung der Umsatz-
steueranteile und erscheint daher nicht akzeptabel. Wirde man die Finan-
zierungsquote nach West- und Ostlandern differenzieren (71 % fir West- und 100 %
fur Ostlander), ergibt sich eine wesentlich verbesserte Streuwirkung, wobei die ho-
here Finanzierungsquote fur die Ostlander mit teilungsbedingten Sonderlasten
begriindbar erschiene. Es bleibt allerdings zu konstatieren, dal3 auch dann noch die

NBL (vor allem SN und BB) stark verlieren.

Die Kompensation dber die FH ,Investitionsférderungsgesetz“ und ,Stadtebau” ist
weder allein noch in Kombination ausreichend, um die GA ,Wirtschaftsstruktur
ganzlich abzuschaffen (siehe Anhang-Tabellen 3.4.3.4.-3 und 4). Zusatzliche
Kompensationen Uber Geldleistungsgesetze scheitern an den fehlenden engen
Korrelationen. Allein anndhernd ausreichend ware hier eine Kompensation tber die

FH ,IFG* und ,Stadtebau” sowie eine Anhebung der Finanzierungsquote des Bundes
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bei der FH ,Wohnungsbau“ zugunsten der Ostlander auf 100 %. Die Spanne der
Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander ware mit + 222,21 (BE) und - 84,69
(SN) vergleichsweise gering und nur etwas schlechter als in dem kombinierten und
optimierten Indikatorenmodell mit differenzierten Grund- und Sonderbedarf (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.3.1.-7). Die verbesserte Anpassung wird allerdings erkauft durch
eine Ost-West-Differenzierung, wobei Brandenburg immerhin noch 23,8 Mio. DM
einbuft.

3.4.4. Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der Agrarstruktur und des
Klstenschutzes*

Fur eine schlusselorientierte Neuverteilung der Mittel aus der GA ,Agrarstruktur” wird
zunachst auf die ausgewiesene Aufteilung der Mittel in der Ausgangssituation
zurtckgegriffen, wobei die Zuweisungen infolge der Verbesserung des Kusten-
schutzes zu separieren sind. Eine Neuberechnung der Mittel fur die Verbesserung
des Kustenschutzes wird nicht vorgenommen, da sie von ihrer Gré3enordnung her

unbedeutend sind.

3.4.4.1. Indikatorgestitzte Zuweisungen

Fur eine mdgliche Neuverteilung der Mittel zur Verbesserung der Agrarstruktur
kommen folgende Indikatoren in Frage:

- Land- und forstwirtschaftliche Nutzflache (Wald und Feld mit unterschiedlichen
Gewichtungen),

- Bruttowertschopfung des Agrarsektors,
- Standardbetriebseinkommen,

- AK-Einheiten und ein

- kombinierter Indikator.

Der Indikator Land- und forstwirtschaftliche Nutzflache beriicksichtigt die jeweiligen
absoluten Nutzflachen beider Nutzungsarten. Diese kdnnen mit einer unterschied-
lichen Gewichtung Bericksichtigung finden. Ferner ist es denkbar, die jeweiligen

Nutzflachen auf die Gesamtflache eines Bundeslandes zu beziehen.

Als weiteres Kriterium konnte die Bruttowertschopfung des Agrarsektors — wie sie
aus den Berechnungen zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung hervorgeht —

herangezogen werden. Hierbei ist jedoch darauf Ricksicht zu nehmen, dal? dieser
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Indikator in den letzten Jahren insbesondere in den neuen Bundeslandern

erheblichen Veranderungen unterworfen war.

Das Standardbetriebseinkommen ist ein unter Verwendung von statistischen Quellen
berechnetes Einkommen zur Kennzeichnung der wirtschaftlichen GroRe der
Betriebe. Die Berechnung stlitzt sich auf die einzelnen betrieblichen Produktions-
zweige ermittelten Standarddeckungsbeitrdge je Erzeugungseinheit (Flache in ha,
Tiere in Stuck). Dieser Standarddeckungsbeitrag ist die mittels standardisierter
Verfahren errechnete Differenz zwischen der jeweiligen geldlichen Leistung
(erzeugte Menge mal zugehoériger Preis) und den zurechenbaren (veranderlichen)
Kosten. Das so berechnete Standardbetriebseinkommen entspricht — vom Konzept
her — etwa der in Rahmen der VGR berechneten Nettowertschopfung zu
Faktorkosten. Bei dem Indikator ,Standardbetriebseinkommen® wird nicht auf eine
DurchschnittsgroRe o.a. — mittels derer man Aussagen Uber die Struktur der
landwirtschaftlichen Betriebe treffen kdnnte —, sondern auf die Summe der

Standardbetriebseinkommen aller Betriebe in einem Bundesland zuriickgegriffen.

Unter AK-Einheiten wird die Mal3einheit fur die Arbeitsleistung einer im Berichts-
zeitraum mit betrieblichen Arbeiten vollbeschaftigten und nach ihrem Alter voll
leistungsfahigen Person verstanden. Diese Maldeinheit errechnet sich aus der je
Arbeitskraft fir den Arbeitsbereich ,Betrieb (ohne Haushalt des Betriebsinhabers)*
angegebenen Arbeitsleistung, die an der Arbeitszeit (Zahl der Wochen, Zahl der
durchschnittlichen wdchentlichen Arbeitsstunden) gemessen wird. Dabei wird die an
der betrieblichen Arbeitszeit gemessene Arbeitsleistung einer mit betrieblichen
Arbeiten vollbeschaftigten Arbeitskraft im Alter von 16 Jahren bis unter 65 Jahren mit
1,0 AK-Einheiten, im Alter von 15 Jahren mit 0,5 AK-Einheiten, im Alter von 65 oder
mehr Jahren mit 0,3 AK-Einheiten bewertet. Der Betriebsinhaber selbst und die 65
Jahre und dalteren standig familienfremden Arbeitskrafte erhalten keinen alters-
abhangigen Abzug. Entsprechend wird die Arbeitsleistung jeder mit betrieblichen
Arbeiten teilbeschaftigten Arbeitskraft an der durchschnittlichen Arbeitsleistung der
vollbeschaftigten mannlichen Arbeitskrafte gemessen und mit Bruchteilen einer AK-
Einheit bewertet. Der von uns konstruierte Indikator AK-Einheiten bezieht sich stets

auf die AK-Einheiten im jeweiligen Bundesland.

Eine Aufteilung der Mittel in Grund- und Sonderbedarf erscheint bei der gegebenen

Verteilungsstruktur unvermeidlich, insofern kénnen die oben bereits diskutierten
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Integrationsmoglichkeiten voll ausgeschdpft werden. Im Rahmen der kombinierten
Indikatoren sind vielfaltige Kombinationsmoglichkeiten denkbar. Um diese
einzugrenzen, werden im folgenden nur solche dargestellt, die die Varianz der
Abweichungen vom Status quo minimieren. Die entsprechenden Gewichtungen der
Einzelindikatoren, die diese Bedingung erfillen, kann im Anhang der Tabelle

3.4.4.1.-1 entnommen werden.

In dieser Tabelle kdnnen die Streuwirkungen der verschiedenen Indikatoren Gber die
16 Bundeslander jeweils im Verhaltnis zum Status quo abgelesen werden. In den
Modellen der Einzelindikatoren, aber auch bei dem Kombinationsindikator ,AK zu
50 % und Flache zu 50 %" wird eine insgesamt unbefriedigende Anpassung erreicht.
In der L&andergruppenanalyse verlieren hier insbesondere die ostdeutschen
Flachenlander, wahrend die westdeutschen Flachenlander deutliche Gewinne zu
verzeichnen haben (siehe Anhang-Tabelle 3.4.4.1.-2). Als jeweils gro3ter Verlierer
erweist sich das Land Brandenburg, wobei sich die Verluste je nach Modell zwischen
- 161,66 Mio. DM (AK-Einheiten) und - 87,58 Mio. DM (Flachenindikator) bewegen.

Eine deutlich verbesserte Anpassung an die Streuwirkungen im Status quo wird bei
allen Indikatormodellen erreicht, wenn die oben beschriebene Aufteilung nach all-
gemeinem Bedarf und Sonderbedarf vollzogen wird. Es verbleibt allerdings die
Tatsache, dal3 Brandenburg auch in diesen Modellen ausnahmslos der grolte
Verlierer ist. Die Verluste von mindestens 30 Mio. DM und deutlich mehr deuten
daraufhin, dal3 Brandenburg bei der Verteilung der Mittel der GA ,Agrarstruktur” so
stark begunstigt ist, dal3 kein Indikatormodell diese Begunstigung voll zu berick-

sichtigen vermag.

3.4.4.2. Kompensation tber Umsatzsteueranteile

Die Kompensation Uber eine Erhohung der Umsatzsteueranteile wird in der Anhang-
Tabelle 3.4.4.2.-1 Uber alle 16 Bundeslander wiedergegeben. Hier verzeichnet NW —
analog zur GA ,Wirtschaftsstruktur wegen seiner hohen Bevolkerungszahl — mit
+ 313,77 Mio. DM den grof3ten Gewinn, wahrend BB mit - 180,8 Mio. DM den
maximalen Verlust einfahrt. In der Analyse der L&andergruppen (siehe Anhang-
Tabelle 3.4.4.2.-2) zeigen sich die nun schon bekannten Umverteilungswirkungen zu
lasten der ostdeutschen Flachenstaaten (- 549,67 Mio. DM) und vor allem zugunsten

der finanzstarken westdeutschen Flachenstaaten (+ 386,47 Mio. DM) und Berlin
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(+ 110,96 Mio. DM). AulRerdem treten die ebenfalls bekannten Rickwirkungen tber
den LFA in engeren Sinne und die BEZ auf (+ 18,55 Mio. DM). Auch diese
Verteilungswirkungen sind wie bei der GA ,Wirtschaftsstruktur® nicht akzeptabel.

3.4.4.3. Kompensation tber Geldleistungsgesetze

Bei der GA ,Agrarstruktur® ist — im Gegensatz zur GA ,Wirtschaftsstruktur® — die
Kompensation tUber die Ausgaben fir die Geldleistung ,Wohngeld® in vollem Ausmal3
maoglich. In der Anhang-Tabelle 3.4.4.3.-1 sind die Streuwirkungen im einzelnen
dargestellt. Bei einem Kompensationsbetrag von 2.039,75 Mio. DM reicht die
Spanne der Gewinne und Verluste tber die Lander von + 426,59 Mio. DM (NW) bis
zu — 180,95 Mio. DM (BB). In der Landergruppenanalyse (siehe Anhang-Tabelle
3.4.4.3.-2) zeigen sich ahnliche Wirkungen wie bei der Erh6hung der
Umsatzsteueranteile: die ostdeutschen Flachenlander verlieren wiederum (- 534,64
Mio. DM), wahrend bei dieser Kompensation auch die westdeutschen Stadtstaaten
deutliche Gewinne (+ 117,07 Mio. DM) verzeichnen. Auf diese schlechten
Streuwirkungen deutete bereits der oben gezeigte Korrelationskoeffizient der GA
JAgrarstruktur® mit der Geldleistung ,Wohngeld“ hin ( - 0,29, siehe Tabelle 32). Mit
dem Hinweis auf ahnlich schlechte Korrelationskoeffizienten bei den Geldleistungen
»#Ausbildungsférderung” (- 0,39) und ,Unterhaltsvorschuf3“ (0,30) sowie deren nicht
ausreichendes Volumen erledigt sich eine ndhere Analyse der Ergebnisse der im

Anhang aufgefuhrten Tabellen.

3.4.4.4. Kompensation tber Finanzhilfen

Die Kompensation der GA ,Agrarstruktur® Gber die FH ,Wohnungsbau“ kann Uber
eine Aufstockung der Finanzierungsquote des Bundes von 33 % auf ca. 57 %
erreicht werden. Die Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Lander reicht von
+ 266,73 Mio. DM (NW) bis zu - 149,29 Mio. DM (BB; siehe Anhang-Tabelle 3.4.4.4.-
1). In der L&andergruppenanalyse (Anhang-Tabelle 3.4.4.4.-2) verlieren die
ostdeutschen Flachenlander stark (-361,36 Mio. DM), schwacher die
finanzschwachen westdeutschen Flachenlander (- 61,14 Mio. DM), wahrend die
finanzstarken Flachenlander sowie die Stadtstaaten deutlich gewinnen. Auch hier

erweist sich die Streuwirkung als unbefriedigend.
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Die Kompensation uber die FH ,Investitionsférderungsgesetz* ist aufgrund des
hohen Finanzierungsanteils des Bundes (90 %) nicht ausreichend, um den Wegfall
der GA ,Agrarstruktur® voll zu kompensieren. Ebenfalls reicht die FH ,Stadtebau®
allein genommen nicht aus (siehe Anhang-Tabelle 3.4.4.4.-3). Mit der Kombination
beider FH erfolgt allerdings eine Uberkompensation (mit 259,6 Mio. DM). Die
Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Lander liegt zwischen + 447,41 Mio. DM
(SN) und - 310,4 Mio. DM (BY). Die Landergruppenanalyse zeigt (siehe Anhang-
Tabelle 3.4.4.4.-4), dal3 die westdeutschen Flachenlander starke Verluste erleiden,
wahrend die ostdeutschen Lander, Berlin und die westdeutschen Stadtstaaten die
Gewinner waren. Eine solche Verteilung der Mittel aus der dann ehemaligen GA
SAgrarstruktur® durfte kaum auf politische Akzeptanz treffen.

3.4.5. Gemeinschaftsaufgabe ,,Ausbau und Neubau von Hochschulen
einschliel3lich Hochschulkliniken®

3.4.5.1. Indikatorgestiutzte Zuweisungen

Fur die Verteilung der GA ,Hochschule* Uber die Bundeslander bieten sich vier
verschiedene Grundindikatoren sowie ein Kombinationsindikator an. Bei den Indi-

katoren handelt es sich um folgende Arten:

- Zahl der Studierenden,

- die Uber 100 % des Bundesdurchschnitts liegende Zahl der Studierenden,
- Einwohner,

- veredelte Einwohner (durch eine unterschiedliche regionale Gewichtung),
- Kombinationsindikator fur Grund- und Sonderbedarf,

- flachenbezogene Studienplatze,

- Hauptnutzflache und

- Kombinationsindikator.

In der Anhang-Tabelle 3.4.5.1.-1 sind die Wirkungen der Indikatoren jeweils bei
isolierter Anwendung oder bei Aufspaltung in Grund- und Sonderbedarf Uber die
Bundeslander wiedergegeben. Gerade fur die Ostlander erweist sich die Anwendung
der Einzelindikatoren als wenig gunstig, was insbesondere fir die Stu-
dierendenindikatoren gilt. Hier treten in der Landergruppenbetrachtung (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.5.1.-2) deutliche Verluste auf (mit - 272 bzw. - 453 Mio. DM).
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Erwartungsgemaf begunstigt die Aufspaltung in Grund- und Sonderbedarfe die NBL.
Insbesondere der Kombinationsindikator aus Studierenden und Einwohnern bei Auf-
spaltung in Grund- und Sonderbedarf liefert eine sehr gute Anpassung an den Status
qguo, so dafd der Verlust der NBL mit nur - 16 Mio. DM gering ausféllt, zumal Berlin
zugleich + 16 Mio. DM gewinnt. Auch Brandenburg verliert bei einem solchen

Verteilungsmodus lediglich - 4 Mio. DM.

Des weiteren ist ein Indikator anhand des Nutzflachendefizits, das sich aus der
Differenz zwischen der Soll-Hauptnutzflache 2002 und der Hauptnutzflache des
Jahres 1997 errechnet, ermittelt worden. Hierbei hat NW mit - 45 Mio. DM den
grofdten Verlust und BB mit + 31 Mio. DM den héchsten Gewinn zu erwarten (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.5.1.-3). Ferner ist der Indikator Studienplatze in zwei Variationen
simuliert worden; zum einen ein Studienplatzdefizit, das analog zum
Hauptnutzflachendefizit berechnet wird, und zum anderen kénnen die Zuweisungen
nach Studienplatzen pro 1.000 Einwohnern erfolgen. Bei ersterem ist wiederum NW
mit einem Verlust im Vergleich zum Status quo in H6he von - 112 Mio. DM am
starksten betroffen. Den héchsten Gewinn realisiert HH mit + 34 Mio. DM. Nimmt der
Indikator bezug auf die Anzahl der Studienplatze pro 1.000 Einwohner, ist BW mit -
277 Mio. DM am stéarksten negativ betroffen, BB hingegen erfahrt einen Gewinn von
+ 403 Mio. DM.

Dartiber hinaus ist die Kombination anhand eines Uberlastkoeffizienten denkbar, der
die Anzahl der Studienplatze in Beziehung zu den tatsachlich Studierenden setzt.
Bei dem Kriterium der Zuweisungen nach der tberdurchschnittlichen Last erhalten
lediglich die Lander NW, BY, HE, HH und HB Zuweisungen.

Diese vier Indikatoren konnen zu einem Kombinationsindikator verschmolzen
werden. Dabei kann mittels linearer Optimierungsverfahren die Varianz der Gewinne
und Verluste pro Einwohner minimiert werden. In diesem Fall ginge das
Hauptnutzflachendefizit zu 24 %, das Studienplatzdefizit zu 75% und die
Studienplatze pro Einwohner zu 1 % in den Gesamtindikator ein. Daraus resultiert
der grofdte Verlust mit - 97 Mio. DM in NW und der hochste Gewinn mit + 30 Mio.
DM in HH. In bezug auf die Verteilungssituation zwischen den Landergruppen (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.5.1.-4) wirden vor allem die ostdeutschen Flachenlander
(+ 68 Mio. DM) und die westdeutschen Stadtstaaten (+ 47 Mio. DM) deutlich
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gewinnen, finanzschwache westdeutsche Flachenlander moderat (- 8 Mio. DM) und

finanzstarke Flachenlander mit - 92 Mio. DM deutlich verlieren.

3.4.5.2. Kompensation Uber Umsatzsteueranteile

In der Anhang-Tabelle 3.4.5.2.-1 wird die Umverteilungswirkung des Wegfalls der
GA ,Hochschule* bei Kompensation tber eine Erhdhung der Umsatzsteueranteile
dargestellt. Bei einem Kompensationsvolumen von 1,8 Mrd. DM ergibt sich eine
Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander von + 127,07 Mio. DM
(NW) bis - 48,54 Mio. DM (BW). Obwohl neben BW auch noch die Westlander SH,
SL und HB verlieren, treten bei den NBL und Berlin durchweg hohe Verluste auf.
Folglich zeigt sich auch in der Landergruppenanalyse (siehe Anhang-Tabelle
3.4.5.2.-2) insbesondere eine Umverteilungswirkung in Richtung auf die finanz-
starken Flachenlander. Brandenburg erleidet dabei einen Verlust von - 28,51 Mio.
DM. Wiederum erweist sich die Kompensation tber die Umsatzsteueranteile als

nicht adaquat.

3.4.5.3. Kompensation tUber Geldleistungsgesetze

Allein ausreichend fur eine vollstindige Kompensation ist wiederum die Geldleistung
~Wohngeld“. Eine Aufstockung der Finanzierungsquote des Bundes von 50 % auf ca.
76 % erweist sich hier als ausreichend (siehe Anhang-Tabelle 3.4.5.3.-1). Die
Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Lander reicht von + 226,64 Mio. DM
(NW) bis — 151,67 Mio. DM (BW). Neben BW verliert auch BY in starker Weise,
wahrend die anderen westdeutschen Lander nur geringfligig verlieren bzw. mehr
oder weniger stark gewinnen (siehe Anhang-Tabelle 3.4.5.3.-2). Die NBL verlieren
ausnahmslos in mittlerer Starke, wahrend Berlin leichte Gewinne verzeichnet. Die
Verteilungswirkungen innerhalb der Gruppen, aber auch tber die Gruppen hinweg
sind insgesamt unbefriedigend, was wiederum auf die geringe Korrelation im Hinblick

auf die Streuwirkungen erklart werden kann (0,30; siehe Tabelle 32).

Wie bereits erwahnt erweisen sich Kompensationen Uber die Geldleistungen ,Ausbil-
dungsforderung” und ,Unterhaltsvorschuf3 als nicht ausreichend. Folglich verlieren
in der Einzelanalyse alle Bundeslander (insgesamt - 896,06 Mio. DM bzw. - 997,20
Mio. DM, die vom Bund anderweitig zu kompensieren waren). Im Vergleich Uber die
Landergruppen zeigt sich allerdings, dal® fur die ostdeutschen Flachenlander die
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Kompensation Uber die Geldleistung ,UnterhaltsvorschuR* deutlich gunstiger
ausfiele. Bei einem Korrelationskoeffizienten von 0,71 (siehe Tabelle 32) ist auch die
gesamte Streuung gunstiger. Eine Kombinationslosung mit der Geldleistung
»2Ausbildungsforderung” wirde die GA ,Hochschule* zwar leicht Uberkompensieren,
das Ergebnis wirde sich aber dann verschlechtern, da der Korrelationskoeffizient fur

die Geldleistung ,Ausbildungsférderung” lediglich 0,31 betragt.

3.4.5.4. Kompensation tber Finanzhilfen

Auf die Kompensation der GA ,Hochschule” Gber eine Erhéhung der Finanzierungs-
guoten des Bundes bei den Finanzhilfen kann verzichtet werden, da die Korrelations-
koeffizienten keine besseren Ergebnisse als bei den Geldleistungsgesetzen erwarten

lassen.

3.4.6. Finanzhilfe Wohnungsbauférderung

Bei den Finanzhilfen geht es wie bereits erwahnt zum einen um die Analyse der
Auswirkungen verschiedener Indikatoren auf die Verteilung Uber die Bundeslander
im Vergleich zum jeweiligen Status quo als auch um die Kompensation uber eine
Erhéhung der Umsatzsteueranteile. Des weiteren beschréankt sich die Analyse auf
Kompensationen uber Modifikationen bei den Geldleistungsgesetzen, da eine

gegenseitige Kompensation von einzelnen Finanzhilfen nicht untersucht werden soll.

3.4.6.1. Indikatorgestitzte Zuweisungen

Bei der FH ,Wohnungsbau® bieten sich grundsatzlich drei Indikatoren an:
Wohnflache pro Einwohner,
Zahl der Gebaude pro Einwohner und
Wohnungen pro Einwohner,

wobei jeweils ein Sonderbedarf fur die NBL bertcksichtigt wird. Der Grundbedarf
wird anhand von Pro-Kopf-Zuweisungen, die sich aus den durchschnittlichen
Zuweisungen an die alten Bundeslander ermitteln lassen, abgedeckt. Der
Sonderbedarf wird dann mittels der Indikatoren verteilt. Dabei erweist sich bereits
auf den ersten Blick die Wohnflache tberlegen, da die Wohnungen und die Zahl der
Gebéaude pro Einwohner die Wohnungsgrol3e vernachlassigen.
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In der Anhang-Tabelle 3.4.6.1.-1 ist bei einem Mittelvolumen von 2.856,2 Mio. DM
die Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander dargestellt, die von
+ 35,19 Mio. DM (MV) bis - 33,53 Mio. DM (BE) reicht. Insgesamt ist diese Spanne
relativ gering, so dafd die Verteilung des Status quo recht gut nachgebildet wird. Im
Vergleich der Landergruppen (siehe Anhang-Tabelle 3.4.6.1.-2) bestatigt sich dieser
positive Eindruck. Wahrend die NBL leichte Gewinne verzeichnen (+ 24,95 Mio.
DM), verlieren moderat Berlin und leicht die finanzstarken Flachenléander (- 10,25
Mio. DM).

Die beiden anderen Indikatoren weisen gegeniber dem Status quo eine deutlich
hohere Streuung auf (siehe Anhang-Tabelle 3.4.6.1.-3 bis 6). Bei den Geb&ude-
indikator verlieren aufRerdem in der Landergruppenbetrachtung die NBL - 249,42
Mio. DM und noch starker bei dem Wohnungsindikator mit - 298,57 Mio. DM. Da der
Wohnflachenindikator bereits argumentativ Gberlegen erscheint, sollten die anderen

Indikatoren nicht angewendet werden.

3.4.6.2. Kompensation Uber Umsatzsteueranteile

Angesichts des zu kompensierenden Mittelvolumens von 2.856,2 Mio. DM erweist
sich die Streuwirkung einer alternativen Umsatzsteuerlésung insbesondere gegen-
Uber den bisher gemachten Erfahrungen als recht moderat. Die Spanne der
Gewinne und Verluste Uber die Lander bewegt sich zwischen + 65,87 Mio. DM (NW)
und - 88,61 Mio. DM (SN; siehe Anhang-Tabelle 3.4.6.2.-1). Der Vergleich tber die
Landergruppen belegt allerdings erneut, dall die Umsatzsteuerlosung die NBL
eindeutig benachteiligt. Der Verlust der NBL belauft sich auf - 263,68 Mio. DM,
wahrend Berlin einen Gewinn von + 17,67 Mio. DM realisieren koénnte (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.6.2.-2). Der Verlust Brandenburgs lage bei - 44,24 Mio. DM. Ins-
gesamt erscheint diese Streuwirkung als nicht akzeptabel.

3.4.6.3. Kompensation tber Geldleistungsgesetze

Wie bei den vorherigen Kompensationslésungen uber die Geldleistungsgesetze ist
auch der Ersatz der FH ,Wohnungsbau® zur Ganze nur Uber eine Aufstockung der
Finanzierungsquote des Bundes mdglich, wobei eine Anhebung von 50 % auf ca.
91 % erforderlich ware (siehe Anhang-Tabelle 3.4.6.3.-1). Nicht zuletzt Aufgrund der
schlechten Korrelation zwischen beiden Grol3en (Korrelationskoeffizient - 0,03) ist
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allerdings die Spanne der Gewinne und Verluste Uber die Lander mit + 223,86 Mio.
DM (NW) bis -146,05 Mio. DM (BY) noch deutlich groBer als bei der
Umsatzsteuerldsung. Wegen der unbefriedigenden Verteilungswirkungen innerhalb
der Westlander, aber auch der starken Verluste der NBL (- 242,63 Mio. DM; siehe
Anhang-Tabelle 3.4.6.3.-2) durfte diese Kompensationslosung nicht adaquat

erscheinen.

Die Kompensation Uber die anderen beiden Geldleistungen fir Ausbildungs-
forderung und Unterhaltsvorschul3 reicht quantitativ nicht aus. Eine Kombinations-
I6sung aus beiden scheidet allein deshalb aus, weil die Korrelation zwischen der FH
~wWohnungsbau® wund der Geldleistung ,Ausbildungsférderung® mit einem
Koeffizienten von - 0,05 (siehe Tabelle 32) so schlecht ist, so dal3 auch diese

Kombinationslosung keine akzeptable Streuwirkung liefern kénnte.
3.4.7. Finanzhilfe Stadtebausanierung

3.4.7.1. Indikatorgestiutzte Zuweisungen

Bei der FH ,Stadtebau® bietet sich als Verteilungsmafistab die Indikatoren der
Verwaltungsvereinbarung an, die in ihrer Struktur in der Anhang-Tabelle 3.4.7.1.-1
aufgefuhrt sind. Bei einem Finanzvolumen von 798,1 Mio. DM resultiert aus diesem
Indikatorenansatz eine Spanne der Gewinne und Verluste Uber die La&nder von
+ 57,8 Mio. DM (BE) bis zu - 20,3 Mio. DM (SN).** Die Analyse nach Landergruppen
(siehe Anhang-Tabelle 3.4.7.1.-2) zeigt einen angesichts des geringen
Mittelvolumens betrachtlichen Verlust der NBL von - 117,97 Mio. DM, wobei die
Streuwirkung insbesondere Berlin (mit + 69,08 Mio. DM) begunstigt. Brandenburg
wuirde bei einer solchen Losung immerhin - 15,8 Mio. DM einbuf3en.

3.4.7.2. Kompensation tber Umsatzsteueranteile

Angesichts des geringen Finanzvolumens ist die Streuwirkung dieser
Kompensationslosung gegeniber dem Status quo betrachtlich. Die Spanne der
Gewinne und Verluste der Lander bewegt sich zwischen + 135,48 Mio. DM (NW)
und -167,2 Mio. DM (SN; siehe Anhang-Tabelle 3.4.7.2.-1). Angesichts der Tat

% Der Vergleich der Ergebnisse aus der Verwaltungsvereinbarung mit unserer Nachbildung ist
aufgrund mangelnder neuerer Daten lediglich eingeschréankt méglich.
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sache, daf3 in der Landergruppenbetrachtung die NBL (- 479,58 Mio. DM) und Berlin
(- 15,74 Mio. DM; siehe Anhang-Tabelle 3.4.7.2.-2) einen betrachtlichen Teil des

Fordervolumens einbif3en wirden, erscheint diese Losung als vallig indiskutabel.

3.4.7.3. Kompensation tber Geldleistungsgesetze

Wegen des geringen Finanzierungsvolumens ist eine Kompensation der FH
.Stadtebau” durch eine Anhebung der Finanzierungsquoten bei der Geldleistung
~Wohngeld“ von 50 % auf ca. 62 %, bei der Geldleistung ,Ausbildungsférderung“ von
50 % auf ca. 96 % und bei der Geldleistung ,Unterhaltsvorschuf3“ von 50 % auf
100 % mdglich (siehe Anhang-Tabelle 3.4.7.3.-1). Ein Blick auf die Analyse nach
Landergruppen reicht allerdings bereits aus (siehe Anhang-Tabelle 3.4.7.3.-2), um
festzustellen, daf® derartige Kompensationen eindeutig zu lasten der NBL gehen.
Dabei sind die Umverteilungswirkungen ahnlich inakzeptabel wie bei der

Umsatzsteuerldsung.

3.4.8. Finanzhilfe Gemeindeverkehrsfinanzierung

3.4.8.1. Indikatorgestltzte Zuweisungen

Bislang werden die Mittel zur Gemeindeverkehrsfinanzierung anhand der in den
einzelnen Bundeslandern zugelassenen Kraftfahrzeuge auf die einzelnen L&nder
verteilt. Dabei werden die Kfz in den neuen Landern mit einem Gewichtungsfaktor
von 1,25 multipliziert, die Kfz der Stadtstaaten mit 1,35. Eine Verteilung der Mittel
der FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung” anhand der Einwohnerzahlen der Lander
erscheint bei einer an der Systematik orientierten Sichtweise dem bisherigen Ver-
teilungsmodus anhand der Kfz Uberlegen. Die bisherige Regelung krankt an den
existierenden Zusammenhangen zwischen Siedlungsdichte und Kfz-Zahl pro Ein-
wohner sowie zwischen regionalem Volkseinkommen und Kfz-Bestand, der die
direkte Verbindung zwischen Kfz-Bestand und notwendigen Verkehrsinvestitionen
fragwirdig erscheinen lafldt. Beide Zusammenhange werden in der bisherigen Re-
gelung ansatzweise und Uberaus grob ausgeglichen: Die ,Kfz-Veredelung® fur die
Stadtstaaten lalt sich nur Uber durch die Siedlungsdichte verursachte unter-
schiedliche Anteile von OPNV und Individualverkehr begrinden; da allerdings die
Siedlungsdichte in den Stadtstaaten unterschiedlich hoch ist, erscheint ein

einheitlicher Veredelungsfaktor auferst fragwirdig. Ebenso ist der Veredelungs
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faktor fur die neuen Lander nicht Uber einen pauschal bestimmten ,Nachholbedarf*

begrindbar.

Das Argument kann also nur der fur die Verkehrsforderung allgemein notwendige
Bedarf sein; dieser ist aber nicht notwendigerweise mit der Kfz-Zahl verknipft,
sondern orientiert sich an der Zahl der Einwohner. Diesem Vorschlag steht auch die
Quelle der Gelder (Abgaben des StralRenverkehrs) nicht entgegen, wie aus den
verschiedenen nicht nur auf den Individualverkehr ausgerichteten Verwendungs-

zwecken ersichtlich wird.

Gegen die Verwendung der Einwohnerzahlen als Verteilungskriterium fir die Gelder
der Gemeindeverkehrsfinanzierung spricht allerdings aus Sicht der NBL die Dynamik
der Zuweisungen. Da im Zusammenhang mit einer Steigerung des Wohlstandes der
Birger der NBL ein Anstieg der zugelassenen Kfz relativ zu den alten Landern zu
erwarten ist, mu3 bei einer Beibehaltung der Veredelungsfaktoren von einem
steigenden Anteil der neuen Lander an der Finanzhilfe ausgegangen werden. Dieser
Anstieg ist bei einer Umstellung auf die Einwohnerzahlen, die den Status quo
weitgehend konservieren wurde, nicht zu erwarten. Von der Aufkommensdynamik
her ist die bisherige Verteilungswirkung fir die NBL ausgesprochen positiv und
sollte, wenn keine Anderung der Veredelungsfaktoren zu erwarten ist, nicht in Frage
gestellt werden.

Die derzeitige Verteilung der FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung” tber die Bundes-
lander ist in der Anhang-Tabelle 3.4.8.1.-1 wiedergegeben, wobei sich die Zahlungen
des Bundes im Mittelwert 1995 bis 1998 auf 4.330,08 Mio. DM belaufen. Die Struktur
des Indikators ,Kfz-Daten* ist dort im einzelnen dargestellt. Die Spanne der Gewinne
und Verluste Uber die Lander reicht von + 33,1 Mio. DM (NI) bis - 68,23 Mio. DM
(NW).

Angesichts des Mittelvolumens ist diese Spanne die niedrigste in den bisher
analysierten Indikatormodellen; die Abbildung des Status quo gelingt also mehr als
befriedigend. In der Landergruppenanalyse erfolgt eine moderate Umverteilung von
den finanzstarken Flachenlandern und Berlin auf die finanzschwachen
westdeutschen Flachenlander, die Stadtstaaten und die NBL. Brandenburg wirde
mit einem Gewinn von + 19,6 Mio. DM profitieren. Diese Ergebnisse spiegeln die

zukunftige Entwicklung der Zahlungen im Rahmen der FH ,Gemeindeverkehrs
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finanzierung” wider, da hier Daten vom Frihjahr diesen Jahres verwendet wurden,

die kunftig Grundlage der Berechnungen sein werden.

3.4.8.2. Kompensation Uber Umsatzsteueranteile

Die Losung uber die Erhoéhung der Umsatzsteueranteile fuhrt bei der FH
~,Gemeindeverkehrsfinanzierung® fuhrt im Verhéltnis zum Status quo zu den bisher
geringsten Streuwirkungen (siehe Anhang-Tabelle 3.4.8.2.-1), die bei einer
Umsatzsteuerlésung beobachtet werden konnten. Die Spanne der Gewinne und
Verluste Uber die LaAnder bewegt sich lediglich zwischen + 77,08 Mio. DM (BE) und
- 47,48 Mio. DM (BY). Die Einzelanalyse wie die Landergruppenanalyse (siehe
Anhang-Tabelle 3.4.8.2.-2) belegt allerdings, dal3 die NBL ausnahmslos leichtere
Verluste erleiden. Wenn eine Umsatzsteuerldsung Uberhaupt in Betracht gezogen
werden sollte, ware sie noch am ehesten bei der FH ,Gemeindeverkehrs-
finanzierung” akzeptabel. In diesem Falle wirde Brandenburg allerdings einen

Verlust von - 10,61 Mio. DM zu verbuchen haben.

3.4.8.3. Kompensation tUber Geldleistungsgesetze

Die FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung® ist volumenmaRig zu grof3, um durch die
Ausdehnung der Bundesfinanzierung bei den Ausgaben einzelner Geldleistungs-
gesetze kompensiert werden zu kénnen. Zugleich ist die Streuung der Gewinne und
Verluste bei einer Kompensation tber die Geldleistung ,Wohngeld“ Giber die Lander
mit + 87,58 Mio. DM (BE) und - 404,05 Mio. DM (BY) bei einem Gesamtverlust der
Lander von - 862,5 Mio. DM weitaus hoher (siehe Anhang-Tabelle 3.4.8.3.-1) als bei
der Umsatzsteuerlosung. Diese schlechte Streuwirkung wird verursacht durch die
negative Korrelation der Geldleistung ,Wohngeld“ mit der FH ,Gemeindeverkehrs-
finanzierung” (-0,09; siehe Tabelle 32). Da die Korrelation der Ubrigen Ausgaben fir
die Geldleistungsgesetze ahnlich schlecht ausfallt, kann auf eine eingehendere

Analyse verzichtet werden.

4. Zusammenfassung

Gerade die Untersuchung der finanzwirtschaftlichen Konsequenzen der Kompensa-
tionsmodelle hat eindringlich verdeutlicht, daf3 es einfache Losungen im Zusammen-

hang mit dem Finanzausgleich im weitesten Sinne nicht gibt. Auch wenn vor allem
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Effizienzgesichtspunkte fur einen Abbau von Gemeinschaftsaufgaben und anderen
Mischfinanzierungstatbestdnden sprechen, verbleiben dennoch gewichtige Argu-
mente, einen derartigen Abbau mit grof3er Vorsicht anzugehen.

Im gegebenen institutionellen Rahmen erfullt der Bund durchaus wichtige
Koordinierungsfunktionen zum einen auf der Bund-Lander-Ebene, aber zum anderen
auch gegenuber der EU, wobei er vor allem auch die Interessen der Bundeslander
zu vertreten hat. So lange eine starkere Ausgleichsintensitat aufgrund erheblicher
wirtschaftlicher Leistungsunterschiede zwischen den Landern erforderlich bleibt,
kénnen nur schwerlich andere Ausgleichsinstrumente gefunden werden, die eine
kontrollierte Angleichung der Wirtschaftskraft gewdahrleisten. Die mit der
Mischfinanzierung verbundene Bund-L&nder-Koordination sorgt zugleich fur eine
gewisse Kontrolle des Wettbewerbs zwischen den Landern in bezug auf wichtige
Politikfelder und die Einbringung nur zentral verfuigbarer Informationen und
Kompetenzen. Ohne eine derartige Koordination ist vor allem bei den derzeitigen
Unterschieden in der Wirtschaftskraft die Gefahr eines Subventionswettlaufs unter
den Landern nicht auszuschlie3en, der letztendlich nur zu Ungunsten der finanz-
schwachen Lander ausgehen kann. Dartber hinaus wéren dezentrale Koordi-
nationsmechanismen zu schaffen, so dal3 auf der Ebene der einzelnen Lé&nder
entsprechende Verwaltungen aufgebaut und Kompetenzen geschaffen werden
mifRten. Auch wenn Wettbewerb auf lange Sicht mit groRer Wahrscheinlichkeit
effizienzerhohend wirkt, verbleibt dennoch die Tatsache, dal} auf kurze Sicht den

Landern zunachst einmal zusétzliche Ausgabenbelastungen entstehen wirden.

Wenn man also die kompetitiven Elemente im Finanzausgleich starken wollte, dann
mifte weniger an einen Abbau der Mischfinanzierungstatbestande, als vielmehr an
eine grundlegende Reform des LFA im engeren Sinne gedacht werden. Denn nicht
einmal eine Erhéhung der Autonomie in bezug auf eigene Landersteuereinnahmen
wirde bei dem existierenden LFA i.e.S. wesentliches verandern, da das System der
derzeitigen marginalen Abschopfungs- und Zuweisungsquoten den Aufkom-
menserfolg eines Landes mehr oder weniger willkirlich auf die anderen Lander
umverteilt, ohne dal3 wesentliche Steuermehreinnahmen bei dem agierenden Land

verblieben.

Auch die oben zitierten ,Ressortbriderschaften* (siehe 2.1.2.) mégen natrlich

negative Effizienzwirkungen entfalten; aber die Neigung der Ressorts, die Gemein
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schaftsaufgaben und Finanzhilfen als bewéhrtes Instrumentarium zu betrachten, hat
durchaus einen rationalen Hintergrund. Denn sowohl die GA als auch die FH
bewirken eine Zweckbindung der Mittel in durchaus wichtigen Politikbereichen, die
es ermoglicht, bei einer gewissen Planungssicherheit auch mittel- und langfristige
Strategien zu entwickeln, die gerade im Zusammenhang mit dem Abbau von
Wirtschaftskraftunterschieden auf der Landerebene bedeutsam sind. Obwohl hier die
Kofinanzierungsverpflichtung ein gewisses Problem bedeuten kann, sind die Mittel
dennoch einer ansonsten vollig freien Verwendungskonkurrenz entzogen, die gerade
in Zeiten einer allgemein zunehmenden Mittelknappheit haufig zu lasten von

investiven Aufgaben gehen.

Bei einer starkeren Angleichung der Wirtschaftskraft der Lander ware es allerdings
nur natdrlich, wenn dann auch vor allem die Gemeinschaftsaufgaben ,Wirtschafts-
struktur® und ,Agrarstruktur” in ihrem Aufgabenumfang schrittweise zurtickgefihrt
wurden. Wegen der vorrangigen Bedeutung der GA ,Hochschule” fiir die universitare
Ausbildungs- und Forschungsqualitat und damit die allgemeine Wett-
bewerbsfahigkeit eines Landes nicht zuletzt aufgrund ihrer insgesamt erfolgreichen
Wirkungen kann diese GA von entsprechenden Uberlegungen ausgenommen
werden, wenn hier die Mdglichkeiten der Verwaltungsvereinfachungen voll aus-
geschopft werden. Insbesondere hinsichtlich der FH ,Wohnungsbau“ und der FH

.Stadtebau” ware ebenfalls ein allmahlicher Abbau im Wachstumsprozel sinnvoll.

Ein solcher schrittweiser Abbau lieRe sich vor allem dann vollziehen, wenn
wirtschaftliche Indikatoren herangezogen werden, bei deren Angleichung Uber die
Bundeslander sich das Mittelaufkommen fir den einzelnen Mischfinanzierungstat-
bestand verringert. Eine solche Tendenz ergibt sich unter der Voraussetzung einer
im Zeitablauf verminderten Disparitat z.B. bei den Schlisseln BIP und Beschaftigung
bei der GA ,Wirtschaftsstruktur® und wirde auch bei der Verwendung der Schlissel
Standardbetriebseinkommen und Wertschépfung der GA ,Agrarstruktur® resultieren.
Bei den tbrigen GA und FH mif3te gegebenenfalls neben einem Verteilungsindikator
Uber die Bundeslander noch ein zusatzlicher Abbauindikator, der die wirtschaftliche

Leistungsfahigkeit reflektiert, implementiert werden.

Fur die Gemeinschaftsaufgabe Bildungsplanung und Forschungsforderung nach Art.
91 b GG gilt fur den Bereich der Forschungsforderung ahnliches wie fur die GA

.,Hochschule®, wahrend die Bildungsplanung bereits vom Volumen her gesehen
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weniger ins Gewicht fallt und angesichts der unter 2.2.2. gedul3erten Kritik bei beab-
sichtigten Kirzungsvorhaben seitens des Bundes insgesamt zur Disposition gestellt
werden kénnte. Demgegeniber sind die Zahlungen des Bundes an Dritte (WGL und
Helmholtz-Gesellschaft) fur die NBL und insbesondere Brandenburg von beson-
derem Gewicht, so daR diese Bereiche von moglichen Kompensationen ausge-

nommen werden sollten.

Betrachtet man im nachsten Schritt die in ihren finanzwirtschaftlichen Folgen dar-
gestellten indikatorgestitzten Kompensationslésungen beispielsweise lber eine Er-
héhung der BEZ naher, ist zunachst einmal die Frage nach ihrer politischen
Akzeptanz zu stellen. Sicherlich gibt es hier einige Indikatoren, fur die allein schon
ihre inhaltliche Rationalitéat spricht. Aber wie im einzelnen aufgezeigt, gibt es keine
isolierten Indikatoren, die eine Mittelverteilung Uber die Lander erzeugen, welche den
Status quo auch nur annahernd in befriedigender Weise widerspiegelt. So ist
zwangslaufig auf Kombinationsindikatoren oder gar optimierte Indikatorkom-
binationen zuriickzugreifen, die wiederum ein strategischen Verhaltensmoment fur
die Landerverhandlungen eroéffnen. Wenn dann sechzehn Lander sechzehn jeweils
fur sich optimierte indikatorgestitzte Kompensationsmodelle vorlegen, dirfte ein
ausreichendes Potential fur politische Auseinandersetzungen geschaffen worden
sein. Ob eine Mehrheit der Lander bereit ist, beispielsweise zwei- bis dreistellige
Millionenverluste als Preis fir eine sinnvolle Kompensationslésung zu zahlen, kann
erst in einer konkreten Verhandlungssituation getestet werden. Die Spanne der
Gewinne und Verluste Uber die Bundeslander ist bei den meisten indikatorgestitzten
Zuweisungsmodellen so grof3, dal3 eine Einigung als extrem schwierig erscheinen

muf.

Betrachtet man die Situation Brandenburgs, so muf3 konstatiert werden, dafl3 beinahe
ausnahmslos der Status quo gunstiger ist, als es die simulierten indikatorgestitzten
Kompensationsmodelle sind. Das trifft insbesondere auf die GA ,Wirtschaftsstruktur®
und die GA ,Agrarstruktur® zu. Ahnlich, wenn auch noch etwas starker beguinstigt
durch die Verteilungen des Status quo ist unter den NBL nur noch das Land
Sachsen. Bei der GA ,Hochschule® fiuhrt allerdings ein Kombinationsindikator aus
Studierenden und Einwohnern zu einer durchaus befriedigende Verteilungswirkung
Uber die Lander. Eine ahnlich gute Anpassung gewahrleistet der Indikator
Wohnflache fur die FH ,Wohnungsbau“, wobei Brandenburg einen moderaten

Gewinn von 25,85 Mio. DM realisieren wirde. Entsprechendes gilt auch fir den
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Indikator ,Kfz-Daten* bei der FH ,Gemeindeverkehrsfinanzierung”, bei dem

Brandenburg auf der Basis von 1999er Daten mit 19,6 Mio. DM profitieren wirde.

Neben einer Kompensation Uber indikatorgestitzte Zuweisungen werden fur die
Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen die Kompensation Uber die Umsatz-
steueranteile und eine Erhéhung der Beteiligungsquote des Bundes an den Aus-
gaben fur die Geldleistungsgsetze betrachtet; zusatzlich kénnen die Gemein-
schaftsaufgaben auch durch die Erhéhung der Beteiligungsquote des Bundes an den
Finanzhilfen kompensiert werden. Die Losungen Uber die Erhéhung der Umsatz-
steueranteile fuhrt insbesondere bei den finanzschwachen Lander einschlief3lich der
NBL zu beinahe ausnahmslos starken Verlusten. Sie erweisen sich daher als vollig
inakzeptabel. Nur bei der Finanzhilfe ,Gemeindeverkehrsfinanzierung* ist die
Streuwirkung Uber die Bundeslander relativ eng am Statuts quo, so dafd hier eine

entsprechende Kompensation in Erwagung gezogen werden kdnnte.

Ahnlich schlecht wie in den Fallen der Kompensation uber die Umsatzsteueranteile
sind die Kompensationslésungen Uber die Geldleistungsgesetze in der Lage, den
Staus quo in befriedigender Weise abzubilden. Ohne zusatzliche Ausgleichsmal3-
nahmen sind also kompensierende Erhéhungen der Beteiligungsquoten des Bundes
an den Ausgaben fir die Geldleistungsgesetze nicht in der Lage, einzelne
Gemeinschaftsaufgaben oder Finanzhilfen zu ersetzen und zugleich eine be-

friedigende Verteilung Uber die Bundeslander zu bewirken.

Die Kompensation einzelner Gemeinschaftsaufgaben durch einzelne oder kom-
binierte Finanzhilfen ist ohne Beriicksichtigung eines Sonderbedarfs fur die NBL un-
befriedigend, aber auch die Verteilungswirkungen innerhalb der anderen Lander-
gruppen erscheinen tberwiegend als nicht akzeptabel. Nur im Falle der GA ,Wirt-
schaftsstruktur” lieRe sich bei Differenzierung nach Grund- und Sonderbedarf sowie
bei einem optimierten Kombinationsindikator und bei einer Differenzierung der Be-
teiligungsquoten des Bundes zugunsten der Ostlander eine halbwegs befriedigende
Anpassung an den Status quo erreichen, wobei Brandenburg immerhin noch einen

Betrag von 23,8 Mio. DM einbiRRen wiirde.

Wie bei den indikatorgestltzten Zuweisungslosungen stellt sich auch bei den
aufgezeigten Kompensationslosungen uUber Finanzhilfen und Geldleistungsgesetze
die Frage nach der politischen Akzeptanz. Insbesondere bei denjenigen Landern, die

grolRere Mittelverluste zu befiirchten haben, dirfte angesichts der derzeitigen
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Auseinandersetzungen Uber verschiedene Komponenten des Finanzausgleichs im
weitesten Sinne die Bereitschaft eher gering sein, sich auf derartige Ldsungen
einzulassen. Erschwerend kommt noch hinzu, dal3 auch eine Zusammenfassung
mehrerer Kompensationslosungen zu einem Paket die Streuwirkungen insgesamt
nicht verringern, da der Status quo ganz eindeutig einige Bundeslander begunstigt,

so daf3 bei diesen auch Paketldsungen hohe Mittelverluste bedingen.

Aufgrund der spezifischen Situation des Landes Brandenburg fihren die meisten
Kompensationsldosungen zu starken Mittelverlusten. Trotzdem waére die Unter-
stlitzung rationaler Indikatoransétze insbesondere dann vorteilhaft, wenn Uber die
indikatorgesttitzte Zuweisung eine langfristige Absicherung der Mittel erreicht werden
kann, so dal3 insgesamt die Planungssicherheit erhéht wird. Werden dabei Indika-
toren angewendet, die bei Verbesserung der Wirtschaftskraft des Landes ricklaufige
Zuweisungen auslosen, ware sicherlich auch die Zustimmung des Bundes und der

alten Bundeslander leichter zu erreichen.

Abschlie3end sei noch kurz ein weitergehender Reformansatz angedeutet. Wirde
man unterstellen, dal3 die Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen in den alten
Bundeslandern weitestgehend ihre notwendige Ausgleichsfunktion erfullt haben,
dann konnte der unter 3.3.1.3. beschriebene Grundbedarf, der sowohl in den GA als
auch FH enthalten ist, in die Umsatzsteuerverteilung integriert werden. Was
verbliebe, ware der Sonderbedarf der NBL, welcher der Sonderbedarfs-BEZ ,tei-
lungsbedingte Sonderlasten* zugeschlagen werden koénnte. Im Sinne einer
langerfristigen Absicherungsstrategie vorzuziehen ware allerdings die (in unter
3.3.2.5. dargestellte) Integration der Sonderbedarfe in die Finanzkraft- und Aus-
gleichsmel3zahl. Eine solche Losung hatte ebenfalls einen eingebauten Auto-
matismus in dem Sinne, dal3 eine Angleichung der Wirtschaftskraft der NBL zu einer
Verringerung des Mitteltransfers beitragt, zugleich den NBL aber eine langfristige
Planungssicherheit verschafft wird. Der Abbau der Mitteltransfers konnte die
Akzeptanz seitens des Bundes und der alten Lander erhéhen. Als Nachteil ist hier
allerdings die notwendige Anpassung des Grundgesetzes zu vermerken. Insbe-
sondere wenn eine Neuordnung des LFA i.e.S. anstehen sollte, wéare eine derartige

Losung intensiver zu diskutieren.
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